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Anwesenheit in der Sitzung von 17:00 bis 19:00 Uhr
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Evelyne Grieb Esther Meier Karel Ziehli
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Bernadette Häfliger

Stadtrat entschuldigt
Natalie Bertsch Ingrid Kissling-Näf Ronja Rennenkampff
Laura Curau Fuat Köçer Simone Richner
Dominik Fitze Denise Mäder Johannes Wartenweiler
Thomas Hofstetter Dominic Nellen
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2023.SR.0112

1 Begrüssung und Mitteilungen

1. Vizepräsidentin: Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, ich begrüsse euch zur heu-
tigen Stadtratssitzung. Zuerst gebe ich euch die Entschuldigungen bekannt. Für alle 
Sitzungen entschuldigt haben sich Laura Curau von der Mitte, Johannes Wartenweiler 
von der SP, Thomas Hofstetter von der FDP, Fuat Köçer von der SP, Dominic Nellen 
von der SP und Natalie Bertsch von der GLP. Entschuldigt für die erste Sitzung sind 
Ingrid Kissling von der SP und Denise Mäder von der GLP. Entschuldigt für die zweite 
Sitzung sind Seraina Flury, GLP, und Bernhard Hess von der SVP. Verspätet kommen 
Georg Häsler von der FDP, Corina Liebi von der GLP und offenkundig Jelena Filipovic. 
Ich darf sie heute für den ersten Teil, bis sie kommt, als Präsidentin vertreten.
Wir haben heute keine Rücktritte bekannt zu geben und somit auch keine neuen Mit-
glieder*innen im Stadtrat zu begrüssen. Hingegen dürfen wir zwei Geburtstage feiern. 
Gestern durften feiern: Ingrid Kissling-Näf und Seraphine Iseli. Happy Birthday einen 
Tag verspätet.
Ich bitte euch, das Badgen nicht zu vergessen. Die Vorstösse können wie gewohnt 
eingereicht werden: Dringliche Vorstösse bis 21 Uhr und die anderen Vorstösse bis 
21.30 Uhr.

2026.SR.0168

2 Finanzkommission (FIKO): Ersatzwahl Mitglied

1. Vizepräsidentin: Wir kommen somit zum zweiten Traktandum. Es ist eine Wahl, und 
zwar eine Ersatzwahl für ein Mitglied in der Finanzkommission. Ihr habt die Antragsliste 
erhalten. Nominiert ist Vera Zotter von der SP. Gibt es aus dem Rat weitere Wahlvor-
schläge? – Das scheint nicht der Fall zu sein. Gibt es Diskussionsbedarf? – Auch das 
scheint nicht der Fall zu sein. Dann kommen wir zur Wahl. Wählt ihr Vera Zotter als 
Mitglied der Finanzkommission? Wer dieser Wahl zustimmt, zeigt dies mittels Hander-
heben. – Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Ich gratuliere Vera zur Wahl. 
Sie wurde einstimmig als Mitglied der Finanzkommission gewählt. Happy Welcome. Wir 
kommen zum Traktandum 3.

Antrag 1
SP/JUSO
Der Stadtrat wählt Vera Zotter (SP) als Mitglied in die Finanzkommission (FIKO) für den 
zurückgetretenen Chandru Somasundaram (SP).

Wahl
Einstimmig per Handerheben gewählt.
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2020.TVS.000205

3 IN510-001138 (alt: I5100691), Fr. 1 500 000.00, Gesamtsanierung Schänzli-
brücke; Kreditabrechnung mit Nachkreditbegehren

1. Vizepräsidentin: Gesamtsanierung Schänzlibrücke: Es ist ein Nachkreditbegehren. 
Die Finanzkommission hat die Kreditabrechnung einstimmig genehmigt. Der Stadtrat 
muss demzufolge nur noch über den Nachkredit befinden. Da Georg Häsler verspätet 
ist, wird sein Votum von Alexander Feuz SVP übernommen. – Alexander Feuz für die 
Kommission.

Alexander Feuz (SVP) für die Kommission: Ihr kennt mich, ich war nie ein Informatik-
spezialist. Ich habe sein Votum per Mail bekommen. Vorhin hatte gerade mein Natel 
ein bisschen eine Krise. Aber ich nehme an, es sollte jetzt wieder laufen, sonst mache 
ich es aus der Erinnerung. Es ist richtig: Wir haben dem Geschäft einstimmig zuge-
stimmt. Es ist ein Kredit, dem wir zustimmen müssen. Es ist unbestritten, es ist ein 
älteres Geschäft, aber es ist für mich ganz klar, dass hier die Voraussetzungen gegeben 
sind. Man musste diese Asbestsanierung machen. Darum ersuchen wir euch auch im 
Namen von Georg Häsler, dem Geschäft, diesem Nachkredit zuzustimmen.

1. Vizepräsidentin: Besteht Diskussionsbedarf? Dies scheint nicht der Fall zu sein. 
Wünscht der Gemeinderat das Wort? Der Gemeinderat verzichtet auf ein Votum. Das 
heisst, wir kommen zur Abstimmung. Der Stadtrat stimmt also über den Nachkredit ab. 
Wer dem Nachkredit zustimmen will, stimmt Ja, wer ihn ablehnt, stimmt Nein. Ihr dürft 
jetzt abstimmen.

Abstimmung Nr. 009
2020.TVS.000205

Annahme 
Ja 49
Nein 0
Enthalten 1

Verbal: Tanja Miljanovic stimmte auf dem Vize-Platz für Barbara Keller ab. Korrekt ist: 
Barbara Keller Abwesend; Tanja Miljanovic Ja.

1. Vizepräsidentin: Ihr habt diesem Nachkredit zugestimmt. Besten Dank.

2021.TVS.000139

4 Ersatzneubau Lehnenkonstruktion Neubrückstrasse; Projektierungs- und 
Ausführungskredit

1. Vizepräsidentin: Wir kommen zum nächsten Traktandum, dem Traktandum 4. Dies 
ist ein Projektierungs- und Ausführungskredit für den Ersatzneubau Lehnenkonstruktion 
Neubrückstrasse. Ich erteile zuerst der Kommission das Wort. Für die PVS, Laura 
Brechbühler.
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Laura Brechbühler (SP) für die Kommission: Beim vorliegendemnProjektierungs- und 
Ausführungskredit geht es um einen Strassenabschnitt der Neubrückstrasse zwischen 
Henkerbrünnli und Bierhübeli. Vom Henkerbrünnli aus auf der rechten Strassenseite 
befindet sich unter der Strasse eine sogenannte Lehnenkonstruktion. Diese Lehne ist 
fast hundertjährig und soll die Strasse stabilisieren, weil es auf der rechten Seite steil 
hinuntergeht. Doch genau diese Stabilisierung kann die Lehne nicht mehr garantieren, 
weswegen bereits regelmässig Messungen durchgeführt werden. Konkret hat der Ge-
meinderat bereits vor einigen Jahren Sofortmassnahmen in Form von Unterspriessun-
gen, aber auch Vernagelungen getroffen, um zu verhindern, dass die Strasse noch wei-
ter in Richtung Abhang rutscht. Seit 2020 fährt auch der Bus nicht mehr auf der rechten 
Strassenseite, um die Lehne zu entlasten. Sie sehen: Es geht hier also durchaus um 
die Sicherheit dieser doch vielbefahrenen Strasse.
Aufgrund der grossen Umbauten am Bahnhof Bern war eine frühere Sanierung auch 
nicht möglich, und ist jetzt überfällig. Jetzt soll ein Ersatzneubau dieser alten Lehnen-
konstruktion gebaut werden. Mit diesem Ersatzneubau wird die Strasse um ca. 1,5 Me-
ter schmaler. Der schmalere Strassenabschnitt bedeutet hier aber nicht, dass irgendein 
Verkehrsteilnehmer weniger Platz hat, im Gegenteil: Der Kredit wird dafür gebraucht, 
die stadteigenen Vorgaben der Masterpläne Fuss- und Veloverkehr umzusetzen.
Heute fahren beispielsweise die Velos stadteinwärts, also vom Bierhübeli hinunter, ge-
meinsam mit dem Bus auf einer Spur. Das soll jetzt korrigiert werden. Gleichzeitig ist 
vorgesehen, den Fuss- vom Veloverkehr stadtauswärts, also zum Bierhübeli hinauf, 
baulich voneinander abzutrennen. Das gleiche soll auch zwischen Velo- und MIV pas-
sieren. Zudem wird auf dem Strassenabschnitt Tempo 30 eingeführt und der Strassen-
belag erneuert. 
In der PVS war unbestritten, dass die Lehnenkonstruktion dringend ersetzt werden 
muss. Für Diskussionen gesorgt hat die geplante Entflechtung des Velo- und ÖV-Ver-
kehrs stadteinwärts, weil die Velos etwa gleich schnell unterwegs sind wie der Bus. 
Diese geplante Entflechtung hat viel mit dem Sicherheitsgefühl der Velofahrenden zu 
tun. Und zudem sagt der Masterplan Veloverkehr klar: Womöglich möchten wir separate 
Velospuren. Die Verkehrsmassnahmen wurden hier gemeinsam mit Bernmobil entwi-
ckelt, was auch wichtig ist. Die geplante Verschmälerung der Strasse wurde auch noch 
von einzelnen Kommissionsmitgliedern bemängelt. Wie bereits erwähnt, ist hier vor al-
lem die Beschaffenheit des Strassenabschnitts, das heisst mit dem Hang auf der rech-
ten Seite, und die Sicherheit der Strasse zu nennen, weswegen dies hier nötig ist. 
Schliesslich hat die PVS dem Geschäft einstimmig mit 2 Enthaltungen zugestimmt, und 
empfiehlt dem Stadtrat, dasselbe zu tun.

Laura Brechbühler (SP) für die Fraktion: Die SP-Fraktion wird dem Geschäft ebenfalls 
zustimmen. Für uns ist hier wichtig, dass die Sicherheit der Strasse gewährleistet ist 
und dass wir auch den Masterplänen Velo- und Fussverkehr folgen können. Besonders 
begrüssen wir natürlich die Einführung von Tempo 30 und auch die Erneuerung des 
Strassenbelegs dieser wirklich vielbefahrenen Strasse. Das dünkt uns wichtig. Deswe-
gen werden wir ebenfalls zustimmen.

1. Vizepräsidentin: Ich hätte zuerst noch fragen müssen, ob Diskussionsbedarf be-
steht. Besteht Diskussionsbedarf? – Das scheint nicht der Fall zu sein. Wünscht der 
Gemeinderat das Wort? – Matthias Aebischer hat das Wort.



Protokoll 11 | Stadtrat vom 11.06.2026

7

Matthias Aebischer, Direktor TVS: Sehr geehrte Frau Vizestadtratspräsidentin, sehr 
geehrte Stadträt*innen, die Kommissionssprecherin hat Ihnen die Situation zwischen 
Henkerbrünnli und dem Bierhübel im Detail geschildert und das Projekt bestens vorge-
stellt. Herzlichen Dank. Es geht also um einen Projektierungs- und Realisierungskredit 
in der Höhe von 6,4 Mio. Franken für die Sanierung eines Strassenkonstrukts, da es in 
die Jahre gekommen ist.
Eigentlich wollten wir das Ende des RBS-Tunnelbaus Bahnhof Bern abwarten. Doch es 
stellte sich heraus, dass die rund hundertjährige Lehnenkonstruktion, welche die 
Strasse im oberen Bereich abstützt, so schadhaft ist, dass wir vor fünf Jahren Sofort-
massnahmen ergreifen mussten, um die Tragfähigkeit sicherzustellen. Seither wird die 
Lehne quartalsweise kontrolliert. Das ist auch noch wichtig zu sagen. Nun sind die Tun-
nelarbeiten so weit fortgeschritten, sodass der Neubau realisiert werden kann. Zusätz-
lich zur Lehne wird der gesamte Strassenabschnitt saniert, der Strassenquerschnitt an-
gepasst und neue Verkehrsmassnahmen so umgesetzt, dass es eine spürbare Verbes-
serung für den Fuss- und Veloverkehr gibt. Ebenfalls zur neuen Verkehrsgestaltung 
zwischen Henkerbrünnli und Bierhübeli gehört die Einführung von Tempo 30. Die De-
tails haben Sie von der Kommissionssprecherin erhalten. Ich finde das Projekt sinnvoll 
und gut, der Gemeinderat auch, ebenfalls Ihre vorberatende Kommission. Sie haben es 
gehört. Ich empfehle Ihnen deshalb, dem Projektierungs- und Realisierungskredit für 
den Ersatz der Lehnenkonstruktion und der Neugestaltung der Neubrückstrasse zuzu-
stimmen. Danke für die Aufmerksamkeit.

1. Vizepräsidentin: Als nächstes kommen wir zur Abstimmung. Wir stimmen über den 
Projektierungs- und Ausführungskredit ab. Wer dem Projektierungs- und Ausführungs-
kredit zustimmen will, stimmt Ja, wer ihn ablehnt, stimmt Nein. Ihr könnt jetzt abstim-
men.

Abstimmung Nr. 010
2021.TVS.000139

Annahme 
Ja 47
Nein 6
Enthalten 0

Verbal: Tanja Miljanovic stimmte auf dem Vize-Platz für Barbara Keller ab. Korrekt ist: 
Barbara Keller Abwesend; Tanja Miljanovic Ja.

1. Vizepräsidentin: Ihr habt dem Kredit zugestimmt. Besten Dank. Wir kommen zum 
Traktandum 5.
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2024.TVS.0181

5 Sanierung Knoten Nordring / Breitenrainstrasse / Schulweg; Ausführungs-
kredit

1. Vizepräsidentin: Auch hier geht es um einen Ausführungskredit, und zwar für die 
Sanierung des Knotens Nordring/Breitenrainstrasse/Schulweg. Ich erteile zuerst der 
Kommission das Wort. Für die PVS, Nicolas Lutz.

Nicolas Lutz (Mitte) für die Kommission: Mit dieser Vorlage beantragt der Gemeinderat 
einen Ausführungskredit von 2,87 Millionen für die Sanierung Knoten Nordring/Breiten-
rainstrasse/Schulweg. Kern des Projekts ist der Ersatz einer 25-jährigen Lichtsignalan-
lage, deren Betriebssicherheit und Ersatzteilversorgung nicht mehr gewährleistet wer-
den kann. Gleichzeitig werden Verbesserungen für die Verkehrssicherheit, insbeson-
dere für Schulkinder, Fussgänger, Veloverkehr sowie Menschen mit Beeinträchtigun-
gen, umgesetzt. Zusätzlich werden Flächen entsiegelt, sechs neue Bäume gepflanzt 
und die Aufenthaltsqualität im Quartier verbessert. Die Kommission hat die Vorlage 
beraten und einstimmig angenommen und empfiehlt Ihnen, dies auch zu tun. Vielen 
Dank.

1. Vizepräsidentin: Danke für das kurze Votum. Besteht seitens des Stadtrats Diskus-
sionsbedarf. – Das scheint nicht der Fall zu sein. Wünscht der Gemeinderat das Wort? 
– Entschuldigung, es besteht Diskussionsbedarf und ihr habt euch bereits angemeldet. 
Zuerst Katharina Gallizzi für die GB/JA!-Fraktion.

Katharina Gallizzi (GB) für die Fraktion: Auch ich werde nicht allzu ausufernd werden. 
Trotzdem möchte ich kurz etwas dazu sagen. Grundsätzlich finden wir das vorliegende 
Geschäft positiv. Die notwendige Aktualisierung der Lichtsignalanlage wird zum Anlass 
genommen, den Knoten klimafreundlicher zu gestalten. Anstatt eines Abbiegers für Au-
tos wird in der Ecke, wo Kings Kebab ist, neu ein entsiegelter Minipark mit zusätzlichen 
Bäumen entstehen.
Wir sehen auch, weshalb die Lichtsignalanlage in diesem Fall notwendig ist, und be-
grüssen es sehr, dass durch die neue Ampelsteuerung eine grüne Welle für die Velos 
in beide Richtungen erreicht werden soll. Denn schliesslich ist die Aufgabe dieser Am-
pel die Dosierung des motorisierten Verkehrs. Sie sollte nicht die Velos aufhalten.
Nicht alles ist aber rosig. Darum bin ich auch ans Redner*innenpult gekommen. Es gibt 
zwei Punkte, die wir gerne geändert hätten. Zum einen ist das Temporegime auf dem 
Nordring zu nennen. Es beträgt momentan immer noch 50 und soll auch im Zuge der 
Umgestaltung des Knotens. nicht auf 30 gesenkt werden. Im Vortrag ist lapidar zu le-
sen: "Eine Änderung des Temporegimes ist im Projekt nicht vorgesehen." Aus unserer 
Sicht ist das eine verpasste Chance. Denn die Geschwindigkeitsbegrenzung wird in der 
Bauphase gesenkt. Aus unserer Sicht wäre es darum am einfachsten, gleich mit diesem 
Temporegime 30 weiterzufahren, auch wenn die Bauphase vorbei ist. Ebenfalls hätten 
wir uns gewünscht, dass das nordseitige Trottoir auf dem Schulweg verbreitert würde, 
wenn hier in der Gegend schon gebaut wird. Der Perimeter dafür sei zu klein und es 
bräuchte zusätzliche umfangreiche Abklärungen, heisst es von der Verwaltung und dem 
Gemeinderat. Das heisst, wir werden diesem Geschäft natürlich zustimmen, wünschen 
uns aber, dass diese zwei offenen Punkte, nämlich das Temporegime und auch die 
Verbreiterung des Trottoirs auf dem Schulweg, möglichst schnell im Rahmen anderer 
Projekte angegangen wird.
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1. Vizepräsidentin: Als nächster Redner, Michael Ruefer von der GFL.

Michael Ruefer (GFL) für die Fraktion: Auch wir werden dem Geschäft selbstverständ-
lich zustimmen. Ich erlaube mir auch noch ein paar wenige Bemerkungen dazu. Wir 
würdigen natürlich, dass die Situation insbesondere für Fuss- und Veloverkehr im Pe-
rimeter dort weiter verbessert wird, und auch, dass die Interessen des Klimaanpas-
sungsreglements mit Begrünungen, mit dem kleinen Park, dort umgesetzt werden kann. 
Das ist grundsätzlich sehr begrüssenswert.
Und trotzdem, Katharina hat es schon vorweggenommen, gibt es weiterhin bis zu einem 
gewissen Grad eine mangelhafte Situation. Notabene das bekannte fehlende Schulweg-
Trottoir, das wirklich ein Dorn im Auge ist mitten im Quartier. Das fehlt dort einfach. Es 
hat gelbe Markierungen am Boden, die aber regelmässig einfach zuparkiert werden. 
Dann stehen dort einfach wild Autos herum. Wir würden uns auch wünschen, dass die 
Polizei etwas stärker durchgreift. Dann ist das bekannte Defizit, das in diesem Raum 
herrscht, natürlich der ehemalige Bahndamm, der dort mitten durch das Quartier führt 
bzw. der das bis 1941 gemacht hat. Man hat auch nochmal angeschaut, was man mit 
diesem Raum am Nordring. machen könnte, mit einem Betriebs- und Gestaltungskon-
zept. Das ist leider in einer Schublade verschwunden. Aber wir möchten parteiübergrei-
fend, wir haben das jetzt auch schon zu diskutieren begonnen, dass das reaktiviert 
wird, dass geschaut wird, welches Potenzial steckt in diesem Raum, und dass auch 
eine Vision angestossen wird, wie dieser Raum man das weiter stadtverträglicher ge-
stalten könnte; einem Raum, wo heute noch bis zu 8'000 Fahrzeuge in eine Richtung 
fahren. Denn es ist eine der meistbelasteten Strassen in der Stadt Bern.

1. Vizepräsidentin: Besten Dank. Für die FDP-Fraktion, Oliver Berger.

Oliver Berger (FDP) für die Fraktion: Das Geschäft ist bei uns in der Fraktion weitest-
gehend unbestritten gewesen. Wir stellen die Sanierung nicht in Frage. Die Lichtsignal-
anlage ist End of Life. Die muss erneuert werden. Wir begrüssen auch, dass das Tem-
poregime erhalten bleibt, so wie es bis jetzt angedacht war, weil es eine verkehrsori-
entierte Strasse ist. Mit dem Abbau der MIV-Spur beim Rechtsabbieger können wir le-
ben, wenn sichergestellt ist, dass das nicht zusätzlich verwendet wird, um den MIV 
auszubremsen, oder auch, dass schwere Fahrzeuge weiterhin rechts abbiegen und die 
Kurve bewältigen können. Das wäre alles. Besten Dank für die Aufmerksamkeit.

1. Vizepräsidentin: Besten Dank. Gibt es noch weitere Fraktionsvoten? – Das scheint 
nicht der Fall zu sein. Ihr könnt euch für Einzelvoten anmelden.

1. Vizepräsidentin: Für die GLP-Fraktion, Roger Nyffenegger.

Roger Nyffenegger (GLP), Einzelvotum: Ich will hier kurz das Wort ergreifen. Wir ha-
ben uns noch in einer kleinen Gruppe einen Antrag für die Prüfung eines abgesetzten 
Velowegs und einer zurückversetzten Kreuzung auf der Seite der Breitenrainstrasse 
überlegt. Damit könnte man verhindern, dass eine Ampel den Fluss der Velos unter-
bricht. Ich weiss aus eigener Erfahrung, dass dort, in diesem Perimeter, die Velos re-
gelmässig gar nicht anhalten, weil von der Breitenrainstrasse oder dem Schulweg her 
gar nicht so viel Verkehr kommt. Ich hätte mir gewünscht, dass man da vielleicht etwas 
mutiger gewesen wäre. Denn jetzt sind wir etwas spät dran. Das haben wir auch ge-
merkt. Darum haben wir diesen Antrag nicht eingereicht. Das hat also mehr prozessuale 
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als inhaltliche Gründe, weil das schon ein Ausführungskredit ist. Es würde teurer, würde 
zu Verzögerungen führen. Das haben wir eingesehen. 
Trotzdem möchte ich Matthias Aebischer, aber auch der Verwaltung sagen: Die Velo-
strategie hat Mindeststandards, sie hat aber auch Möglichkeiten, mal etwas mutiger zu 
sein, mal irgendwo einen Piloten zu machen. Und ich hätte diesen Perimeter als relativ 
geeignet dafür erachtet. In Holland ist es relativ Standard, dass man die Velowege kurz 
vor Kreuzungen abtrennt und dann die Querstrassen zurückversetzt kreuzen lässt, 
wenn die Querstrasse weniger Verkehr hat. Ich hätte die Platzverhältnisse so einge-
schätzt, dass das in diesem Perimeter auch möglich gewesen wäre. Und wenn wir doch 
schon die Möglichkeit haben, dies, wie es die Velostrategie vorgibt, als Pilot auch zu 
tun, dann wünschte ich mir doch, dass man solche Optionen auch prüft. Das ist hier 
nicht der Fall. Ich nehme mich auch selbst an der Nase und versuche zukünftig früher 
ein Auge darauf zu haben, dass wir solche Lösungen einführen können. Ich denke, es 
ist für die Velostadt Bern, die wir sein wollen, an der Zeit, dass wir in solchen Projekten 
mutiger werden. Merci vielmals.

1. Vizepräsidentin: Gibt es weitere Einzelvoten? – Dies scheint nicht der Fall zu sein. 
Ich gebe dem Gemeinderat Matthias Aebischer das Wort.

Matthias Aebischer, Direktor TVS: Sehr geehrte Frau Vizestadtratspräsidentin, sehr 
geehrte Stadträt*innen, liebe Gemeinderatskolleg*innen, ich glaube, es ist unbestritten, 
dass die alte Lichtsignalanlage an der Kreuzung Nordring/Breitenrainstrasse/Schulweg 
ersetzt werden muss. Wir haben es gehört. Wir haben selbstverständlich auch geprüft, 
ob es ohne geht, also ohne Ampel. Aber aufgrund der Verkehrssteuerung und der 
Schulwegsicherheit der Kinder, die für den Gemeinderat höchste Priorität besitzt, sind 
wir von der Idee einer ampelfreien Kreuzung wieder abgekommen. Sie haben es gehört: 
Wir nutzen diesen Ampelersatz, um gleich mehrere spürbare Verbesserungen für Fuss-
gänger*innen und Velofahrende, Menschen mit Beeinträchtigungen und letztlich für die 
ganze Bevölkerung zu realisieren. Wir bauen barrierefreie Randabschlüsse, wir ma-
chen taktil-visuelle Markierungen, wir installieren akustische Signalgeber, wir verbrei-
tern die Mittelinsel, wir vergrössern den Trottoirbereich, es gibt separate Veloampeln, 
es gibt freies Rechtsabbiegen bei Rot für die Velos und wir schalten die Ampel in der 
Nacht auf Bedarfsbetrieb. Man könnte sicher noch viel mehr machen, klar, wir haben 
die Begehren vorhin gehört. Aber ich möchte schon daran erinnern: Wir sprechen hier 
primär von einem Ampelersatz. Weiter pflanzen wir sechs neue Bäume vor dem Kebap-
Häuschen und entsiegeln eine Fläche von 175 m2. Das ist nicht gerade eine Grossflä-
che, aber das neue Plätzli wird dennoch zu einer merklichen Verbesserung der Aufent-
haltsqualität beitragen. Wenn Sie dem Geschäft zustimmen, würden wir Anfang nächs-
ten Jahres bauen und im zweiten Quartal bereits die Lichtsignalanlage in Betrieb neh-
men. Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

1. Vizepräsidentin: Besten Dank, Matthias Aebischer. Wir kommen somit zur Abstim-
mung über den Ausführungskredit. Wer dem Ausführungskredit zustimmen will, stimmt 
Ja, wer ihn ablehnt, stimmt Nein. Ihr könnt jetzt abstimmen.

Abstimmung Nr. 011
2024.TVS.0181

Annahme 
Ja 59
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Nein 0
Enthalten 0

Verbal: Tanja Miljanovic stimmte auf dem Vize-Platz für Barbara Keller ab. Korrekt ist: 
Barbara Keller Abwesend; Tanja Miljanovic Ja.

1. Vizepräsidentin: Ihr habt diesem Ausführungskredit einstimmig zugestimmt.

2026.SUE.0033

6 Schutz und Rettung Bern: Rettungsdienst Region Bern+: Berichterstattung 
/ Nachkredit in Gemeinderatskompetenz / Verpflichtungs- und Investitions-
kredit in Stadtratskompetenz

1. Vizepräsidentin: Wir kommen zum nächsten Traktandum, Traktandum 6. Auch hier 
geht es um einen Kredit, und zwar geht es um Schutz und Rettung Bern, Rettungsdienst 
Kanton Bern+. Ich darf zuerst das Wort der Kommission erteilen. Für die RWSU, Judith 
Schenk.

Judith Schenk (SP) für die Kommission: Wir diskutieren heute die Berichterstattung 
des Rettungsdienstes Region Bern+ von Schutz und Rettung Bern, den entsprechenden 
Nachkredit in Gemeinderatskompetenz und entscheiden über einen Verpflichtungs- und 
einen Investitionskredit. Da das Geschäft in der Kommission unbestritten war und me-
dial bereits breit unterstützt wurde, halte ich mich hier einigermassen kurz. 
Da der Kanton auch bei anderen Leistungsnehmenden wiederholt Druck aufsetzt und 
mit Ausschreibung der aktuellen Leistungsverträge droht, konnte man die Unterstüt-
zung des Geschäfts seitens RWSU bereits den Medien entnehmen. Deshalb nehme ich 
die Kommissionsempfehlung ebenfalls auch gleich vorab. Die RWSU hat den Verpflich-
tungskredit in der Höhe von 800'000 Franken für das Jahr 2027 zu Lasten der Erfolgs-
rechnung der Abteilung Schutz und Rettung Bern einstimmig zugestimmt und mit einer 
Enthaltung der Übernahme der Anlagen, des Inventars und des Mobiliars des Rettungs-
dienstes der Insel Gruppe AG sowie für Investitionen vor Betriebsstart einem Kredit von 
etwas mehr als 240'000 Franken zu Lasten der Investitionsrechnung zugestimmt. Der 
Rettungsdienst ist eine Kompetenz des Kantons, welche die Stadt Bern bereits jetzt im 
Leistungsvertrag für den Kanton ausführt. Vorliegender Zusammenschluss ist für die 
Stadt deshalb eine Erweiterung.
Dieser Zusammenschluss geschieht in Erfüllung der Gesundheitsstrategie 2020 bis 
2030 des Kantons Bern, welche aus acht Spitalregionen vier macht. Der Kanton ver-
spricht sich dadurch eine bessere Koordination der Leistungen, weniger Doppelspurig-
keiten durch Abbau von Parallelstrukturen, mehr Effizienz und letztlich stabilere Kosten 
und bessere Steuerbarkeit. Der Leistungsvertrag wird aktuell jährlich erneuert. Künftig 
und nach Integration des Inselrettungsdienstes werden dreijährige Leistungsverträge 
vereinbart. Der Auftrag in einem Satz bedeutet die Erbringung notfallmässiger Primär- 
und Sekundärtransporte nach Dispositionsprinzip Next Best.
Diese Weiterführung entspricht dem Legislaturziel 6 des Gemeinderates: "Die Stadt 
Bern sorgt für die Sicherheit der Bevölkerung." Ebenfalls ist für die Stadt Bern wichtig, 
mit der Polizei, der Feuerwehr, dem Zivilschutz und dem Rettungsdienst alle Blaulicht-
dienstleistungen aus einer Hand anbieten zu können. Die Direktion des Inselspitals hat 
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bereits im Juli 2025 kommuniziert, dass sie sich von ihrem Nebengeschäft Rettungs-
dienst trennen will. Es ist auch so, dass kein anderes Schweizer Universitätsspital einen 
eigenen Rettungsdienst betreibt. 
Bei einer Verzögerung dieses Geschäftes müsste für alle beteiligten Akteure, das wä-
ren die Insel Gruppe,
ARBAG (Ambulanz Region Biel AG), TCS, GSI und auch die Stadt, ein neuer Zeitplan 
ausgehandelt, die Planerfolgsrechnung aktualisiert sowie sämtliche Berechnungen zur 
Übernahme von aktivierten Anlagen und Immobilien auf einen neuen Stichtag gerech-
net und die Übernahmepreise neu verhandelt werden. Bei einer Ablehnung des Ge-
schäftes müsste die GSI hingegen entscheiden, ob sie den weiteren Zustand mit zwei 
Rettungsdiensten in derselben Spitalregion akzeptieren oder ihre Drohung, die ganze 
Rettungsregion neu auszuschreiben, wahrmachen will.
Beide Varianten würden dem Legislaturziel 6 des Gemeinderates zuwider wirken. Vor 
uns liegt eines der seltenen Geschäfte, in denen es wortwörtlich um Leben und Tod 
geht. Auch deshalb ist es äusserst wichtig, dass die Rettungsdienste der Stadt Bern 
nicht an gewinnorientierte Private gehen. Es darf kein Argument sein, dass eine Reak-
tionszeit von 30 Minuten im rechtlichen Rahmen läge, wenn wir jetzt bei 10 Minuten 
sind.
Zu den Vorteilen für die Stadt, um nur ein paar wenige zu nennen: Es können Synergien 
in der Administration erzeugt werden. Ein grösserer Personalpool ermöglicht flexiblere 
Dienstplanungen. Die Ausbildungen können besser koordiniert werden und so weiter. 
Sie haben es in den letzten Monaten, aber auch in den Medien lesen können: 2024 und 
2025 durften die Rückfahrten nicht mehr verrechnet werden, was 1,5 Mio. Franken pro 
Jahr nur für die Stadt ausmachte. Auf Anfang 2026 wurde dies wieder angepasst, denn 
auch der Kanton machte dadurch massive Verluste. Ebenfalls ist die Stadt mit am Tisch 
für die Verhandlungen zur Aktualisierung des Tarifvertrags von 2012. Daraus sollen 
höhere respektive bessere Tarife resultieren, die auch teuerungsausgeglichen usw. 
sind. 
Dann noch kurz zum wichtigsten Thema: Das Personal. Dort befindet sich auch der 
grösste Budgetposten. Auch hier konnte die Kommission überzeugt werden, dass uns 
hier ein solides Geschäft vorliegt. Das Übernahmeprojekt wird eng begleitet von Price-
waterhouseCoopers AG (PwC). Die Mitarbeitenden werden ebenfalls eng miteingezo-
gen. Sie erhalten alle ein Angebot, welches sie annehmen können, wenn sie möchten. 
Klar ist, dass die neu hinzukommenden Mitarbeitenden mit den Personalbedingungen 
der Stadt Bern einen guten Deal erhalten werden, auch mit der Übernahme der Pensi-
onskasse für die Mitarbeitenden. Die Unterschiede liegen in der Höhe der Einlagen 
sowie im tieferen Rentenalter städtischer Mitarbeitender. Es wird wahrscheinlich darauf 
hinauslaufen, dass die Insel ungefähr 100'000 Franken in die Pensionskasse der Stadt 
Bern einschiessen wird. Damit sind die wichtigsten Punkte erwähnt und die Empfehlung 
der Kommission ist: Annahme beider Anträge.

1. Vizepräsidentin: Wir kommen zu den Fraktionsvoten. Ihr könnt euch anmelden. Für 
die SVP-Fraktion, Alexander Feuz.

Alexander Feuz (SVP) für die Fraktion: Zuerst möchte ich dem Personal der Rettungs-
dienste für die hervorragende Arbeit danken. Herzlichen Dank von unserer Fraktion. 
Sie machen gute Arbeit. Ich selbst und meine Tochter sind auch schon in den Genuss 
dieser Leistungen gekommen. Ich habe das immer sehr geschätzt. Sie haben das sehr 
gut und professionell gemacht.
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Ich komme jetzt zu diesem Punkt, den wir in der Fraktion ein bisschen kritisch an-
schauen. Wir haben dazu auch noch nicht abschliessend ein Urteil gefasst. Für uns ist 
ganz klar: Grundsätzlich ist der Zusammenschluss mit den Rettungsdiensten der Insel 
eigentlich sinnvoll. Man kann hier Synergien anstreben. Aber wir haben einfach trotz-
dem ein paar Fragen. Wir sind immer relativ vorsichtig und sagen: Es darf kein Danaer-
geschenk sein. Man muss grundsätzlich anschauen, wieso sich die Insel davon trennen 
will. Was ist der Grund? Hat das vor allem Vorteile für die Insel, weil sie einen heiklen 
Budgetposten loswird und dann die Stadt allenfalls gewisse Fehlzahlungen machen 
muss? Haben wir auch gewisse Garantien, dass die Insel respektive der Kanton nicht 
plötzlich in vier Jahren zur Überzeugung kommt, wir senken die Tarife noch weiter, wir 
wollen die Rückwegzahlungen nicht mehr leisten? Haben wir hierzu Garantien? Ich 
möchte hierzu vom Direktor SUE doch noch gewisse Bestätigungen haben. Das ist für 
uns relativ wichtig, weil ich eben sagen muss: Wir wollen nicht ein Klumpenrisiko über-
nehmen, denn dann ist der Betrieb noch grösser und wir müssen mehr zahlen. Und 
bezüglich Übernahmebedingungen, wir haben es vorhin von der Sprecherin der Kom-
mission gehört: Wie sicher ist das? Haben wir die nötigen Garantien? Für uns stellen 
sich auch Fragen bei den Arbeitsmodellen. Wir wissen: Die Stadt Bern ist sehr fort-
schrittlich. Der Kanton ist meines Erachtens weniger fortschrittlich. Was haben wir hier 
für Mehrkosten? Sagt dann plötzlich der Kanton: Ja, dort könnte man sparen. Dann 
hätten wir plötzlich dort gewisse Punkte. Für mich ist eben die Frage: Wie ist es mit 
anderen Personalkosten, Erfolgsrechnung. Ich denke hier Kadergeschenke, Rentenal-
ter, Mutterschaft, Vaterschaftsurlaub, etc. Hat das allenfalls einen Einfluss? Dazu 
möchte ich vom Sicherheitsdirektor, der Jurist ist, eine etwas klarere Bestätigung be-
kommen, was das ist, damit wir nicht die Katze im Sack kaufen. Danke vielmals.

1. Vizepräsidentin: Nächste Rednerin ist Michelle Steinemann für die Mitte-Fraktion.

Michelle Steinemann (Mitte) für die Fraktion: Für die Mitte-Fraktion ist klar: Ein kom-
petenter und leistungsfähiger Rettungsdienst ist ein zentraler Bestandteil einer siche-
ren Stadt. Unser Rettungsdienst ist in der Tat kompetent und kennt die Gegebenheiten 
der Stadt Bern sehr gut. An dieser Stelle ein riesig grosses Dankeschön für euren un-
ermüdlichen Einsatz rund um die Uhr. Ich durfte selbst einige Rettungssanitäter*innen 
kennenlernen. Und ich weiss, dass ich im Notfall bei ihnen in der besten Hand wäre. 
Es macht Sinn, dass alle Blaulichtorganisationen, Polizei, Feuerwehr und der Rettungs-
dienst, unter einem Dach sind. Darum werden wir dem Geschäft auch zustimmen. 
Wir kritisieren aber, dass die Alternativen nicht geprüft worden sind. Bei so einer Ent-
scheidung gehört es zu einem professionellen Prozess, dass man in Varianten denkt 
und Handlungsoptionen aufzeigt, und nicht die Entscheidung vorwegnimmt und sagt, 
einen externen privaten Rettungsdienst könne niemand wollen. Und selbst wenn, hätte 
man wenigstens die Wahl gehabt.
Zum anderen sind die Finanzen nicht klar. Solange die Rechnung aufgeht, ist alles gut. 
Die Erfahrung zeigt aber, dass die errechneten Prognosen nicht immer eintreffen, auch 
nicht oder besonders nicht, wenn PwC sie gemacht hat. Was passiert bei einem Minus? 
Das kann aus 1'000 verschiedenen Gründen passieren. Die Stadt Bern zahlt, und zwar 
allein. Die umliegenden Gemeinden profitieren zwar von unserem High-Quality-Ret-
tungsdienst, tragen dafür aber keinerlei Risiko. Wir würden es begrüssen, wenn in Zu-
kunft ein regionales Finanzierungsmodell gefunden würde, bei dem die Risiken und die 
Finanzen der betroffenen Gemeinden untereinander aufgeteilt würden.
Und wenn wir schon bei den Finanzen sind: Wir haben hier im Stadtrat noch gar nicht 
darüber gesprochen, wie das Ganze finanziert werden soll. Eigentlich müsste man das 
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zuerst machen. Wir wollen stabile Finanzen und ein frühzeitiges Erkennen von Hand-
lungsbedarf, wenn es dann so weit ist. Wir unterstützen unseren städtischen Rettungs-
dienst, fordern aber, dass er so wirtschaftlich wie möglich ist. So kommt er ja auch am 
wenigsten unter Druck, heute und in Zukunft. Danke.

1. Vizepräsidentin: Als nächster Redner hat Raphaël Karlen für die FDP-Fraktion das 
Wort.

Raphaël Karlen (FDP) für die Fraktion: Seitens unserer Fraktion möchten wir die fol-
genden kritischen Anmerkungen anbringen. 1. Die optimistische oder eben zu optimis-
tische Finanzplanung. Die Vorlage basiert auf einer sehr langfristigen Planrechnung bis 
2034. Die prognostizierten Gewinne entstehen erst durch erwartete Synergien und Ef-
fizienzsteigerungen. Ob diese tatsächlich eintreten werden, wird sich erst in den kom-
menden Jahren zeigen. Der Stadtrat genehmigt heute Kredite, obwohl wesentliche wirt-
schaftliche Annahmen noch nicht bewiesen oder erwiesen sind.
2. Zusätzliche finanzielle Risiken für die Stadt, denn die Stadt übernimmt sämtliche 
Risiken der Personalintegration. Zudem sind offene Fragen bei Pensionskassen-, Fe-
rien- und Zeitguthaben sowie Überbrückungsrenten noch nicht abschliessend geklärt, 
und die tatsächlichen Kosten könnten höher ausfallen als heute prognostiziert.
3. Wachstum des städtischen Aufgabenportfolios. Die Stadt Bern übernimmt laufend 
neue Aufgaben und Verantwortlichkeiten. Jede zusätzliche Aufgabe erhöht die organi-
satorische Komplexität und den Steuerungsaufwand. Wir, die FDP, erwarten, dass sich 
die Stadt auf ihre Kernaufgaben konzentriert und neue Engagements kritisch hinter-
fragt. Das müsste eigentlich zu einer Daueraufgabe gehören.
Fehlende Alternativenprüfung ist unser vierter Punkt. Die Vorlage geht praktisch aus-
schliesslich von einer Übernahme aus. Wenig beleuchtet wird dabei, ob andere Koope-
rationsformen oder vertragliche Modelle dieselben Ziele mit weniger Risiko erreichen 
könnten. Gerade bei Investitionen und Betriebsübernahmen erwartet die FDP eine 
transparente Prüfung verschiedener Varianten. 
Und fünftens, hohe Erwartungen an Synergien. Die erwarteten Verbesserungen bei Ad-
ministration, Logistik und Betrieb sind nachvollziehbar. Erfahrungsgemäss sind Inte-
grationsprojekte jedoch anspruchsvoll und bringen oft höhere Kosten als ursprünglich 
geplant. Darauf ist zu achten. Der Gemeinderat wird sich an den heutigen versproche-
nen Synergien messen lassen müssen. Das ist wichtig.
Warum die FDP trotzdem zustimmt? Die Rettungsversorgung gehört zur kritischen In-
frastruktur, auch in der Stadt Bern und besonders in der Stadt Bern. Die Region Bern 
benötigt langfristig eine stabile und leistungsfähige Organisation. Die Zusammenfüh-
rung stärkt die Versorgungssicherheit und sichert wichtige Leistungen für die Bundes-
stadt. Die Vorlage enthält eine plausible betriebliche Logik und kann langfristig Vorteile 
bringen. Die FDP stimmt deshalb zu, erwartet aber ein strenges Controlling, volle Kos-
tentransparenz und eine regelmässige Berichterstattung über die tatsächlichen Ent-
wicklungen von Kosten, Personal und Synergien. Herzlichen Dank.

1. Vizepräsidentin: Besten Dank. Für die GLP/EVP-Fraktion Debora Alder-Gasser.

Debora Alder-Gasser (EVP) für die Fraktion: Wir haben die Hintergründe zu diesem 
Zusammenschluss gehört. Wenn sich die Rettungsdienste nicht zusammenschliessen, 
droht der Kanton mit der öffentlichen Ausschreibung. Dies hätte zur Folge, dass allen-
falls ein Rettungsdienst in der Stadt Bern zum Zug kommt, der mit den Spezifikationen 
von städtischem Gebiet nicht vertraut ist. Wir stellen deshalb auch den stadteigenen 
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Rettungsdienst nicht in Frage, da uns bewusst ist, dass das aufgebaute Know-how nicht 
so einfach ersetzbar ist. Aber trotzdem: Die Stadt übernimmt grundsätzlich kantonale 
Aufgaben und nicht nur das. Gewisse Systemleistungen, die aus dem städtischen Kon-
text entstehen, sind teilweise nicht einmal Teil des Leistungsauftrags oder werden so-
gar explizit ausgeschlossen. Diese Tatsache kritisieren wir. 
Aber zurück zum vorliegenden Geschäft. Wir stimmen diesem Verpflichtungs- und In-
vestitionskredit zu und sehen auch positive Effekte, wie die gewonnene Resilienz der 
Organisation oder eine erhöhte Versorgungssicherheit für die Bevölkerung, grosse Ska-
leneffekte oder auch, dass der Rettungsdienst Bern+ durch seine Grösse gegenüber 
dem Kanton mehr Gewicht erhält, sowie eben die Planungssicherheit aufgrund mehr-
jähriger Leistungsaufträge.
Trotzdem sehen wir dieses Geschäft und vor allem auch die Risiken, sie wurden er-
wähnt, für den städtischen Finanzhaushalt eben auch kritisch und stellen deshalb einige 
Forderungen. Zentral ist für uns, dass in der Umsetzung dieses Zusammenschlusses 
die finanzielle Belastung sowie auch die zukünftigen finanziellen Risiken für den städ-
tischen Haushalt minimiert beziehungsweise ausgeschlossen werden. Auch wenn die 
Planungserfolgsrechnung ab Jahr 2 ein positives Bild zeichnet, wollen wir nochmals 
betonen, dass es für uns eine Grundvoraussetzung ist, dass dieser zukünftige Betrieb 
kostendeckend funktioniert. Da klar ist, dass weder alle zukünftigen Kosten noch alle 
zukünftigen Erträge mit Sicherheit vorausgesagt werden können, begrüssen wir, wenn 
das Risiko mit dem Aufbau von Reserven, zum Beispiel in einer entsprechenden Spe-
zialfinanzierung, transparent gemacht wird. Aber eine Spezialfinanzierung schafft zwar 
Transparenz, aber sie verhindert keine Defizite. Das kennen wir ja zum Beispiel aus 
der Kita-Spezialfinanzierung nur zu gut. Deshalb ist es für uns zentral, dass im Vorn-
herein klare Prozesse definiert werden für den Fall eines Defizits. Und dieser Prozess 
kann nicht einfach bedeuten, dass die Stadt Defizite auflaufen lässt und sie dann ir-
gendwann einfach wieder deckt. Es braucht aus unserer Sicht ein klares Konzept, wie 
das finanzielle Risiko für die Stadt langfristig abgesichert wird. Es braucht einen klaren 
Prozess mit entsprechenden Fristen und Kerngrössen, welcher festlegt, welche Mecha-
nismen im Fall eines Defizits greifen, sodass der städtische Haushalt längerfristig mit 
keinen Defiziten belastet wird. Wir würden es ausserdem begrüssen, wenn diese Pro-
zesse im Umgang mit potenziellen Defiziten in der zuständigen Kommission auch dis-
kutiert würden. Vielen Dank.

1. Vizepräsidentin: Als nächste Rednerin Esther Meier von der GB/JA!-Fraktion.

Esther Meier (GB) für die Fraktion: Die GB/JA!-Fraktion wird den vorliegenden Ver-
pflichtungskredit annehmen. Mit dem Projekt Rettungsdienst Bern+ liegt nämlich eine 
Lösung auf dem Tisch, welche die Notfallversorgung als Teil des Service public nicht 
nur in der Stadt Bern, sondern in der gesamten Region stärkt und dabei den speziellen 
Bedürfnissen der Stadt Bern Rechnung trägt. Wie man auch im Vortrag gut sehen kann 
und wie auch die Kommissionssprecherin schon sehr gut ausgeführt hat, leistet der 
Rettungsdienst Bern nämlich deutlich mehr als der kantonale Leistungsauftrag vorgibt. 
Besonders sichtbar wird das bei den Interventionszeiten. Der Kanton gibt vor, dass 80% 
der Einsatzorte innerhalb von 30 Minuten erreicht werden müssen. Der Rettungsdienst 
Bern erreicht heute jedoch bereits fast 90% der Einsatzorte innerhalb von nur 10 Minu-
ten. Das ist ein Unterschied von 20 Minuten, die in medizinischen Notfällen über Leben 
und Tod entscheiden können. Denn alle hier im Raum, die einmal einen Nothelferkurs 
oder das Rettungsschwimmprojekt absolviert haben, wissen, schon wenige Minuten 
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Reanimation sich extrem lange anfühlen. 20 Minuten sind dagegen eine halbe Ewigkeit, 
die einen auch körperlich ans Limit bringen.
Dazu kommen weitere Leistungen, die für die Stadt Bern als Bundesstadt unverzichtbar 
sind: Die Wasserrettung auf der Aare, die medizinische Absicherung von Grossanläs-
sen oder Staatsbesuchen. Wir begrüssen es deshalb, dass genau diese Erfahrungen, 
Kompetenzen und Strukturen mit dem Projekt Rettungsdienst Bern+ erhalten und weiter 
gestärkt werden können; Kompetenzen und Strukturen, die notabene akut gefährdet 
wären bei einer Auslagerung an den privaten Rettungsdienst, wie Regierungsrat 
Schnegg angedroht hat. Und damit sind wir beim eigentlichen Problem.
Ich habe am Anfang erwähnt, dass wir das vorliegende Projekt als gute Lösung erach-
ten und den Verpflichtungskredit unterstützen. Aber wo es eine Lösung gibt, da gibt es 
in der Regel auch ein Problem. Und das ist hier der Kanton Bern beziehungsweise die 
GSI unter Regierungsrat Schnegg. Denn was hier beim Rettungsdienst passiert, hat in 
der kantonalen Gesundheits- und Sozialpolitik längst System. Einzugsgebiete werden 
in immer grössere Einheiten zusammengeführt. Die Zahl der Leistungsträger wird teil-
weise abgebaut, aber sicher monopolisiert. Und gleichzeitig wird die Übertragung von 
öffentlichen Grundaufgaben an private, gewinnorientierte Anbieter als Drohkulisse auf-
gefahren. Dahinter steht die Vorstellung, dass öffentliche Leistungen vor allem effizient, 
standardisiert und kostengünstig organisiert werden sollen. Unter den neoliberalen 
Schlagworten von Effizienzsteigerung und Wettbewerb wird also Leistungsabbau bei 
der Grundversorgung betrieben auf Kosten von Personal, Patient*innen, den Gemein-
den und Fachorganisationen.
Und das Absurde daran, auch das hat die Kommissionssprecherin bereits erwähnt: 
Nicht einmal finanziell geht diese Rechnung auf. Das haben wir beim Nachkredit gese-
hen. Der willkürliche Eingriff der GSI bei der Verrechnung der Rücktransporte von Ret-
tungsfahrten kam nicht nur die Stadt Bern, sondern eben auch den Kanton selbst teuer 
zu stehen – ein Beispiel, wie aus dem Bilderbuch für einen Leistungsabbau, der dann 
am Ende sogar noch teurer wird.
Aber dieser Bereich ist ja inzwischen geregelt und mit ein Grund, warum das Projekt 
Rettungsdienst Bern+ auch finanziell solide aufgestellt ist. Und überhaupt: Ein Ret-
tungsdienst ist keine Fabrik. Menschen lassen sich nicht normieren und Notfälle nicht 
nach rein betriebswirtschaftlichen Kennzahlen abarbeiten. Wer ausschliesslich auf Ef-
fizienz und Kostenlogik setzt, verliert aus dem Blick, worum es eigentlich geht, gerade 
in einem Bereich, in dem Minuten über Leben und Tod entscheiden können.
Umso bemerkenswerter ist es, dass es dem Gemeinderat mit Schutz und Rettung Bern 
gelungen ist, vor dieser Ausgangslage eine vernünftige und tragfähige Lösung zu ent-
wickeln – eine Lösung, die ab dem zweiten Jahr sogar finanziell selbsttragend sein wird 
und verhindert, dass die gesundheitliche Versorgung in der Stadt Bern zum Spielball 
der kantonalen Abbaupolitik wird, eine Lösung, die auch beweist, dass es sich lohnt, 
als Stadt Bern gegenüber der kantonalen Kahlschlagpolitik auf die Hinterbeine zu ste-
hen und auf unsere Rechte als Leistungspartner und als Gemeinde zu insistieren und 
unsere Interessen durchzusetzen. Die GB/JA!-Fraktion wird den Verpflichtungskredit 
einstimmig annehmen und bedankt sich bei Gemeinderat und Schutz und Rettung Bern 
für ihren erfolgreichen Einsatz. Gleichzeitig fordern wir den Gemeinderat auf, die Stra-
tegie, die Interessen der Stadt Bern gegenüber dem Kanton durchzusetzen, auch in 
allen anderen Bereichen konsequent fortzuführen und zu intensivieren.

1. Vizepräsidentin: Als nächste Rednerin, Judith Schenk von der SP-JUSO-Fraktion. 
Ich darf das Pult wieder an die Präsidentin übergeben.
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Judith Schenk (SP) für die Fraktion: Die SP-JUSO stimmt dem Geschäft selbstver-
ständlich vollumfänglich zu. Für uns ist nicht verhandelbar, dass das neu hinzukom-
mende Personal zu den bestmöglichen Bedingungen angestellt und nicht überlastet 
wird. Dazu ist ihre Arbeit viel zu wichtig. Wenn Schutz und Rettung in der Stadt (SRB) 
angegliedert bleibt, haben wir hier als Parlament Steuerungsinstrumente. Ebenfalls 
muss der Auftrag in der Hand der Stadt bleiben und darf nicht an Private gehen. Denn 
es darf nicht sein, dass mit Rettungsdiensten Gewinn generiert wird. Vielmehr hat die 
Sicherheit der Stadtbevölkerung sowie einer neu erweiterten Umgebung absolute Prio-
rität. Es darf nicht sein, dass private Anbieter die Länge der Reaktionszeiten diskutie-
ren. Der Fokus muss auf der kürzestmöglichen Rettungszeit liegen, wie es bei SRB der 
Fall ist. Wer mir hier widersprechen möchte, den möchte ich bitten, die Kosten einer 
Person zu berechnen, die nach beispielsweise einem Schlaganfall lebenslänglich in 
einem Rollstuhl sitzt. Eine 10-minütige Rettungsfrist erhöht die Überlebens- und Gene-
sungschancen immens im Vergleich zu einer 30-minütigen Rettungszeit.
Ich glaube, dass alles Relevante bereits von den Vorredner*innen gesagt wurde. Ich 
möchte nur noch ein grosses Dankeschön für die Arbeit, welche SRB täglich leistet, 
aussprechen sowie für die professionelle und sehr transparente Zusammenarbeit in der 
Kommission. Damit fehlt als letztes nur noch der Hinweis, dass der Insta-Kanal von 
SRB durchaus empfehlenswert ist.

Präsidentin: Herzlichen Dank. Ist das noch ein Fraktionsvotum, Nicolas? – Ein Einzel-
votum. Gut, ihr könnt euch gerne für die Einzelvoten einstellen.

Nicolas Lutz (Mitte), Einzelvotum: Es ist schon viel gesagt worden. Man muss aber 
schon nochmal genau hinschauen: Worum geht es eigentlich? Der Kanton garantiert ja 
die 1,7 Mio. Franken pro Team. Das heisst, wenn man ein Minus macht, dann haftet 
die Stadt zu 100%. Und es ist vorher gesagt worden: Ja, es ist schön, wir machen etwas 
für die Region, aber wir haften einfach auch für die anderen. Und da man immer kommt 
mit "privat" und "nicht privat": Seid euch einfach bewusst, dass der Heli, der kommt, 
privat ist. Und der ist nicht schlechter. Ich komme ursprünglich aus dem Kanton Wallis. 
Dort ist der Rettungsdienst in einem der grössten Skiorte der Welt privat organisiert. 
Und das funktioniert dort auch. Die Einsatzzeiten sind halt in der Stadt auch relativ 
kurz, weil alles sehr nahe ist. Aber auf dem Land könnt ihr nicht in jedem Dorf eine 
Ambulanz stationieren. Da muss man einfach auch realistisch sein.
Aber jetzt kommt der wichtigste Punkt. Das ist eine typische Vorlage, bei der es um 
Zentrumslasten geht. Und der Rettungsdienst bekommt nur Geld, wenn er ausrückt. 
Aber wenn es eine Demo gibt, wenn es einen Staatsempfang gibt, wenn es das Gur-
tenfestival gibt oder einen YB-Match, dann ist erstens die Planung sehr aufwendig. Die 
zahlt niemand. Das zweite ist, wenn nichts passiert – was man eigentlich will –, dann 
gibt es auch kein Geld. Und dort müssten wir mit unseren Grossräten zusammenarbei-
ten, damit wir im Kanton eine bessere Verteilung haben. Und hier möchte ich dem Kom-
mandanten Meinrad Lienert von Schutz und Rettung danken, der das erklärt hat. Er war 
nämlich vorher in Zürich. Und in Zürich ist es eben so: Die Stadt Zürich macht das 
schon auch. Nur müssen dort die umliegenden Gemeinden mitfinanzieren. Und es 
würde vielleicht helfen, wenn wir hier im Stadtrat nicht immer sagen, wir seien die 
linkste Stadt der Welt, sondern vielleicht für das Marketing, wir seien die sympa-
thischste linkste Stadt der Welt, denn dann würden wir vielleicht im Kanton noch mehr 
erreichen. 
Dann noch etwas kurz zu den Tarifen. Die Tarife werden von der Spitalregion verhan-
delt, also nicht von ihnen. Das macht auch Sinn. Denn Tarifverhandlungen sind nicht 
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so einfach und brauchen ein gewisses Know-how. Wenn ihr aber mit diesem Business-
plan Tarife verhandelt und immer einen Gewinn macht, dann möchte ich den Kranken-
kassenvertreter sehen oder den Unfallversicherungsvertreter, der euch höhere Tarife 
gibt. Und man sagt: Die Personalkosten steigen um 5%. Und man will dann 19% mehr 
Gewinn machen. Also irgendjemand muss dann da schon ziemlich viel optimieren. 
Darum würde ich einfach warnen, damit man das gut überwacht und auch schaut, dass 
die Risiken fairer verteilt werden. Und noch etwas: Wenn ihr im Gesundheitswesen 
höhere Tarife habt, heisst das einfach, dass irgendjemand zahlen muss. Das seid ent-
weder ihr mit den Krankenkassenprämien, über die Kantonssteuern oder – wenn die 
nicht erhöht werden – zahlt einfach die Person mehr. Das ist zwar natürlich ein Notfall. 
Aber trotzdem ist es wichtig, dass wir das verteilen. Und dafür müssen wir als Stadt 
kämpfen; nicht, dass wir alle Risiken übernehmen und nachher zahlen müssen.

Präsidentin: Herzlichen Dank. Gibt es noch weitere Einzelvoten? – Das scheint nicht 
der Fall zu sein, dann übergebe ich gerne dem Gemeinderat Alec von Graffenried hat 
das Wort.

Alec von Graffenried, Direktor SUE: Frau Stadtratspräsidentin, liebe Stadträtinnen 
und Stadträte, liebe Gäste, merci für die gute Aufnahme dieses Geschäfts. Herzlichen 
Dank für das Referat. Merci auch der Kommission, die sehr intensiv diskutiert hat, uns 
mit vielen Fragen konfrontiert hat, die wir hoffentlich alle gut beantworten konnten. Und 
merci vor allem auch Schutz und Rettung Bern, das das Geschäft sehr einlässlich vor-
bereitet hat. Und es war nicht ein einfaches Geschäft. Wir waren konfrontiert mit dieser 
Situation und wir waren konfrontiert mit dieser Situation in einer Zeit, da wir Defizite 
geschrieben haben wegen dieser neuen Abrechnung, mit der wir 2024 kurzfristig kon-
frontiert waren, und die 2024 und 2025 ein Loch in die Kasse gerissen hat. Und wir 
haben ziemlich geschwitzt und ziemlich gelitten, um dieser Situation zu begegnen. Und 
das war genau in dem Zeitpunkt, als wir das Projekt hier gestartet haben. Und wir hätten 
das Projekt nicht so präsentieren und nicht so bringen können, wenn es uns nicht un-
terdessen gelungen wäre, die Rahmenbedingungen zu verbessern, so dass wir jetzt 
eine wesentlich bessere Ausgangslage haben und wir heute von einer Win-Win-Situa-
tion reden und euch auch ohne schlechtes Gewissen und mit ruhigem Gewissen ein 
sehr gutes Projekt präsentieren können. Aber das musste sich in den letzten Monaten 
so entwickeln und es hat sich dank grossem Einsatz auch so entwickelt.
Vielleicht zuerst zu der Übernahme des Inselrettungsdienstes. Was ist der Inselret-
tungsdienst? Das ist nicht der Rettungsdienst des Inselspitals. Vielmehr hat das Insel-
spital via Spitalverband fusioniert mit Bezirksspitälern. Das sind die Bezirksspitäler Aar-
berg, Belp, Riggisberg, Münsingen. Die sind heute schlussendlich in der Insel aufge-
gangen und haben mit der Insel fusioniert. Das Spital Belp gibt es jetzt nicht mehr, 
Münsingen ist unterdessen auch zugegangen. Jetzt gibt es noch Riggisberg und Aar-
berg. Aarberg wird aber zur Spitalregion Biel-Seeland geschlagen. Und dann geht es 
eigentlich noch um das Spital Riggisberg. Diese Bereiche, diese Regionen haben über 
eigene Rettungsdienstleistungen verfügt. Und das ist der sogenannte Inselrettungs-
dienst. Die Grössenverhältnisse sind so, dass der Rettungsdienst von Schutz und Ret-
tung etwa viermal grösser ist als der Inselrettungsdienst. Also ist dieser etwa ein Fünf-
tel. Es ist ein kleiner Rettungsdienst, der durch unseren Rettungsdienst übernommen 
oder mit ihm zusammengeschlossen werden soll. Aber schlussendlich, das muss man 
sagen, ist es in einem gewissen Sinn eine Übernahme. 
Es ist gefragt worden: Was leistet die Gesundheits-, Sozial und Integrationsdirektion 
(GSI) für Garantien? Könnt ihr auf alle Zeit und Ewigkeit garantieren, dass das alles so 



Protokoll 11 | Stadtrat vom 11.06.2026

19

bleibt? Natürlich nicht. Das können wir nicht garantieren. Wir können euch einfach sa-
gen, wie die Voraussetzungen heute sind und welche Voraussetzungen sich für die 
Zukunft abzeichnen, so dass wir heute mit gutem Gewissen davon ausgehen können, 
dass wir mit dem zusammengeschlossenen Rettungsdienst in die Zukunft gehen kön-
nen. Das ist unter den heutigen Bedingungen so. Aber die Bedingungen werden sich 
weiter verbessern. Die Bedingungen verbessern sich auf der einen Seite, weil wir die 
Anpassung des Tarifs haben. Und die Anpassung des Tarifs, das ist genau so, wie 
Nicolas Lutz gesagt hat – da hat es gewisse Wenn und Aber dabei. Allerdings ist dazu 
zu sagen, dass der Tarif seit dem Jahr 2011 nicht mehr angepasst worden ist. Also man 
hat dort vor allem die lange Zeit seit 2011, in der es doch eine gewisse Kostenentwick-
lung gegeben hat, die sich dann auch in einem neuen Tarif niederschlägt. Das wird 
nicht kurzfristig der Fall sein. Dort reden wir eher von einem Zeithorizont von 3 bis 
5 Jahren, in denen der Tarif angepasst wird. Aber das ist als Chance nicht eingerechnet 
in der Planerfolgsrechnung. Aber als Chance kann man das zusätzlich noch vorsehen. 
Im Weiteren entwickeln sich, und das ist einfach so, die Einsatzzahlen nach oben. Das 
hat natürlich sehr stark mit der alternden Gesellschaft zu tun. Und auch dahingehend 
haben wir eine relativ grosse Sicherheit, dass sich die Einsatzzahlen auch in Zukunft 
so entwickeln werden. Es ist nicht so, dass die Gesellschaft plötzlich viel gesünder 
würde, so dass sie auf weniger Rettungsdienstleistungen angewiesen wäre. Vielmehr 
können wir von einer stabilen, das heisst aber auch, von einer steigenden Entwicklung 
ausgehen.
Jetzt sind viele Fragen zu der Personalübernahme gestellt worden. Ja, wie macht ihr 
dann die Personalübernahme? Das ist genau das, was ihr heute beschliesst. Das ist 
ein Projekt. Also wir werden das Projekt erst auslösen dank diesen Krediten, die ihr 
heute sprecht und dann werden wir über die Personalübernahme sprechen. Langfristig 
wird es so sein, dass die Anstellungsbedingungen der Stadt Bern gelten. Aber man wird 
sicher mit den Leuten, die von der Insel kommen, diskutieren müssen. Es wird eine 
Übergangsgeneration geben. Und da muss man vor allem hinsichtlich der Pensions-
kassenregelungen schauen, wie diese Übergangsgeneration behandelt wird. Dort wer-
den wir den Austausch mit den Personalverbänden haben und sicher valable, gut gang-
bare Lösungen für alle Beteiligten finden können, auf der einen Seite für unser Personal 
beim Rettungsdienst, aber auch für das Personal vom Rettungsdienst Insel. Sie kom-
men ein bisschen aus verschiedenen Welten, aber es sind beides öffentlich-rechtliche 
Welten. Es sind die Anstellungsbedingungen der Insel auf der einen Seite und die An-
stellungsbedingungen der Stadt auf der anderen Seite. Sie sind zwar unterschiedlich. 
Aber es sind nicht verschiedene Welten, sondern sie liegen doch relativ nahe beiein-
ander, so dass wir zuversichtlich sind, dass wir auch gute Lösungen finden werden. Wir 
werden uns dort auch beraten lassen. So, wie wir es gemacht haben beim Wechsel 
vom Schulzahnmedizinischen Dienst zum Kanton oder wie wir das auch gemacht haben 
beim Wechsel des Personals von Kühlewil zum Siloah. Es ist dort gegangen und dem-
zufolge wird es jetzt auch gehen.
Es sind Fragen zu der Finanzierung gestellt worden. Gibt es eine regionale Finanzie-
rung? Nein, das ist wirklich die Schwäche. Wir haben jetzt dann einen Rettungsdienst, 
der die ganze Region abdeckt. Aber wenn es in die Hose geht, wenn es wie 2024 und 
2025 zu einem Defizit kommt, dann ist das Risiko bei der Stadt Bern. Das ist richtig. 
Dazu erzähle ich euch auch nichts anderes. Das ist so. Wenn wir Wege für eine regio-
nale Abstützung finden, werden wir das sicher machen. Das ist uns gelungen bei der 
Feuerwehr. Also Feuerwehrdienstleistungen oder auch Zivilschutzdienstleistungen ha-
ben wir im Rahmen von Schutz und Rettung breit abstützen können. Es ist denkbar, 
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dass wir in dieser Zusammenarbeit, die wir innerhalb der Region, mit unseren Nach-
bargemeinden haben, auch im Rahmen des Rettungsdienstes vielleicht einmal zu einer 
regionalen Finanzierung kommen. Aber im Moment gibt es die nicht. Hingegen werden 
wir eine Spezialfinanzierung einrichten, die wir heute nicht haben, was auch eine 
Schwäche des bisherigen Systems ist. Wir werden eine neue Spezialfinanzierung ein-
richten, die auch langfristig dafür sorgen soll, dass die Eigenfinanzierung des Rettungs-
dienstes gegeben und auch so nachvollziehbar sein wird, so wie wir es heute voraus-
sehen aufgrund der Prognosen, die belastbare und robuste Prognosen sind, so, dass 
wir das Gefühl haben, dass es auch funktioniert. Und wenn sich die Situation grundle-
gend verändert, wenn alles ganz anders wird – ja was machen wir dann? Wir haben 
einen Leistungsvertrag. Im Moment ist es ein einjähriger Leistungsvertrag. In Zukunft 
wird es ein dreijähriger Leistungsvertrag sein. Und wenn ihr irgendwann zu der Über-
zeugung kommt, das sei ein Modell, das nicht mehr trägt, das vor allem finanziell nicht 
mehr trägt, dann gibt es natürlich die Möglichkeit, dass wir den Leistungsvertrag nicht 
mehr erneuern. Also ein Exit wird daher jederzeit möglich sein. Und dann kommt das, 
was wir heute abwenden wollen, nämlich, dass es zu einer Ausschreibung dieser Ret-
tungsdienstleistungen kommt. Das wollen wir heute aber nicht. Wir möchten, dass die 
Rettungsdienstleistungen bei der Stadt Bern bleiben. Sie sind nicht unter einem Dach. 
Die Polizei ist bekanntlich nicht mehr eine städtische Polizei, sondern eine Kantonspo-
lizei. Aber wir haben durch die gemeinsame Alarmierung im Rahmen der Notrufzentrale 
und durch die lange Tradition dieser Zusammenarbeit heute eine sehr gute Zusammen-
arbeit der Blaulichtorganisationen, die eben als verbundene Blaulichtorganisationen 
auch die hohe Qualität der Dienstleistungen aller Blaulichtorganisationen und das Zu-
sammenarbeiten aller Blaulichtorganisationen sicherstellen. Und wir wollen auch in Zu-
kunft an diesem Hand-in-Hand-Arbeiten aller Blaulichtorganisationen festhalten, dass 
sie eben gemeinsam alarmiert, gemeinsam im Einsatz geleitet werden und auch im 
Einsatz gut zusammenarbeiten können. Daran wollen wir festhalten. Das ist ein we-
sentlicher Teil. Das ist eigentlich das Rückgrat der guten Sicherheitssituation, die wir 
in diesem Bereich in der Stadt Bern haben dürfen. Für den Rettungsdienst im Beson-
deren, und das bitte ich euch wirklich zu berücksichtigen: Die Welt ist nicht immer 
gleich, sondern die Welt verändert sich. Unsere Gesellschaft ist eine alternde Gesell-
schaft, ist eine Gesellschaft, die mehr und mehr auf qualitativ hochstehende Rettungs-
dienstleistungen angewiesen ist, mit dem Rettungsdienst Bern+ legen wir eine gute 
Grundlage, dass wir auch in Zukunft auf die Rettungsdienstleistungen zählen können. 
Dafür danke ich dem Rettungsdienst und allen Verantwortlichen dort. Dafür danke ich 
aber auch euch, wenn ihr mit einer Zustimmung zu diesem Projekt die Grundlage dafür 
legt, dass das auch in Zukunft so sein wird. Herzlichen Dank.

Jelena Filipovic (GB): Vielen Dank. Wir kommen zur Abstimmung. Wenn ihr den An-
trag des Gemeinderats so annehmen möchtet, könnt ihr jetzt mit Grün Ja stimmen und 
mit Rot Nein stimmen.

Abstimmung Nr. 012
2026.SUE.0033

Annahme 
Ja 53
Nein 5
Enthalten 1
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Präsidentin: Ihr habt den Verpflichtungskredit so angenommen.

2025.SR.0163

7 Postulat: Prävention sexualisierter Gewalt im Berner Nachtleben; An-
nahme

Präsidentin: Wir kommen jetzt zu den Traktanden 7 und 8, die wir gemeinsam behan-
deln werden. Sind die Postulate bestritten? Ja? – Gut. Dann übergebe ich der Einrei-
chenden das Wort. Für die zwei Traktanden 7 und 8: Dominique Hodel.

Dominique Hodel (SP) für die Einreichenden: "Die Freiheit einer Frau ist nicht nur das 
Recht, Entscheidungen zu treffen, sondern auch das Recht, in einer Welt zu leben, in 
der sie nicht fürchten muss, ihre Sicherheit in Frage zu stellen. Feminismus bedeutet, 
einen Raum zu schaffen, in dem Frauen nicht nur existieren, sondern gedeihen können, 
ohne Angst vor Gewalt oder Diskriminierung." Diese Worte sind von der Autorin Chia-
mamda Ngozi Adichie und bringen die Dringlichkeit unseres Anliegens auf den Punkt.
Liebe Stadtratspräsidentin, liebe Gemeinderätin und Gemeinderat, liebe Kolleginnen 
bis Kollegen, sehr geehrte Grossrätin Shasime Osmani auf der Bühne, kurz eine Situa-
tion aus dem Nachtleben, die sicher viele von euch kennen: Ich sage Nein, doch er 
denkt Ja. 59% aller Frauen haben laut der Webseite von "Mille Grazie" mindestens 
einmal in ihrem Leben sexualisierte Gewalt erlebt. Und 42% dieser Übergriffe finden im 
Kontext des Nachtlebens statt.
Sexualisierte Gewalt ist somit eine reale und weit verbreitete Erfahrung, auch hier in 
Bern. Die Frage, die wir uns stellen müssen, ist: Wie können wir als Gesellschaft si-
cherstellen, dass jede Frau und jede weiblich gelesene Person das Recht auf Selbst-
bestimmung und Sicherheit hat? Die Dunkelziffer ist alarmierend hoch, insbesondere 
bei Vorfällen, die mit K.O.-Tropfen in Verbindung stehen. Wir können nicht länger igno-
rieren, dass unser Nachtleben von einem Klima der Unsicherheit geprägt ist.
Die Stadt Bern hat bereits Schritte unternommen, um dem Thema Awareness im Aus-
gang mehr Gewicht zu verleihen. Die erste Phase des Projekts "Mille Grazie" wurde 
2023 gemeinsam mit fünf Betrieben aus dem Nacht- und Gastgewerbe durchgeführt. 
An diesen Schulungen lernten die Mitarbeitenden, sexualisierte Gewalt zu erkennen 
und in solchen Situationen angemessen zu reagieren. Doch die Nachtlebenbranche 
steht weiterhin unter wirtschaftlichem Druck, und es fehlt ein umfassendes, einheitli-
ches Konzept, das nicht nur präventive Massnahmen ergreift, sondern auch die gesell-
schaftliche Einstellung zu sexualisierter Gewalt grundlegend verändert. Wir müssen 
uns als Stadt aktiv für die Rechte und Sicherheit von Frauen und weiblich gelesenen 
Personen einsetzen.
Dieses Postulat verfolgt drei zentrale Ziele: Erstens die Prüfung der Verantwortlichkei-
ten, zweitens, ob und in welcher Form das Pilotprojekt "Mille Grazie" zur Schulung im 
Bereich Prävention und sexualisierte Gewalt im Nachtleben weitergeführt werden kann, 
und drittens Sensibilisierungskampagnen. Die Zeit zum Handeln ist jetzt. Zahlreiche 
Vorfälle in der Vergangenheit zeigen, dass wir nicht länger zusehen können. Es ist an 
der Zeit, dass die Stadt Bern den Kampf gegen sexualisierte Gewalt im Nachtleben 
ernst nimmt und konkrete Schritte unternimmt, um ein sicheres Nachtleben für alle zu 
gewährleisten. Vielen Dank. 
Dann hänge ich gleich Traktandum 8 an. In Traktandum 8 geht es um die Gesamtstra-
tegie zur Prävention und Bekämpfung sexualisierter Gewalt, Stalking und verwandten 
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Gewaltformen in der Stadt Bern. In diesem Jahr wurden in der Schweiz bereits 13 Fe-
mizide verübt. Die Opferhilfe berichtet, dass sie im letzten Jahr über 55'000 Beratungen 
durchgeführt hat. Die Kantonspolizei rückte im Berichtsjahr 2025 viermal täglich wegen 
häuslicher Gewalt aus und verzeichnet 1'850 gemeldete Straftaten im Bereich häusli-
che Gewalt. Auch hier ist die Dunkelziffer unvorstellbar. Diese Zahlen sind mehr als 
Statistiken. Sie spiegeln tief verwurzelte Strukturen in unserer Gesellschaft wider. Alle 
zwei Wochen wird das eigene Zuhause zum gefährlichsten Ort. Es erfordert enormen 
Mut und Kraft, aus solcher Situation auszubrechen.
Auch hier hat die Stadt bereits viele wichtige Präventionsprojekte etabliert, wie "Bern 
schaut hin" und "Tür an Tür" und die notwendigen Fachstellen. Trotz dieser Erfolge 
fehlt jedoch eine systematische Gesamtstrategie auf kommunaler Ebene, die Präven-
tion, Opferschutz, Sensibilisierung, Strafverfolgung und Koordination wirkungsvoll ver-
eint. Daher möchten wir den Gemeinderat beauftragen, zu prüfen, wie die Prävention 
und Bekämpfung von sexualisierter Gewalt, Stalking und anderer formengeschlechtss-
pezifischer Gewalt in der Stadt verbessert werden kann. Bern kann hier Vorreiterin sein 
und für mehr Sicherheit und effektive Unterstützung in der Stadt Bern sorgen. Der Ge-
meinderat soll daher prüfen, wie die Zusammenarbeit mit betroffenen Stellen verbessert 
werden kann und wie er zu einer Gesamtstrategie in diesem Bereich steht, damit kan-
tonale und städtische Angebote aufeinander abgestimmt sind.
Ich stehe heute hier als ehemalige Dunkelziffer und als heutige Stadträtin, um nicht 
über Zahlen zu sprechen, sondern über Menschen, über Frauen, Mädchen und weiblich 
gelesene Personen, die im Schatten der Gewalt leben müssen. Diese Realität verlangt 
nach unserem Handeln und unserer Verantwortung. Jeder von uns hat die Macht, diese 
Struktur zu verändern. Der Schutz und die Unterstützung der Betroffenen müssen im 
Mittelpunkt unserer Politik stehen. Mit den von uns geforderten Massnahmen schaffen 
wir nicht nur ein sicheres Umfeld für die Zukunft, sondern auch, dass wir eine Stadt 
sind, die sich klar gegen sexualisierte Gewalt und Stalking stellt und Solidarität gegen-
über Betroffenen zeigt. Die Zeit zum Handeln ist jetzt. Gehen wir mutig voran für eine 
Stadt, die stark ist, eine Stadt, die sich für alle einsetzt. Daher bitte ich euch bei beiden 
Postulaten um Annahme.

Präsidentin: Herzlichen Dank, Dominique, für das Votum. Die Redner*innenliste wäre 
jetzt offen für die Fraktionsvoten und als erstes Tanja Miljanović für die GFL-Fraktion.

Tanja Miljanović (GFL) für die Fraktion: Das erste Mal bewusst und vertieft mit sexua-
lisierter Gewalt habe ich mich erst 2018 auseinandergesetzt, als ich mit meinem ersten 
Roman begann. Es ging um Krieg, um Dehumanisierung, um sexualisierte Gewalt als 
Kriegswaffe, also um Gewalt in einem Ausnahmezustand. Doch je tiefer ich in die Re-
cherche absank, desto klarer zeigte sich, was eigentlich offensichtlich ist: Sexualisierte 
Gewalt im Krieg ist nur die Spitze dessen, was auch im Frieden geduldet, verbreitet, 
versteckt und gerechtfertigt wird. Feministinnen mussten unendlich viel Herzblut, Zeit 
und Beharrlichkeit investieren, damit Morde und sexualisierte Gewalt an Frauen über-
haupt benannt und nicht einfach als Familien- oder Beziehungsdrama, als Affekt oder 
partnerschaftliche Eifersucht beschwichtigt werden. Und doch sind wir längst nicht am 
Ende dieser Arbeit. Wir haben eine Gesellschaft zugelassen, die Frauen für ihr Lachen 
oder Nichtlachen kriminalisiert, für zu kurze oder zu lange Röcke, für ihre Ärmel, ihre 
Bauchnabel, ihre Brüste, Beine, Arme, Haare, Lippen und ihre Worte – eine Gesell-
schaft, die Frauen zu Täterinnen macht, wo sie Opfer sind. Eine Gesellschaft, die Kar-
riere und Jugend von Tätern höher gewichtet als das Trauma der Opfer, wie wir es 
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derzeit zum Beispiel in Grossbritannien erleben. Oder erinnern wir uns auch an den 
erst kürzlich breit diskutierten Alpine Divorce-Fall in Österreich. 
Dieses Wegschauen hat eine Folge. Die meisten Fälle bleiben unsichtbar. Was wir se-
hen und zählen können, ist aber eigentlich alarmierend genug. 2025 wurden in der 
Schweiz mindestens 27 Femizide verübt. Etwa alle zwei Wochen wird in diesem Land 
eine Frau getötet, meist von einem Mann, der ihr nahestand. National ist die häusliche 
Gewalt um über 4% gestiegen. Im Kanton Bern sind die polizeilich erfassten Fälle 2025 
zwar leicht zurückgegangen, doch dieser Rückgang täuscht. Dort, wo die Gewalt am 
schwersten ist, steigen auch bei uns die Zahlen. Die Gefährdung des Lebens: fast ver-
doppelt. Vergewaltigungen: deutlich angestiegen. Alle drei Frauenhäuser des Kantons, 
Bern, Biel und Thun, sind chronisch überlastet. 
Was also tun? Nun, aufgeben können wir nicht. Der Backlash gegen feministische Er-
rungenschaften ist real. Gleichzeitig ist die Gesellschaft heute an einem anderen Punkt 
als noch vor lediglich fünf Jahren. Und es gibt auch immer mehr Männer, die bereit 
sind, zuzuhören und sich weiterzubilden. Und doch zeigen die Statistiken ganz klar, 
dass die bisher ergriffenen Massnahmen nicht ausreichen, dass Männer weiterhin 
Frauen belästigen, stalken, ihnen sexualisierte Gewalt antun und sie töten.
Es braucht mehr Prävention, mehr Sensibilisierung und mehr Weiterbildung. Es braucht 
Fachstellen, Frauenhäuser, Stalking-Beratung, Beratung bei sexualisierter Gewalt, 
aber auch informierte Angestellte im Nachtleben. Es braucht Schulungen bei der Polizei 
und auch Arbeit mit jenen, die Gewalt ausüben, den Tätern. Es braucht ein breites 
Spektrum, eine breite Strategie, die gesamtheitlich ist.
Diese beiden Postulate decken genau dieses breite Spektrum ab und setzen sowohl im 
Sichtbaren als auch im Unsichtbaren an. Das erste Postulat setzt dort an, wo viele 
Übergriffe geschehen: im Nachtleben. Das Pilotprojekt "Mille Grazie" hat gezeigt, dass 
Schulung wirkt, dass Clubs lernen können, hinzuschauen und zu reagieren. Es wäre 
fahrlässig, ein funktionierendes Projekt am fehlenden Geld scheitern zu lassen. Hier 
kann die Stadt eine Vorbildrolle übernehmen, ergänzend zu "Bern schaut hin".
Das zweite Postulat verlangt eine städtische Gesamtstrategie und eine Bestandesauf-
nahme. Wer macht was? Wo sind die Lücken? Wo doppeln wir uns mit dem Kanton? 
Das klingt nüchtern, ist aber zentral, denn die Zuständigkeiten sind heute nicht ganz 
eindeutig. So wurde eine bestens funktionierende Notfall-Hotline der Fachstellen vom 
Kanton einfach abgeschafft und durch die nationale Hotline ersetzt. Das ist kaum ziel-
führend. Femizide sind keine tragischen Einzelfälle. Sie sind die Spitze eines Systems, 
das Gewalt zu lange übersehen, verharmlost und ins Private verschoben hat. Wir reden 
hier nicht über ein Frauenthema, sondern über Sicherheit und Würde für alle. 
Die Grüne Freie Liste erklärt beide Postulate erheblich. Danke.

Präsidentin: Vielen Dank. Als nächstes Lea Schweri für die GB/JA!-Fraktion.

Lea Schweri (GB) für die Fraktion: Wir haben die Zahlen bereits gehört: 30 Fälle von 
Femiziden im letzten Jahr. Und dieses Jahr zählen wir bereits deren 12. Diese Zahlen 
schockieren, sie machen traurig und sie machen vor allem eines: wütend. Es sind keine 
Aneinanderreihungen von Einzelfällen. Nein, sie machen deutlich, dass geschlechtss-
pezifische Gewalt ein strukturelles Problem ist. Frauen erfahren Gewalt, weil sie Frauen 
sind. Und oft geschieht diese Gewalt nicht plötzlich. Ihr gehen Stalking, Drohungen und 
psychische Kontrolle voraus. Gewalt an Frauen hat System und sie ist Ausdruck einer 
misogynen Gesellschaft.
Wir dürfen nicht aufhören, dagegen anzukämpfen. Die vorliegenden Postulate liefern 
eine konzeptionelle Grundlage im Kampf gegen dieses System sexualisierter Gewalt. 
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Die Stadt Bern verfügt bereits über wichtige Präventionsprojekte und Angebote. Aber 
wir wissen nicht, wie gut diese aufeinander abgestimmt sind, wo Lücken bestehen und 
wo Betroffene möglicherweise nicht die Unterstützung erhalten, die sie dringend benö-
tigen. Eine Gesamtstrategie schafft Orientierung, setzt Prioritäten und ermöglicht es, 
bestehende Massnahmen gezielter auszurichten. Sonst bleibt die Prävention ein Stück-
werk und der Opferschutz abhängig von Zufällen. Das kann gravierende Folgen für 
betroffene Personen haben. Eine Bestandesaufnahme der bestehenden Angebote, An-
laufstellen und Zuständigkeiten ist ebenfalls zentral. Denn, bevor wir über neue Mass-
nahmen diskutieren, müssen wir wissen: Was ist bereits vorhanden und wo sind Be-
strebungen am nötigsten? Die Zusammenarbeit mit dem Kanton, Fachorganisationen 
und weiteren Stellen soll überprüft und gestärkt werden. Gerade bei geschlechtsspezi-
fischer Gewalt verlaufen Zuständigkeiten über verschiedene Institutionen hinweg.
Wer von Gewalt betroffen ist, soll nicht zuerst herausfinden müssen, welche Stelle denn 
jetzt zuständig ist. Entscheidend ist, dass die Hilfe funktioniert. Dafür braucht es gute 
Zusammenarbeit, klare Abläufe und einen regelmässigen Austausch. Die Stadt Bern 
hat sich im "Aktionsplan Gleichstellung 2023-2026" den folgenden Schwerpunkt ge-
setzt: "Die Stadt muss für den Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt und Diskri-
minierung sorgen." Warten wir also nicht ab und übernehmen jetzt Verantwortung. Die 
Prüfung einer Gesamtstrategie ist ein notwendiger Schritt, um Prävention, Schutz und 
Unterstützung weiter zu verbessern. Es geht nicht darum, in kantonale Kompetenzen 
einzugreifen, sondern darum, die Zusammenarbeit zu stärken. Schaffen wir die Grund-
lage für wirksame Lösungen. Es ist ein sachlicher, pragmatischer und notwendiger 
Schritt, damit Bern eine Stadt bleibt, die Gewalt nicht hinnimmt, sondern ihr wirksam 
entgegentritt. 
Wir werden beide Postulate als erheblich erklären.

Präsidentin: Vielen Dank. Als nächstes Alexander Feuz. – Gut. Als erstes Ueli Jaisli 
für das geteilte Votum der SVP.

Ueli Jaisli (SVP) für die Fraktion: Als Bar- und Restaurationsbesitzer, also ich bin kei-
ner, sondern rede einfach für sie, ist man daran interessiert, dass sich der Gast im 
Lokal in erster Linie wohlfühlt. Was jetzt letzthin vorgekommen ist, wird nicht bestritten: 
Übergriffe etc. auf Frauen. Man soll sich sicher fühlen können. Aber die im Postulat 
geforderten Massnahmen sind wohl gut gemeint, lassen sich aber in der Praxis wohl 
kaum eins zu eins umzusetzen. Allgemein wollen sich die Gäste, wie ich schon gesagt 
habe, wohlfühlen, das Ambiente geniessen, sich kulinarisch verwöhnen lassen und ein-
fach das Ganze, das restaurative Erlebnis, geniessen. Sie wollen keinen Überwa-
chungsaufenthalt und wollen auch kein auferlegtes sittliches Zwangskonzept, wie man 
sich benehmen soll. Schliesslich ist man erwachsen. Und ich glaube, alle hier drin wis-
sen, wie man sich in einer Beiz benimmt, und können sich dementsprechend auch so 
benehmen. Gut, es gibt Ausnahmen. Und eben immer mehr. Das ist so. Das streitet 
niemand ab. Das Problem ist einfach: Wie packen wir das an? Und jetzt bei diesem 
Anliegen, dass man für das Personal zusätzliche Kurzausbildungen macht, was sicher 
wieder in eine institutionelle Bürokratie führen wird, haben wir unsere Zweifel, dass 
dadurch das Sicherheitsgefühl und allgemein die Sicherheit in einer Beiz oder in einer 
Bar verbessert wird.
Wir lehnen deshalb diesen Vorstoss ab. Danke.

Präsidentin: Als nächstes Alexander Feuz.
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Alexander Feuz (SVP) für die Fraktion: Ich muss vorab sagen: Wir bedauern alle Ge-
walt an Frauen, aber auch an Männern. Dagegen muss man vorgehen. Man muss mit 
der Schärfe des Gesetzes dagegen vorgehen. Aber jetzt muss ich insbesondere die 
linke Ratshälfte erinnern: Was hat die SVP auf nationaler Ebene verlangt? Die gewalt-
tätigen Kriminellen auszuschaffen. Es wurde vorhin von Röcken und Kleidervorschriften 
gesprochen. Wer ist das? Sind das die Appenzeller oder die Innerschweizer, die von 
den Frauen verlangen, dass sie sich hier einschränken müssen? Wer hat jetzt gerade 
letzthin im Blick gesagt, man solle als Muslim nicht mehr in die Badeanstalten gehen, 
man werde sonst verführt? Wer war das? War das ein Urner oder ein Walliser? Nein.
Das sind eben teilweise die Folgen dieser Migration. Wenn ihr die Kriminalitätsstatistik 
und die Polizeistatistik anschaut, ihr könnt auch auf das Büro für Gleichstellung 
schauen, sind Afghanen, Syrer in diesen Fällen überproportional vertreten. Ich erinnere 
euch an den Fall Nasanin Nuri, Miss Earth Schweiz, den ich als jüngerer Anwalt vertre-
ten habe. Die Herkunft des Täters? Das war ein Iraner. Es gibt x Fälle, wo gewisse 
Leute eben nicht damit umgehen können, gerade teilweise aus anderen Ländern, mit 
der Herkunft, wenn sie in der Schweiz sind, dass die Frau erfolgreicher ist als der Mann. 
Und dann akzeptieren sie die Trennung nicht. Ich stelle überhaupt nicht in Abrede – 
jetzt gerade der andere tragische Fall in Binningen –, dass es auch Schweizer gibt, die 
völlig daneben sind. Es gibt auch Schweizer, völlig klar, die schon lange hier in der 
Schweiz leben, deren Vorfahren schon in der Schweiz waren, die sich auch daneben-
benehmen, die man auch ganz klar sanktionieren muss. Der von Binningen hat ja, 
glaube ich, zu Recht lebenslänglich bekommen, wie ich es beurteile. Ich kenne die 
Akten nicht. Aber für mich ist das ein ganz klarer Fall von Femizid. 
Aber ihr müsst euch eben teilweise selbst an der Nase nehmen. Das Wirksamste ist 
nicht eine Kampagne, mit der ihr einen Wirt dahingehend schult, wie er richtig reagiert. 
Sondern das Wirksamste ist, dass strafbare Kriminelle, die bereits gehandelt haben, 
aus der Schweiz ausgeschafft werden. Genau das ist der Ansatzpunkt. Darum lehnt die 
SVP-Fraktion klar das Postulat 7 ab. Ich bin der Meinung, das gehe in die falsche Rich-
tung. Das bringt mehr Bürokratie. Es braucht aber mehr Polizei. Wir möchten beispiels-
weise auch bei der Reithalle, wo es so viele Vorfälle gibt, mehr Videoüberwachung – 
und eben Ausschaffungen. Beim Vorstoss 8 haben wir zu Ziffer 3 Stimmfreigabe. Dass 
man eine Gesamtbeurteilung vornimmt, ist klar. Aber wie gesagt: Entscheidend sind die 
Leute. Entscheidend ist, dass man die kriminellen, die straffälligen Täter des Landes 
verweist. Man kann das diskutieren. Aber nach lege lata ist schwierig, Leute, die Dop-
pelbürger sind, auszubürgern. Das ist schwierig. Aber dort müsst ihr ansetzen, bei Leu-
ten, die bereits gehandelt haben. Aber irgendein weiteres Angebot, damit der Kellner 
weiss ... Das sind Sachen, die eigentlich jeder weiss. Wenn jemand eine Frau unan-
ständig angeht beim Tanzen oder beim Trinken, dafür müssen wir die Leute nicht spe-
ziell schulen, da muss der Barmann richtig reagiere. Und das kann man im Rahmen 
des bestehenden Gastgewerbegesetzes machen. Für mich ist es eine Selbstverständ-
lichkeit. Führt dafür nicht noch obligatorische Kurse ein. Das ist der falsche Ansatz. In 
dem Sinn: Denkt an die SVP. Denkt am Wochenende daran, was wir machen könnten 
im Sinne der Verbesserung für die hier anwesenden Frauen und Männer. Danke.

Präsidentin: Als nächstes gerne Matteo Micieli, AL-PdA-TIF-Fraktion.

Matteo Micieli (PdA) für die Fraktion: Zuerst noch, Alex, das Problem sind Männer wie 
du und nicht Ausländer; einfach, dass das gesagt ist. Auch wenn man alle Ausländer 
ausschaffen würde, sind die Männer immer noch da und machen immer noch das Glei-
che. Also, das ist eine gute Idee, aber die Lösung ist nicht richtig. 
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Zuerst einmal vorweg: Die AL-PdA-TIF-Fraktion unterstützt die beiden Postulate natür-
lich klar. Mit der Prävention und Bekämpfung sexualisierter Gewalt, nicht nur im Nacht-
leben, werden Themen angesprochen, mit denen wir uns als Stadt dringendst und im-
mer wieder auseinandersetzen müssen. Diese und ähnliche Themen sind Ausdruck ei-
ner Gesellschaft, in der Männer immer noch lernen, Grenzen zu überschreiten, Ableh-
nung nicht allzu ernst zu nehmen, und Macht über andere und deren Körper auszuüben. 
Das ist das Patriarchat. Und dieses gilt es an seinen Wurzeln zu zerstören. Sexuali-
sierte Gewalt ist nämlich Ausdruck gesellschaftlicher Strukturen, in denen wir uns be-
finden. Diese Gewaltformen geschehen im Kontext einer allgemeinen Abwertung und 
Unterdrückung von Frauen und queeren Menschen in einem System, das Ungleichbe-
handlung und hierarchische Geschlechterverhältnisse aufrechterhält.
Das ist ja ziemlich offensichtlich nicht zuletzt darin zu sehen, dass trotz der, wie wir 
bereits gehört haben, erschreckenden Zahlen weltweit und auch in Bern, im Zusam-
menhang mit sexualisierter Gewalt politisch und juristisch sehr wenig und das Wenige 
sehr langsam geschieht. Das Interesse, etwas gegen die Strukturen und Bedingungen 
zu tun, ist in der bürgerlichen und männlich dominierten Politik gering, weil es bedeuten 
würde, etwas gegen die eigene Vormachtstellung zu tun. Das beste Beispiel war die 
Rede von vorhin. Gesetze sind von Männern für Männer, Politik und Wissenschaft und 
so schlussendlich die Gesellschaft.
Genau deshalb braucht es auch diese Kampagnen und Präventionsmassnahmen, wie 
sie in den beiden Postulaten gefordert werden. Genau deshalb sind Projekte wie "Mille 
Grazie", "Bern schaut hin" und "Tür an Tür" so wichtig. Aber auch diese lassen, wie die 
Postulantinnen in ihren Vorstössen schreiben, Lücken offen. Es fehlt an einer systema-
tischen Gesamtstrategie.
Einzelne Projekte, wie die genannten, sind ein erster wichtiger Schritt. Aber um ein 
Problem anzugehen, das schlussendlich die Kultur einer Gesellschaft betrifft, braucht 
es eben eine ganzheitliche Strategie und Präventionsarbeit. Das beginnt schon früh. 
Es beinhaltet auch die Frage, welche Geschlechterbilder unsere Gesellschaft von klein 
auf vermittelt, welche Vorstellungen von Männlichkeit unsere Kinder und Jugendlichen 
lernen, welche Rollenbilder reproduziert werden. Das ist die Grundlage der Gewalt und 
Gewalt selbst nicht nur im körperlichen, sondern eben im Sinne von gesellschaftlicher 
Zuordnung. Aufklärungsarbeit muss also auch dort ansetzen, wo Männlichkeitsnormen 
ausgebildet und reproduziert werden.
Aber auch in Räumen und Kontexten wie eben der Club- und Ausgangskultur ist Prä-
vention und Kampagnenarbeit wichtig. Mit Schulungen kann Handlungssicherheit ge-
schaffen werden. Das weiss ich aus eigener Erfahrung, auch aus meiner langjährigen 
Tätigkeit in der Gastronomie. Die Angst, etwas falsch zu machen oder zu früh oder zu 
spät einzugreifen, wie überhaupt eingreifen, kann sehr lähmend wirken. Und deshalb 
braucht es hier gezielte Schulungen und Awareness-Konzepte, die dem entgegenwir-
ken, mit denen sich alle gegenseitig gehört und unterstützt fühlen.
Gleichzeitig möchte ich noch kurz auf einen Punkt in der Begründung des Postulats 
eingehen, denn dort ist von finanziellem Anreiz die Rede. Ich glaube, darum kann und 
sollte es nicht in erster Linie gehen. Es geht nicht darum, Clubs mit einem kleinen Zu-
stupf dazu zu motivieren, Prävention zu machen. Sondern es geht darum, dass solche 
Arbeit Zeit, Wissen, Personal und Geld braucht. Und genau diese Ressourcen fehlen 
oft im Nachtleben, da die Betriebe ohnehin schon unter wirtschaftlichem Druck stehen. 
Wer will, dass solche Arbeit professionell, regelmässig und auch verbindlich stattfindet, 
muss sie also materiell ermöglichen. Und das ist eine politische Frage, ein politischer 
Entscheid. Das ist der Unterschied. Vielleicht meinen wir auch dasselbe, aber es war 
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mir wichtig, das zu sagen. Vielleicht habe ich es auch falsch verstanden. Denn finanzi-
eller Anreiz klingt nach Marktlogik. Und Marktlogik und sexualisierte Gewalt sind 
schlussendlich zwei Gewaltformen des Patriarchats, die sich gegenseitig bedingen.
Es muss schlussendlich darum gehen, dass die Stadt den Schutz vor sexualisierter 
Gewalt als öffentliche Aufgabe weiterhin wahrnimmt, und das nicht von der Zahlungs-
unfähigkeit einzelner Clubs abhängt. Es muss über das Freiwillige hinauswachsen und 
braucht so bessere Rahmenbedingungen. Schutz- und Awareness-Konzepte sollten im 
Bewilligungsverfahren verankert werden und so gesetzliche Mindeststandards definiert 
werden, wie das Postulat das auch vorsieht. Aber die Privatwirtschaft wird das Problem 
eben nicht lösen. Und deshalb braucht es auch finanzielle Mittel, die auf politischem 
Weg zur Verfügung gestellt werden. Die beiden Postulate zeigen eine richtige Richtung 
vor. Von Täterarbeit bis hin zu Präventionskampagnen stehen wir heute noch vor vielen 
Aufgaben, die es zu bewältigen gilt. Mit der Überweisung dieser Postulate an den Ge-
meinderat kommen wir den Lösungsansätzen einen Schritt näher.

Präsidentin: Vielen Dank. Als nächstes Nadine Aebischer von der SP-JUSO-Fraktion.

Nadine Aebischer (SP) für die Fraktion: Statt rassistische Sündenbock-Politik zu ma-
chen, schauen wir genau, worum es geht. 2025 wurden in der Schweiz 34 Tötungsde-
likte im Bereich häusliche Gewalt registriert, bei denen laut polizeilicher Kriminalstatis-
tik 23 Frauen Opfer von Femiziden waren – und dieses Jahr schon 13 Femizide. Und 
das Nachtleben: Jede zweite Frau in der Schweiz hat sexualisierte Gewalt erlebt. Bei 
Frauen unter 40 Jahren passiert das am häufigsten in Bars und Clubs, an Orten, die 
wir kennen, an Orten, wo wir hingehen, in denen wir feiern wollen. Dazu kommt: Eine 
Studie des eidgenössischen Büros für Gleichstellung aus dem Herbst 2025 zeigt, dass 
51% der Bevölkerung selbst Erfahrung mit häuslicher, sexualisierter oder geschlechts-
bezogener Gewalt gemacht oder solche im Umfeld beobachtet haben. Und noch beun-
ruhigender: Rund jede fünfte Person stimmt der Aussage zu, Gewalt habe mit dem 
Naturell des Mannes zu tun. 60% meinen, anzügliche Kleidungen hätten Einfluss. 
Schuldzuweisende Deutungsmuster sind tief in der Gesellschaft verankert. Das zeigt: 
Das Problem liegt nicht nur in den Taten, es liegt auch in dem, was wir für normal 
halten. 
Genau deshalb braucht es diese zwei Postulate. Das erste ist konkret und dringend. 
Das Projekt "Mille Grazie" funktioniert: Bierhübeli, Dachstock, Gaskessel, Kapitel Boll-
werk im Jahr 2023 und danach Progr, Les Amis, Rathausbar, Stellwerk im Jahr 2024 
machen mit. Mitarbeitende werden geschult: Wie erkenne ich einen Übergriff? Wie 
spreche ich jemanden an, der sich unwohl fühlt? Wie greife ich ein, ohne die Lage zu 
eskalieren? In Österreich gibt es das Code-Wort "Luisa". Wer sich bedroht fühlt, geht 
an die Bar und fragt nach Luisa. Das Personal weiss Bescheid. Kein Drama, keine 
Erklärung. Im Kanton St.Gallen läuft seit kurzem "Your Night, Your Rules": Schulungen 
für Betriebe, ein Werkzeugkoffer, Unterstützung durch die Opferhilfe. In Hamburg zeigt 
ein ähnliches Projekt auf der Reeperbahn: Über 90% der Befragten haben Gewalt oder 
Diskriminierung in Nachtlokalen erlebt oder beobachtet. Und die Schlussfolgerung war 
überall dieselbe: Sicherheit entsteht nicht durch mehr Kameras. Sie entsteht durch 
Menschen, die hinschauen und eingreifen.
Das Postulat fragt, ob die Stadt beim Kanton darauf hinwirken kann, dass Betriebe mit 
Überzeitbewilligungen Präventionskenntnisse nachweisen müssen. Kann "Mille Grazie" 
mitfinanziert werden, statt auf die Goodwill-Bereitschaft einzelner Clubs angewiesen zu 
sein, die wirtschaftlich unter Druck stehen? Braucht es eine städtische Kampagne, die 
direkt in Clubs und Bars über Hilfsangebote informiert – sichtbar, niederschwellig, auf 
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Augenhöhe? Das sind keine utopischen Forderungen, das sind konkrete Fragen, auf 
die wir Antworten brauchen.
Das zweite Postulat geht eine Ebene höher. Und hier möchte ich etwas Grundsätzliches 
sagen. Die Schweiz hat die Istanbul-Konvention 2018 ratifiziert, eine internationale Ver-
pflichtung zum Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt. Acht Jahre später hat das 
NGO Netzwerk Istanbul-Konvention, getragen von 100 Fachstellen aus der ganzen 
Schweiz, Bilanz gezogen. Das Ergebnis ist ernüchternd. Die Schweiz erhält im Durch-
schnitt die Note 3 von 6. Und das zentrale Defizit, das der Parallelbericht benennt, ich 
zitiere: "Ohne eine nachhaltige Gesamtstrategie mit klarer Zuständigkeit bleibt die 
Istanbul-Konvention ein leeres Versprechen auf dem Papier. Es fehlt an einer kohären-
ten nationalen Strategie, es fehlt an ausreichenden Mitteln und es fehlt an systemati-
scher Koordinierung zwischen Bund, Kantonen, Gemeinden und Zivilgesellschaft. Die 
vier Säulen der Konvention, Prävention, Schutz, Strafverfolgung und Koordination, wei-
sen alle erhebliche Lücken auf."
Auf Bundesebene reagiert man. Die nationale Kampagne "Gleichstellung verhindert 
Gewalt" ist im November 2025 gestartet und läuft jetzt in ihrer zweiten Phase. Seit dem 
1. Mai gibt es die neue Opferhilfe-Nummer – kostenlos, anonym, rund um die Uhr. Das 
sind wichtige Schritte. Aber sie ersetzen nicht, was auf kommunaler Ebene fehlt: eine 
strategische Strategie, die koordiniert, was bereits existiert, und die Lücken benennt. 
Denn in Bern gibt es einiges – "Mille Grazie", "Bern schaut hin", "Tür an Tür", die Fach-
stelle und Beratungsangebote. Aber diese Angebote stehen nebeneinander, ohne ge-
meinsamen Rahmen. Das zweite Postulat fragt genau das: Wer macht was? Wo gibt es 
Synergien mit kantonalen Angeboten? Wie koordinieren wir uns mit Kantonalpolizei 
oder Opferhilfe? Und wie stellen wir sicher, dass auch für neue Phänomene wie K.O.-
Tropfen oder digitale Übergriffe Konzepte entstehen, Bereiche, die im Parallelbericht 
der NGOs ausdrücklich als Lücken benannt werden? Das ist die Arbeit, die wir einfor-
dern, nicht als Selbstzweck, sondern weil strukturelle Prävention Femizide verhindert, 
weil Koordination bedeutet, dass Betroffene nicht von Angebot zu Angebot irren, weil 
eine Stadt, die sich zur Gleichstellung bekennt, dieses Bekenntnis auch mit Strukturen 
unterlegen muss. Unsere Fraktion empfiehlt die Erheblichkeitserklärung beider Postu-
late.

Präsidentin: Als nächstes Michelle Steinemann von der Mitte-Fraktion.

Michelle Steinemann (Mitte) für die Fraktion: Sexualisierte Gewalt ist weit verbreitet. 
Und statistisch gesehen kennen mehr als die Hälfte der hier anwesenden Frauen se-
xualisierte Gewalt aus eigener Erfahrung. Selbstverständlich unterstützen wir darum 
die beiden Postulate, weil wir als Gesellschaft noch nicht dort sind, wo wir sein wollen. 
Wir wollen eine sichere Stadt für alle und überall. Es braucht eine Strategie, Verbesse-
rungen, und bestehende Lücken müssen geschlossen werden. Es geht um nichts Ge-
ringeres als um die Sicherheit der Frauen. 
Trotzdem sollte man bei der Umsetzung nicht überregulieren und die Stärken von Be-
stehendem sollen Priorität haben, genauso wie die Zusammenarbeit mit den Branchen. 
Man muss also alle Partner ins Boot holen und niemanden aussen vor lassen. So kann 
man vielleicht auch eine Co-Finanzierung mit Bund, Kantonen, Verbänden erreichen. 
Es sollte vermieden werden, dass neue, dauerhafte Kosten generiert werden. Und wenn 
es Kampagnen gibt, dann haben die per definitionem einen Anfang und ein Ende. Und 
dann muss auch anschliessend überprüft werden, ob die gewünschte Wirksamkeit er-
reicht worden ist.
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Präsidentin: Vielen Dank. Als nächstes Corina Liebi von der GLP-EVP-Fraktion.

Corina Liebi (JGLP) für die Fraktion: Als ehemalige Geschäftsführerin der Bar- und 
Clubkommission Bern habe ich die Diskussionen rund um Sicherheit, Awareness und 
Prävention im Berner Nachtleben über mehrere Jahre aus nächster Nähe miterlebt. 
Auch das Projekt "Mille Grazie" habe ich in dieser Zeit mit Interesse begleitet, weshalb 
mir das Postulat "Prävention sexualisierter Gewalt im Berner Nachtleben" persönlich 
besonders am Herzen liegt. Weil "Mille Grazie" als Pilotprojekt seit der Vorstosseinrei-
chung mittlerweile abgeschlossen wurde, steht für uns nicht eine Weiterführung um 
jeden Preis im Zentrum. Entscheidend ist, wie die Erkenntnisse aus dem Pilotprojekt 
jetzt nutzbar gemacht werden können. Es soll sichtbar werden, welche Massnahmen 
und Schulungen im Alltag der Betriebe einen Mehrwert schaffen konnten, und welche 
Abläufe dem Personal in der Praxis halfen. Aus diesen Erfahrungen sollen gezielte 
Massnahmen abgeleitet werden, die mit möglichst wenig Aufwand möglichst viel Wir-
kung erzielen und die Betriebe künftig gezielt unterstützen. Dabei geht es aus unserer 
Sicht nicht darum, den Betrieben ein Konzept aufs Auge zu drücken, das an der Realität 
vorbeigeht. Papiertiger helfen niemanden. Es braucht Lösungen, die praxistauglich 
sind. Dasselbe gilt für die vorgeschlagene Sensibilisierungskampagne in Clubs und 
Bars. Die GLP-EVP-Fraktion begrüsst deshalb die vorgeschlagenen Prüfungen durch 
den Gemeinderat. 

Ich komme zum zweiten Postulat zur Gesamtstrategie zur Prävention und Bekämpfung 
von sexualisierter Gewalt, Stalking und verwandten Gewaltformen in der Stadt Bern. 
Dieses Postulat richtet den Blick auf das Thema Prävention aus übergeordneter Per-
spektive. Sexualisierte Gewalt, Stalking und verwandte Gewaltformen betreffen nicht 
nur das Nachtleben. Sie zeigen sich im öffentlichen Raum, im privaten Umfeld oder 
auch online. Der Vorstoss verlangt zu Recht eine Auslegeordnung. Gerade weil viele 
Zuständigkeiten beim Kanton liegen und verschiedene Fachorganisationen als Ak-
teur*innen auf dem Platz Bern aktiv sind, ist eine gute Koordination zentral. Eine städ-
tische Gesamtstrategie kann dann sinnvoll sein, wenn sie hilft, bestehende Angebote 
besser aufeinander abzustimmen, Verantwortlichkeiten zu klären und Betroffenen 
schneller Hilfe zuteilwerden zu lassen. Für uns ist dabei wichtig, dass eine solche Stra-
tegie nicht einfach ein Papiertiger wird. Sie muss einen praktischen Mehrwert haben. 
Die GLP-EVP-Fraktion wird auch dieses Postulat annehmen.

Präsidentin: Als nächstes Chantal Perriard von der FDP-Fraktion.

Chantal Perriard (FDP) für die Fraktion: Ich spreche im Namen der FDP-Fraktion zu 
den Traktanden 7 und 8 und kann gerade vorwegnehmen, dass wir beide Geschäfte 
unterstützen werden. Beide Vorstösse behandeln ein ernstes Thema: sexualisierte Ge-
walt, Stalking und verwandte Gewaltformen. Sie unterscheiden sich aber im Fokus. 
Traktandum 7 setzt konkret beim Berner Nachtleben an, bei Clubs, Bars, Schulungen, 
klaren Abläufen und sichtbaren Hilfsangeboten. Traktandum 8 nimmt die breitere Per-
spektive ein und fragt nach einer Gesamtstrategie für die Stadt Bern. Für die FDP-
Fraktion ist klar: Sexualisierte Gewalt hat keinen Platz, weder im Nachtleben noch im 
öffentlichen Raum, online, am Arbeitsplatz, in der Schule, in Vereinen oder im privaten 
Umfeld.
Gerade beim Nachtleben ist uns wichtig, dass Menschen feiern, tanzen und den Abend 
geniessen können, und zwar, ohne Angst vor Übergriffen, Belästigung oder K.O.-Trop-
fen zu haben. Das Berner Nachtleben lebt davon, dass Menschen sich frei bewegen 
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und gemeinsam eine gute Zeit haben können. Genau dafür braucht es Sicherheit und 
Respekt. Die im Postulat zu Traktandum 7 erwähnten Zahlen zeigen, weshalb Hand-
lungsbedarf besteht. Wir haben es gehört, gemäss "Mille Grazie" haben 59% aller 
Frauen mindestens einmal sexualisierte Gewalt erlebt. 42% davon im Kontext des 
Nachtlebens. Das ist viel, das ist extrem viel. Wir sprechen also nicht von Einzelfällen, 
sondern von einem ernsthaften Sicherheitsproblem.
Gleichzeitig beginnt die Stadt nicht bei null. Es gibt bereits verschiedene Projekte, 
Fachstellen und Angebote, etwa "Bern schaut hin", "Tür an Tür", sowie Angebote im 
Bereich häusliche Gewalt, Stalking-Beratung und Gewaltprävention. Gerade deshalb 
ist eine Bestandesaufnahme sinnvoll. Was besteht bereits? Wo gibt es Lücken? Wo 
gibt es Doppelspurigkeiten? Und wo müssen Stadt, Kanton und Fachorganisationen 
besser zusammenarbeiten? Für uns ist entscheidend: Beide Postulate verlangen keine 
fertigen Massnahmenpakete, sondern eine sachliche Prüfung. Was wirkt, was ist ver-
hältnismässig, was funktioniert in der Praxis? Beim Nachtleben heisst das: Schulungen, 
klare Abläufe, sichtbare Hilfsangebote sollen gemeinsam mit den Betrieben geprüft 
werden. Clubs und Bars sind nicht einfach Teil des Problems, sondern ein wichtiger 
Teil der Lösung. Wer vor Ort Verantwortung trägt, soll wissen, wie man hinschaut, an-
spricht und hilft.
Bei der Gesamtstrategie ist für uns zentral, dass nicht einfach neue Strukturen geschaf-
fen werden. Eine Strategie muss bestehende Angebote besser koordinieren, Zustän-
digkeiten klären und Ressourcen gezielt einsetzen. Besonders wichtig ist dabei die 
Sicht der Betroffenen. Wer Gewalt erlebt, soll nicht von Stelle zu Stelle geschickt wer-
den. Es braucht Orientierung, rasche Hilfe und gut auffindbare Informationen. Seit dem 
1. Mai dieses Jahres gibt es die Opferhilfenummer 142, rund um die Uhr, kostenlos und 
anonym. Das ist ein wichtiger Schritt. Aber ganz ehrlich: Wer kennt diese Nummer 
heute schon? Ein gutes Angebot nützt nur dann, wenn Betroffene es im entscheidenden 
Moment auch finden. Gerade beim Stalking zeigt sich ebenfalls, wie wichtig klare Zu-
ständigkeiten und gute Vernetzung sind. Seit dem 1. Januar 2026, also auch seit die-
sem Jahr, ist Stalking in der Schweiz ein eigener Straftatbestand. Auch das ist ein 
wichtiger Schritt. Aber ein Straftatbestand allein genügt nicht, wenn Betroffene im Alltag 
keine Orientierung finden. Für die FDP-Fraktion ist deshalb klar: Wir brauchen praxi-
staugliche und verhältnismässige Lösungen ohne allzu grosse Bürokratie, aber mit ech-
ter Wirkung für die Betroffenen.
Die Fraktion wird beide Postulate als erheblich erklären. Vielen Dank.

Präsidentin: Vielen herzlichen Dank. Jetzt wäre die Redner*innenliste offen für Einzel-
voten. Als erstes Alexander Feuz, SVP.

Alexander Feuz (SVP), Einzelvotum: Ich bin mehrfach angegriffen und zitiert worden. 
Ich möchte klar festhalten: Ich habe zuerst gesagt, ich verurteile ganz klar Gewalt, sei 
es gegen Männer, sei es gegen Frauen. Ich habe zweitens gesagt: Ich will, dass man 
mit der ganzen Schärfe des Gesetzes dagegen vorgeht. Ich habe auch den Fall Binnin-
gen erwähnt, bei dem es sich um eine traditionelle Schweizer Familie gehandelt hat: 
Es gibt x Fälle, in denen auch Schweizer schuld sind.
Aber es ist mir auch klar: Für die Frau ist häufig zuhause der gefährlichste Ort, unbe-
stritten. Aber jetzt muss ich mit euch trotzdem eine Leseübung machen. Ihr wisst, ich 
rede meistens frei. Aber jetzt muss ich euch ein paar Sätze vorlesen aus "Häusliche 
Gewalt im Migrationskontext". Und das habe nicht ich eingeschrieben, das hat nicht die 
SVP geschrieben. Ich empfehle euch auf Seite 5 zu gehen. Dann kann ich genau sagen, 
was dort unter Ziffer 2.2 steht: "Ein Migrationshintergrund erhöht das statistische Risiko 
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für häusliche Gewalt." Das sagt nicht die SVP. Das steht da drin. "Statistiken häuslicher 
Gewalt deuten darauf hin, dass ein Migrationshintergrund das statistische Risiko für 
häusliche Gewalt erhöht, so auf der Opferseite als auch bei Tatpersonen." Ziffer 2.1: 
"Gewaltbetroffenheit bei ausländischen Staatsangehörigen." Da habt ihr all die Sachen 
drin. Ich verzichte darauf, das herunterzulesen, aber ich gebe euch das Zitat, wo ihr 
das findet. Und das ist genau eines der Probleme.
Und dann ist gesagt worden, es löse die Probleme nicht, wenn wir die Leute ausschaf-
fen. Doch, es löst die Probleme innerhalb der Schweiz. Wenn die im Tschad, im Sudan 
oder Syrien oder Afghanistan sind, haben unsere Schweizer Frauen die Probleme eben 
nicht mehr. Darum ist die SVP für klare Lösungen. Und ich empfehle euch, während 
dem Nachtessen das Zeug zu lesen. Es hat natürlich Punkte, wo eben die Faktoren 
genannt werden – Ziffer 3. Ich stelle gar nicht in Abrede, dass es Leute gibt, die aus 
einem Bürgerkriegsland kommen, wo zu Hause der Vater die Frau geschlagen hat, und 
die älteren Söhne die Töchter geschlagen haben. Aber das ist eben genau das Problem. 
Wollen wir diese Leute in der Schweiz aufnehmen? Wollen wir das? Ich sage immer: 
Wir haben die Möglichkeit, hier zu bremsen, Konsequenzen daraus zu ziehen. Dieses 
Wochenende können wir uns und unsere Frauen schützen. Und denkt daran: Ich ver-
urteile jede Gewalt, aber ihr müsst die Statistiken "Strafrecht" anschauen, Torberg. Ihr 
könnt hören, was Urbaniok sagt. Er ist nicht unumstritten. Das ist mir klar. Aber schaut 
mal die Situation an. Das sind Facts. Ihr könnt auch mit Seelsorgern im Torberg darüber 
reden, welche Bevölkerungsgruppen dort überproportional vertreten sind.
Darum: Ziffer 3 des Postulats unter Traktandum 8 wird, wenn punktweise abgestimmt 
wird, ein Teil von uns zustimmen.

Präsidentin: Als nächstes Judith Schenk, SP.

Judith Schenk (SP), Einzelvotum: Dieses Thema ist zu wichtig und dieses Votum war 
extrem unwürdig. Und ich sage dir, wer oder was das Problem ist, und ich zitiere hier 
unsere ehemalige Bundesrätin und meine Genossin Simonetta Sommaruga: "Das Pro-
blem sind Männer."

Präsidentin: Wenn es keine weiteren Einzelvoten gibt, würde ich jetzt noch das Wort 
dem Gemeinderat Alec von Graffenried übergeben.

Alec von Graffenried, Direktor SUE: Frau Stadtratspräsidentin, geschätzte Stadträtin-
nen und Stadträte, sehr geehrte Damen und Herren, herzlichen Dank für diese Aufträge. 
Ihr habt es gesehen: Der Gemeinderat ist bereit, beide Aufträge entgegenzunehmen.
Die Stadt Bern ist offen, mehr zu tun im Bereich der Umsetzung der Istanbul-Konven-
tion. Es ist für uns ein wichtiges Thema. Wir sind bereits dran. Es ist bereits heute ein 
Schwerpunkt im Aktionsplan "Gleichstellung". Aber wie es eben so ist in diesem Thema, 
man kann immer mehr tun. Wir sind auch offen für neue Ansätze, neue Projekte, die 
wir gefunden haben mit "Bern schaut hin", die wir auch gefunden haben im Projekt 
"Mille Grazie". Es gibt möglicherweise weitere neue Ansätze, die wir auch gerne prüfen 
werden. Wir haben bereits eine Stalking-Beratung aufgebaut. Wir führen das Präventi-
onsprojekt "Tür an Tür". Unsere Polizei hat seit langem einen Schwerpunkt bei der 
Bekämpfung der häuslichen Gewalt. Sie wird auch unterstützt durch die Opferhilfe und 
durch die Frauenhäuser. Wir haben ein komplettes Angebot.
Es ist auch nicht so, dass diese Stellen völlig unkoordiniert sind. Also sie sprechen sehr 
viel miteinander, sie tauschen sich auch. Wir haben auch die Fachstellen, die diese 
Koordination sicherstellen können. Es ist aber sicher wertvoll, wenn wir einen Überblick 
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schaffen im Sinne eines Postulats, und diese Strategie auch einmal zusammenstellen 
und offenlegen und dass wir auch zeigen, wie es im Projekt "Mille Grazie" weitergehen 
kann. In dem Sinne danken wir, wenn Sie uns diese Postulate zur Weiterbearbeitung 
überweisen. Und einen guten Appetit.

Präsidentin: Herzlichen Dank. Wir machen noch die Abstimmung, bevor wir in die 
Pause gehen. Wir werden als erstes über das Postulat "Prävention sexualisierter Ge-
walt im Berner Nachtleben" abstimmen. Wenn ihr dieses Postulat erheblich erklären 
wollt, könnt ihr jetzt mit Grün Ja stimmen.

Abstimmung Nr. 013
2025.SR.0163

Annahme 
Ja 56
Nein 5
Enthalten 0

Präsidentin: Postulat für erheblich erklärt.

2025.SR.0269

8 Postulat SP/JUSO: Gesamtstrategie zur Prävention und Bekämpfung von 
sexualisierter Gewalt, Stalking und verwandten Gewaltformen in der Stadt 
Bern; Annahme

Gemeinsame Beratung der Traktanden 7 und 8: siehe Traktandum 7.

Präsidentin: Als nächstes stimmen wir über das Postulat "Gesamtstrategie für Präven-
tion, Bekämpfung von sexualisierter Gewalt, Stalking und verwandter Gewaltform in der 
Stadt Bern" ab. Auch hier: Wenn ihr das Postulat erheblich erklären wollt, könnt ihr jetzt 
darüber abstimmen.

Abstimmung Nr. 014
2025.SR.0269

Annahme 
Ja 56
Nein 5
Enthalten 0

Präsidentin: Dieses Postulat wurde für erheblich erklärt. Vielen Dank für die wichtige 
Diskussion. Wir treffen uns in eineinhalb Stunden wieder. Einen guten Appetit.
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Schluss der Sitzung: 19.01 Uhr.
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2025.SR.0189

10 Postulat: Fraktion GB/JA!: Den 14. Juni der feministischen Bewegung si-
chern – bis die Gleichberechtigung Realität ist; Ablehnung

Traktandum 10 wird vorgezogen.

Präsidentin: Nehmt doch sehr gerne Platz, wir sind noch nicht beschlussfähig, aber es 
ist einfacher zu zählen, wenn alle am Platz sind.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich hoffe, ihr hattet eine gutes Znacht. Wir sind in der 
Zwischenzeit beschlussfähig. Es gibt einen Ordnungsantrag, der gerne begründet wer-
den möchte. Ich übergebe das Wort an Karel Ziehli von der GB/JA!-Fraktion.

Karel Ziehli (GB): Liebe Anwesende, wir stellen einen Ordnungsantrag, damit das 
Traktandum 10 vor dem Traktandum 9 besprochen wird, weil wir hier Gäste auf der 
Tribüne haben, die mitgearbeitet haben und zuhören möchten.

Präsidentin: Vielen Dank, ihr habt es gehört, es geht darum, dass das Traktandum 10 
vorverschoben wird. Und dann würden wir wieder zur regulären Traktandenliste über-
gehen. Wer diesem Ordnungsantrag zustimmen möchte, drückt jetzt einmal Grün für 
"Ja" oder Rot für "Nein".

Ordnungsantrag 1
GB-JA!-Fraktion
Traktandum 10 wird vorverschoben und dann wird wieder zur regulären Traktandenliste 
übergegangen.

Abstimmung Nr. 015
2025.SR.0189: Ordnungsantrag 1

Annahme 
Ja 35
Nein 4
Enthalten 8

Präsidentin: Dem Ordnungsantrag wurde zugestimmt. Wir kommen zum Traktandum 
10, "Den 14. Juni der feministischen Bewegung sichern – bis die Gleichberechtigung 
Realität ist". Ich würde jetzt gerne den Einreichenden das Wort übergeben. Für die 
Einreichenden Nora Joos.

Nora Joos (JA) für die Einreichenden: In der Vergangenheit hat sich bereits mehrfach 
gezeigt, dass eine Kundgebungsbewilligung zu erhalten keine einfache "Büez" ist. Die 
Organisatorinnen brauchen Wissen, Erfahrung, Verhandlungsgeschick und vor allem 
viel Zeit, um den Aufwand einer Bewilligung zu bewältigen. Diese ganze Arbeit ist in 
den meisten Fällen unbezahlt und freiwillig. Oder wer von euch hat schon einmal einen 
Lohn bekommen, um eine Demo-Bewilligung einzuholen?
Anstatt dass das feministische Streikkollektiv, das heute erfreulicherweise zum Teil zu 
Besuch ist, jedes Jahr Stunden und Stunden in den Bewilligungsprozess steckt, soll die 
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Reservation des Bundesplatzes am 14. Juni jetzt gesetzlich verankert werden. Der Ge-
meinderat will unser Postulat ablehnen, betont aber in seiner Antwort die Bedeutung 
des feministischen Streiks. Es ist ja schön und gut, erkennt ihr als aktueller Gemeinde-
rat und als aktuelles Polizeiinspektorat die Wichtigkeit und die Grösse des feministi-
schen Streiks an. Dies reicht jedoch nicht.
Wir brauchen jetzt eine Dauerbewilligung oder eine gesetzliche Verankerung für den 
14. Juni. In den letzten Jahren gab es auch Momente, in denen der Gemeinderat das 
Recht auf Protest kurzzeitig eigenhändig abschaffte. Ein Beispiel, das mich nach wie 
vor wütend macht, war das Demoverbot von November bis Dezember 2023 in der In-
nenstadt. Hauptgrund war damals, dass die Innenstadt in den zwei Monaten bereits 
stark ausgelastet sei – ein Staatsbesuch, ein Fussballmatch, der Zibelemärit oder die 
Weihnachtsmärkte. Das Recht auf Protest – auf Pause.
Dieses Beispiel zeigt: Einzig mit einer gesetzlich verankerten Reservation des Bundes-
platzes oder einer Dauerbewilligung können wir sicherstellen, dass der feministische 
Streik nicht plötzlich wegen eines Staatsbesuches, eines Fussballmatchs oder anderer 
Veranstaltungen auf einen "munzigen" Platz oder ganz aus der Innenstadt weichen 
muss.
Die für mich unverständliche Priorisierung von Veranstaltungen von anno dazumal zeigt 
sich auch an anderen Beispielen. Aktuell ist es beispielsweise gang und gäbe, dass 
eine Freinacht gesprochen wird, wenn die YB-Männer Meister werden. Daran habe ich 
auch nichts auszusetzen. Doch wieso muss am feministischen Streik bereits um 11 Uhr 
Schluss sein? Sind all die historischen Erfolge der Streikenden im Kampf für die Gleich-
berechtigung von FLINTA-Personen und all jenen, die Diskriminierung erfahren, nicht 
auch eine Freinacht wert? Das Beispiel mit den Weihnachtsmärkten und der Vergleich 
mit den Fussballfreinächten machen für mich die Antwort des Gemeinderats scheinhei-
lig. In der Theorie mögt ihr den feministischen Streik und allgemein das Recht auf Pro-
test hoch gewichten. In der Praxis war dies leider bis jetzt nicht immer der Fall.
Es ist ja schön und gut, habt ihr euch bemüht, den Frauenlauf dieses Jahr auf den 
vergangenen Sonntag zu verschieben. Dass der Bundesplatz am 14. Juni dem feminis-
tischen Streik gehört, darf jedoch nicht abhängig sein von der Gutmütigkeit und den 
Bemühungen der Personen beim Polizeiinspektorat, im Gemeinderat oder beispiels-
weise der Organisation des Frauenlaufs. Gerade in Zeiten von Backlash, in denen Män-
ner wieder vermehrt versuchen, "echte" Männer zu sein und den Feminismus als 
Grundübel unserer Gesellschaft sehen, ist es wichtig, den 14. Juni für die feministische 
Bewegung zu sichern und das Kundgebungsreglement entsprechend anzupassen. Den 
feministischen Streikenden gehört der Bundesplatz, und dies unabhängig von der Gut-
mütigkeit der Bewilligungsbehörde.
Liebe Ratsmitglieder, dieses Jahr am Sonntag gehört der Bundesplatz wieder uns, den 
Streikenden. Gehen wir am Sonntag zusammen auf die Strasse und zeigen wir heute, 
dass der Bundesplatz nicht nur dieses Jahr, sondern bis zur Gleichberechtigung dem 
queer-feministischen Kampf gehört. Danke.

Präsidentin: Ihr könnt euch jetzt anmelden für die Fraktionsvoten. Als erstes Barbara 
Keller für die SP/JUSO-Fraktion.

Barbara Keller (SP) für die Fraktion: Der 14. Juni ist nicht irgendein Datum. Er steht 
für den Gleichstellungsartikel in der Bundesverfassung, für den Frauenstreik von 1991 
und für den anhaltenden Einsatz für tatsächliche Gleichstellung. Spätestens seit dem 
feministischen Streik von 2019, als hunderttausende Menschen in der ganzen Schweiz 
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auf die Strasse gingen, ist der 14. Juni zu einem der wichtigsten politischen Mobilisie-
rungstage unseres Landes geworden. Jahr für Jahr erinnern Demonstrationen daran, 
dass Gleichstellung noch immer keine Selbstverständlichkeit ist.
Seine historische, gesellschaftliche und politische Bedeutung macht den 14. Juni zu 
einem besonderen Tag im demokratischen Kalender der Schweiz. Genau deshalb 
braucht es Planungssicherheit. Der Gemeinderat verweist darauf, dass bisher jeweils 
Lösungen gefunden worden seien. Doch seine Antwort zeigt gleichzeitig, weshalb das 
Anliegen berechtigt ist.
Es braucht Absprachen, Nutzungskonflikte müssen gelöst werden und jedes Jahr stellt 
sich die Frage erneut. Dass für 2026 eine Lösung mit dem Frauenlauf gefunden wurde, 
begrüssen wir natürlich, aber eine Lösung im Einzelfall ersetzt keine langfristige Absi-
cherung. Wer die Bedeutung des 14. Junis anerkennt, sollte auch bereit sein zu prüfen, 
wie diese Bedeutung dauerhaft und verlässlich berücksichtigt werden kann. Hinzu 
kommt eine besondere Rolle der Stadt Bern. Als Bundesstadt trägt Bern eine Verant-
wortung für demokratische Sichtbarkeit von Anliegen, die weit über die Stadtgrenzen 
hinausreichen. Der Bundesplatz ist der politische, symbolische Platz unseres Landes.
Der feministische Streik hat sich längst als eine der grössten gesellschaftlichen Bewe-
gungen der Schweiz etabliert. Es ist deshalb nur folgerichtig zu prüfen, wie diesem 
Anlass organisatorisch und rechtlich Rechnung getragen werden kann. Und schliesslich 
geht es hier nicht um die Einführung einer Sonderregelung, sondern um einen Prüfan-
trag. Das Postulat verlangt lediglich, mögliche Wege aufzuzeigen und deren Vor- und 
Nachteile zu prüfen.
Dass andere datumsgebundene Kundgebungen heute keine vergleichbaren Regelun-
gen kennen, ist deshalb kein überzeugendes Gegenargument. Wo sachliche Gründe 
bestehen, eine einzigartige historische Verankerung, eine nationale Ausstrahlung und 
eine aussergewöhnliche gesellschaftliche Bedeutung, da darf man durchaus prüfen, ob 
es besondere Lösungen braucht. Wer anerkennt, dass der 14. Juni ein besonderer Tag 
ist, sollte auch bereit sein zu prüfen, über besondere Instrumente nachzudenken. Des-
halb bitten wir euch, dieses Postulat zu überweisen. Herzlichen Dank.

Präsidentin: Herzlichen Dank. Als nächstes Karel Ziehli für die GB/JA-Fraktion.

Karel Ziehli (GB) für die Fraktion: Am kommenden Sonntag findet der feministische 
Streik statt, 35 Jahre nach dem ersten Streik dieser Art in der Schweiz – eigentlich ein 
guter Zeitpunkt, um uns zu fragen, wo wir heute stehen: Haben wir Lohngleichheit er-
reicht? Nein. Teilen wir uns die Care Arbeit gerecht auf? Nein. Gehört sexistische und 
sexualisierte Gewalt der Vergangenheit an? Nein. Sind Frauen und Menschen diverser 
Geschlechter in Machtpositionen und politischen Gremien angemessen vertreten? 
Nein. Und das, obwohl die Gleichstellung seit 1981 in der Verfassung verankert ist. Und 
das, obwohl wir seit 1996 ein Gleichstellungsgesetz haben.
Die unternommenen Anstrengungen stehen in keinem Verhältnis zu den Herausforde-
rungen. Wir müssen auch gerade heute dafür kämpfen, dass dieses Recht zur Selbst-
verständlichkeit führt. Solange wir keine Gleichstellung erreicht haben, werden wir wei-
terkämpfen, weiter auf die Strasse gehen, weiter in der Gesellschaft und in den Parla-
menten handeln, damit diese Ungleichheiten endlich der Geschichte angehören.
Die Lage ist besorgniserregend. Die Lohnungleichheit hat sich laut den letzten Statisti-
ken verschlechtert: Von 17,2 auf 17,4%, und die Hälfte dieses Unterschieds ist nicht 
erklärbar. Die familienergänzende Kinderbetreuung ist nach wie vor unzureichend und 
für viele Familien viel zu teuer. Ein echter Elternurlaub, der eine gerechtere Verteilung 
der Care-Arbeit ermöglichen würde, fehlt immer noch. Jede zweite Frau erlebt sexuelle 
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Belästigung am Arbeitsplatz. Seit Jahresbeginn gab es 13 Femizide. Die Budgets für 
Frauenhäuser sind lückenhaft, es fehlt einfach an Plätzen. Die Situation von gender-
queeren Personen ist besonders prekär, während Antitrans-Bewegungen an Einfluss 
gewinnen. Das sind nur einige Beispiele. Wir könnten leider den ganzen Abend darüber 
sprechen. Und ich höre immer wieder, die Lage sei doch besser als 1981 oder 1991. 
Ja, es gab Fortschritte, aber nur dank des Drucks von der Strasse, dank den Hundert-
tausenden, die sich jedes Jahr für Verbesserungen einsetzen.
Aber Achtung. Die noch zu leistende Arbeit ist riesig – besonders angesichts des anti-
feministischen Backlash und der Mannosphäre die mit TikTok-Videos und extrem viel 
Geld versuchen, geschlechtsspezifische Machtverhältnisse wiederherzustellen. Aber 
auch wir Cis-Männer, die keine TikTok-Videos machen, tragen eine Verantwortung. Wir 
müssen solidarisch sein, unsere volle Unterstützung zeigen, gegen Diskriminierung 
kämpfen, sexistische Witze oder Verhaltensweisen von Kollegen und Freunden nicht 
tolerieren. Wir müssen aufhören, das als Normalität hinzunehmen und uns unserer Pri-
vilegien bewusstwerden. Das Heteropatriarchat müssen wir mit allen Kräften bekämp-
fen. Letztlich profitieren wir alle von einer gleichberechtigten Gesellschaft, in der sich 
alle entfalten können, ohne andere zu benachteiligen oder zu diskriminieren.
Dieses Postulat anzunehmen bedeutet, ein Signal zu senden –, dass Bern, die Haupt-
stadt dieses Landes, den feministischen Kampf in den Mittelpunkt stellt. Diesen Antrag 
anzunehmen bedeutet, den 14. Juni als festen Termin zu verankern und sicherzustel-
len, dass die feministischen Forderungen und Kämpfe auch in der Zukunft in der Stadt 
Bern Priorität behalten. Im Namen der GB/JA!-Fraktion bitte ich euch, dieses Postulat 
anzunehmen und am kommenden Sonntag für eine feministische Gesellschaft auf die 
Strasse zu gehen oder euch zu solidarisieren. Et promis, le jour, où on aura enfin l'éga-
lité, on arrêtera de vous embêter. Danke für eure Aufmerksamkeit.

Präsidentin: Vielen Dank. Als nächstes Michelle Steinemann, Mitte.

Michelle Steinemann (Mitte) für die Fraktion: Der 14. Juni ist ein etabliertes Datum im 
Terminkalender. Das zeigt sich daran, dass der Frauenstreik bereits jetzt Priorität ge-
niesst im Vergleich zu anderen Veranstaltungen, die notabene auch sehr gross sind 
und ihre Daseinsberechtigung haben. Es muss nicht immer alles reglementiert und ver-
ankert werden. Auch andere Organisatoren müssen ihre Veranstaltungen bewilligen 
lassen – es handelt sich um Arbeit, die dazugehört. Der Begriff "verankert" klingt ja 
bereits nach Stillstand. Wir anerkennen die Wichtigkeit des Tages und wollen aber 
trotzdem die Handlungsfreiheit wahren und folgen deshalb der Empfehlung des Ge-
meinderates und lehnen das Postulat ab. Danke.

Präsidentin: Merci. Als nächstes Debora Alder-Gasser von der GLP/EVP-Fraktion.

Debora Alder-Gasser (EVP) für die Fraktion: Als der Schweizer Frauenlauf 1987 in 
Bern das erste Mal durchgeführt wurde, war das ein politisches Statement. Es wurde 
ein Raum geschaffen, der ausschliesslich den Frauen gehörte. Mit der Zeit wurde der 
Lauf zunehmend zum Generationenanlass und heute laufen fünfjährige Mädchen, Müt-
ter und Grossmutter gemeinsam durch Bern. Auch für meine Töchter gehört der Frau-
enlauf mittlerweile ins fixe Jahresprogramm.
Dieser Lauf mit tausenden von Frauen macht auch sichtbar, wie Gleichstellung gelebt 
werden kann – nämlich ein Schritt nach dem anderen und mit vielen gemeinsam. Aber 
wieso erzähle ich vom Frauenlauf, wenn es doch um den Feministischen Streik geht? 
Natürlich war und ist der Feministische Streik unglaublich wichtig für die Gleichstellung. 
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Als ich vor einigen Jahren gemeinsam mit meiner Mutter und meinen Töchtern dabei 
war, hatte ich definitiv auch das Gefühl, Teil von etwas Historischem zu sein. Trotzdem 
ist eben auch der Frauenlauf, welcher dieses Jahr zugunsten des Feministischen 
Streiks sein Datum verschoben hat, ein Zeichen von Gleichstellung.
Was wir als GLP/EVP-Fraktion ablehnen, ist eine reglementarische Vereinnahmung des 
Themas. Und genau eine solche Vereinnahmung wäre diese gesetzlich verankerte Re-
servation. Denn: Wo würde man überhaupt die Grenze ziehen zwischen den Anliegen 
oder den Gefässen, die eine gesetzlich verankerte Reservation verdienen und diejeni-
gen, die es nicht tun?
Aus unserer Sicht wäre es genauso ein Zeichen für Gleichstellung und Sichtbarkeit der 
Frauen gewesen, wenn der Frauenlauf am 14. Juni sein 40-jähriges Bestehen auf dem 
Bundesplatz hätte feiern können. Das wäre wahrscheinlich auch gemeinsam gegangen 
mit dem Frauenstreik. Denn, was uns zuwiderläuft – und was unserer Meinung nach 
sogar der Gleichstellung schadet –, ist das Ausspielen gegeneinander. Wir finden es 
schwierig, wenn uns als Feministinnen und Menschen, denen die Gleichstellung am 
Herzen liegt, vorgeschrieben wird, wie Feminismus und ein Anliegen für Gleichstellung 
auszusehen hat und sich ausdrücken sollte.
Ja, Gleichstellungsanliegen sind nach wie vor zentral. Sie verdienen Gewicht und Auf-
merksamkeit. Aber wir erreichen diese Anliegen auf unterschiedliche Weise – und das 
soll auch das Kundgebungsreglement sichtbar machen. Feminismus soll aus unserer 
Sicht vielfältig daherkommen. Er soll Raum bekommen, aber auch Raum, um sich wei-
terzuentwickeln, inhaltlich wie auch in der Form und dem Prozess. Wir lehnen dieses 
Postulat ab, denn wir glauben weiterhin an pragmatische Lösungen im Miteinander und 
im Füreinander für gemeinsame Gleichstellungsanliegen, auch wenn sich diese unter-
schiedlich ausdrücken und nicht immer violett daherkommen.

Präsidentin: Als nächstes David Böhner, AL/PdA-TIF-Fraktion.

David Böhner (AL) für die Fraktion: Der 14. Juni hat sich in den letzten Jahren nicht 
nur in der Stadt Bern zum Grossanlass entwickelt. Die feministische Streikbewegung 
ist zur lebendigsten und stärksten linken Basisbewegung der Schweiz herangewach-
sen. Die Forderungen des Streikkomitees werden in der Öffentlichkeit laut und deutlich 
wahrgenommen. Auf politischer und sozialer Ebene bleibt aber noch viel zu tun, wie 
auch einige meiner Vorredner*innen dargelegt haben, bis die Ziele erreicht sind, und 
gleichzeitig wird der reaktionäre Gegenwind auch wieder stärker.
Wir stellen fest, dass der Gemeinderat die Wichtigkeit des Feministischen Streiks an-
erkennt. Das ist schon mal eine gute Voraussetzung. Leider ist er nicht bereit, den 
nächsten Schritt zu tun und den 14. Juni jeweils dick in seine Agenda zu schreiben und 
den Bundesplatz dafür freizugeben. Das Postulat fordert ja nicht mal, dass das zwin-
gend gesetzlich festgelegt werden muss. Eine grundsätzliche Bewilligung mit langfris-
tiger Gültigkeit wäre ja auch eine im Postulat erwähnte Option. Darum verstehen wir 
nicht, warum der Gemeinderat das Postulat zur Ablehnung empfiehlt.
Das Veranstaltungsmanagement hat sicher eine Agenda, die über die nächsten zehn 
Jahre hinausgeht, und könnte darin den 14. Juni jeweils rot markieren und den Bun-
desplatz reservieren dafür. Sicherlich muss das für den 14. Juni 2027 gelten, dann 
rufen die feministischen Streikkollektive zum Care-Streik auf. Es wird gross, es wird 
famos, es wird historisch. Der 14. Juni 2027 ist ein Montag und der Nationalrat hat 
Session. Auch wenn das gewisse bürgerliche Politiker im Bundeshaus wieder stören 
wird, sie werden es nicht ignorieren können – und das ist gut so. Die Demokratie gehört 
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nicht nur ins Bundeshaus, sondern auch auf die Strassen und auf den Bundesplatz. 
Selbstverständlich stimmt die Fraktion AL/PdA/TIF dem Postulat zu.

Präsidentin: Als nächstes Ursula Stöckli von der FDP-Fraktion.

Ursula Stöckli (FDP) für die Fraktion: Den 14. Juni der feministischen Bewegung si-
chern, bis die Gleichberechtigung Realität ist. Ja, wann ist das denn der Fall? – Wenn 
ihr das Wandbild hier anschaut, wer arbeitet da körperlich, schleppt Steine, baut Sa-
chen? Ist Gleichstellung realisiert, wenn auf dem Wandbild die Hälfte der Bauarbeiter 
Frauen sind? Weshalb war ich auf der Baustelle immer die Einzige, die Rohre eingelegt, 
gespitzt, gefräst, verdrahtet und "gschälterlet" hat? Ja, was versteht ihr unter Gleich-
stellung? Gerade nur so viel, wie euch passt, und so, wie euch es passt und dann noch 
die Kirsche auf dem Kuchen?
Gleichstellung entspricht nicht immer einem Wunschkonzert. Gleichstellung und Gleich-
berechtigung heisst auch: Ja, ihr habt die gleichen Rechte, aber ihr habt auch die glei-
chen Pflichten. Es gilt daher eine Bewilligung einzuholen, so wie es alle anderen auch 
tun. Heute sind die Türen weit offen. Den Frauen stehen alle Türen offen. Man wird mit 
offenen Armen empfangen in Berufen, die man früher nicht einmal lernen durfte als 
Frau. Das habt ihr nicht erlebt, ihr seid einfach ein bisschen zu jung. Heute stehen euch 
alle die Türen offen. Dann macht es doch einfach. Dann braucht ihr keine Sonderrege-
lung. Und jemand, der immer eine Sonderregelung braucht... das ist in meinen Augen 
schwach. Wenn ihr nämlich stark seid, dann macht es doch einfach – gleichberechtigt, 
so wie die anderen auch. Selbstverständlich lehnt die FDP-Fraktion das Postulat ab.

Präsidentin: Danke. Als nächstes Tanja Miljanović für die GFL-Fraktion.

Tanja Miljanović (GFL) für die Fraktion: Wenn Frauen sich vereinen und laut werden, 
werden sie sichtbar. Ich will, dass wir laut sind und dass wir sichtbar sind, und zwar, 
weil wir Recht haben. Ich will, dass wir sichtbar sind, weil wir berechtigte Ansprüche 
und Anliegen haben. Ich will, dass wir sichtbar sind, weil der Kampf immer noch vor 
uns ist und wir ganz vieles noch nicht erreicht haben.
Wir sind aber nicht laut und nicht sichtbar, weil man an den demokratischen Prozessen 
vorbei einen Shortcut für uns gemacht hat. Am 14. Juni sind wir sichtbar und auf dem 
Bundesplatz, auf dem Hauptplatz der Schweiz, weil mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
betroffen ist, weil wir ein grosser Teil der Gesellschaft sind, und weil diese Gesellschaft 
uns sehen will. Dieses Postulat stellt für uns eigentlich in Frage, was bereits Usus ist, 
denn der Bundesplatz gehört dem feministischen Streik.
Diese Handhabe soll durch den Vorstoss nicht unnötig relativiert werden. Der Bewilli-
gungsprozess sollte in einer Demokratie für alle gleich sein. Ist es nicht das Anliegen 
des feministischen Streiks, dass wir endlich eine vollständige, eine gelebte Demokratie 
haben? Das ist doch das grösste Problem unserer Demokratie, dass die Hälfte der 
Bevölkerung ausgeschlossen war. Jetzt will diese Hälfte... oder gewisse Vertreterinnen 
wollen eine Sonderregelung, und wir finden: Es ist nicht nötig, es ist demokratierechtlich 
fragwürdig, wenn wir Gleichberechtigung – gleiche Rechte, gleiche Teilhabe und Würde 
– verlangen, indem wir Shortcuts nehmen und nicht mit den Prozessen der Demokratie 
und der Gleichberechtigung und der Teilhabe [arbeiten].
Ich denke, es steht ausser Frage, dass der 14. Juni in den nächsten Jahrzehnten dem 
Feministischen Streik gehört. Wird er das nicht sein, dann bin ich die erste, die mit euch 
auf die Strasse kommt. Aber in diesem einen Punkt bin ich mit Ursula einig. Ich finde 
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dieses Postulat schwächt das Anliegen, und das finde ich schade. Der feministische 
Streik, der ist am 14. Juni sowieso dort – wozu braucht es dieses Postulat?

Präsidentin: Die Redner*innenliste wäre jetzt offen für die Einzelvoten. Gibt es noch 
Einzelvoten? – Das scheint nicht der Fall zu sein. Dann übergebe ich jetzt das Wort 
dem Gemeinderat, Alec von Graffenried.

Alec von Graffenried, Direktor SUE: Der Gemeinderat hat nichts gegen das Fest-
schreiben des 14. Juni für den Feministischen Streik. Für den Gemeinderat ist es eine 
Selbstverständlichkeit, und entsprechend tut er auch alles dafür, dass die Wünsche am 
14. Juni für die Demonstrationsfreiheit, für ein würdiges Durchführen des feministischen 
Streiks stattfinden können.
Das Datum ist rot, lila, ich weiss nicht in welcher Farbe, in den Agenden eingetragen, 
aber es soll natürlich auch die nötige Flexibilität herrschen. In diesem Jahr findet er 
statt ohne Umzug. Im nächsten Jahr hoffentlich wieder mit Umzug. Im letzten Jahr hat-
ten wir die Synchronisation und Koordination mit dem Frauenlauf, in diesem Jahr hat 
der Frauenlauf das Datum gewechselt, damit es zu keiner Friktion kommt. Im Jahr 2031 
werden wir wieder die Konstellation haben: Samstag Frauenstreik, Sonntag Frauenlauf 
– möglicherweise. Ich denke: Das hat sich im letzten Jahr nicht bewährt, da werden wir 
wieder die Lehren daraus ziehen und dann im Jahr 2031 möglicherweise die Organisa-
tor*innen des Frauenlaufs wieder fragen, auf ein anderes Datum zu wechseln, so dass 
wir nicht diese Samstag-Sonntag-Konfiguration haben, die sich in meinen Augen nicht 
bewährt hat.
In diesem Sinne bewahren wir uns die Flexibilität. Wir werden dafür sorgen, dass der 
Feministische Frauenstreik immer am 14. Juni, immer in würdiger Form, auch während 
der Session – da haben wir den Tatbeweis schon geliefert, dass er auch während der 
Session stattfinden kann – durchgeführt werden kann. In diesem Sinne braucht es die-
sen Vorstoss, die Überweisung dieses Vorstosses, nicht. Der Gemeinderat ist einsichtig 
und sieht die Priorität dieses Ereignisses und erkennt dieses auch an.

Präsidentin: Vielen Dank. Wir kommen bereits zur Abstimmung. Wer das Postulat er-
heblich erklären möchte, kann jetzt mit Grün "Ja" stimmen und mit Rot "Nein" stimmen.

Abstimmung Nr. 016
2025.SR.0189

Annahme 
Ja 30
Nein 28
Enthalten 0

Präsidentin: Das Postulat wurde erheblich erklärt. Vielen Dank. Wie zu Beginn der 
Sitzung bereits angesprochen, kommen wir jetzt wieder zurück zur Traktandenliste, 
zum Traktandum 9, "Hintergründe zum Polizeieinsatz auf dem Vorplatz im Nachgang 
des feministischen Streiks".
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2025.SR.0204

9 Interfraktionelle Interpellation: Hintergründe zum Polizeieinsatz auf dem 
Vorplatz im Nachgang des feministischen Streiks (GB/JA! und 
AL/PdA/TiF); Antwort

Präsidentin: Zum Polizeiansatz auf dem Vorplatz im Nachgang des feministischen 
Streiks. Für die Interpellation wurde eine Traktandierung beantragt. Ich gehe davon 
aus, dass diese Diskussion durch die Einreichenden erwünscht ist. – Ja? Dann müssen 
wir darüber abstimmen, ob die Diskussion gewährt wird. Dafür brauchen wir eine 1/3-
Mehrheit. Wer also die Diskussion gewähren möchte, stimmt jetzt mit Grün "Ja".

Abstimmung Nr. 017
2025.SR.0204

1/3-Quorum erreicht
Ja 44
Nein 13
Enthalten 0

Präsidentin: Das Quorum ist erreicht. Ich übergebe den Einreichenden das Wort. Für 
die Einreichenden, Lea Bill.

Lea Bill (GB) für die Einreichenden: David Böhner und ich haben vor einem Jahr dis-
kutiert, ob wir überhaupt einen Vorstoss einreichen sollen zu diesem Polizeieinsatz auf 
dem Vorplatz in der Nacht vom 14. auf 15. Juni, da die Antworten auf solche Vorstösse 
selten befriedigend ausfallen. Und doch waren wir uns einig: wir können den Einsatz 
dieser Nacht so nicht stehen lassen. Wir wollen Antworten auf unsere Fragen.
Nun liegen diese Antworten auf unsere Fragen vor, und ich kann eigentlich nur sagen, 
wir haben gemischte Gefühle diesen Antworten gegenüber. Es gibt Antworten, die die 
Ereignisse durchaus verständlicher machen und auch unsere Fragen beantworten, so 
zum Beispiel die Frage, wieso bereits Polizisten in Zivil vor Ort waren, obwohl es sich 
ja um einen spontanen Einsatz handelte. Dazu hat die Polizei ausgeführt, dass der 
Grund dafür war, dass aufgrund der angestiegenen Straftaten im Perimeter Schützen-
matte dort regelmässig Patrouillen stattfinden, und deshalb auch die Polizisten bereits 
vor Ort waren – oder auch die Frage nach der Aufarbeitung der Ereignisse in Zusam-
menhang mit dem Gemeinderat. Das begrüssen wir sehr, und auch die Ausführungen 
zu den Verletzungen der Polizisten.
Dann gibt es Antworten, die uns ehrlich gesagt etwas ratlos zurücklassen, weil die Aus-
sagen der Polizei, in der Antwort des Gemeinderats diametral den Aussagen der Besu-
cher*innen und der Verantwortlichen der Reitschule widersprechen. Dies betrifft zum 
Beispiel die Frage, ob und wann sich die zivilen Polizisten zu erkennen gegeben haben, 
und inwiefern der Sicherheitsdienst der Reitschule bereit gewesen war, die Polizei zu 
unterstützen.
Laut unseren Informationen war es so, dass die Besucher*innen sehr lange davon aus-
gegangen sind, dass es sich bei den zivilen Polizisten – ich zitiere das jetzt mal so – 
um eine "rüpelhafte, aggressive Männergruppe" gehandelt hat. Das war insbesondere 
im Zusammenhang mit einem Fest im Rahmen des Feministischen Streiks doch recht 
unangenehm und komisch. Die Polizei ihrerseits spricht aber davon, dass sie sich den 
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Besucherinnen und Besuchern sehr schnell zu erkennen gegeben hätten, und dass die 
Besucher*innen erst dann handgreiflich geworden seien, als die Polizisten gesagt ha-
ben, sie seien von der Polizei.
Gleiches ist auch vom Sicherheitsdienst der Reitschule angemerkt worden. Dieser hat 
gesagt, dass er durchaus bereit gewesen wäre, Hilfestellung zu leisten. Und da sagte 
die Polizei, es sei keine Zusammenarbeit mit dem Sicherheitsdienst möglich gewesen. 
Hier steht Aussage gegen Aussage. Es ist ein Umstand, den wir kennen, und es bleibt 
uns hier nichts anderes übrig, als das zur Kenntnis zu nehmen – aber es ist nicht wirk-
lich befriedigend.
Schliesslich gibt es auch Antworten, die wir aus – unserer Sicht – so nicht stehenlassen 
können. Das sind unter anderem die Ausführungen der Polizei zu den Kopfverletzungen 
der Besucher*innen durch Gummigeschosse. Die Polizei stellt sich hier auf den Stand-
punkt, dass es sich um Notwehr gehandelt habe, und deshalb auch der Mindestabstand 
nicht eingehalten werden musste. Auch wenn das so gewesen war, also wenn das Not-
wehr gewesen war, scheint uns doch das Zielen auf Kopfhöhe trotzdem in keinem Fall 
angebracht.
In diesem Zusammenhang wirft vor allem auch die Stellungnahme des Gemeinderats 
Fragen auf. Während er, und das durchaus zu Recht, die Gewalt gegen Polizist*innen 
in aller Schärfe verurteilt, hält er in Bezug auf die Gummigeschosse zwar fest, dass ein 
Einsatz selbstverständlich verhältnismässig sein müsse. Gleichzeitig misst der Ge-
meinderat die Verhältnismässigkeit offenbar an der Anzahl Anzeigen von Einzelperso-
nen, die dann eingegangen sind gegen die Polizei und den Aussagen der Polizei be-
treffend Notwehr, und dass dem Gemeinderat nicht bekannt sei, dass solche Anzeigen 
eingereicht worden seien. Das gilt nämlich als Antwort darauf, ob der Gemeinderat den 
Polizeieinsatz als verhältnismässig erachtet oder nicht. Da man nicht wisse, ob es An-
zeigen gegeben habe, scheine das doch alles verhältnismässig gewesen zu sein. Das 
scheint uns doch eher speziell, um es nett auszudrücken.
Wir müssen einmal mehr feststellen, dass der Gemeinderat nicht bereit ist, hier ein 
bisschen Verantwortung zu übernehmen, auch selbst mal hinzustehen, und vielleicht 
auch mal die Polizei zu kritisieren. Dazu ist der Gemeinderat offenbar nicht bereit. Das 
finden wir sehr schade, wir hätten das sehr begrüsst, und deshalb muss man auch 
sagen, dass wir mit den Antworten des Gemeinderates nicht zufrieden sind.

Präsidentin: Als nächstes könnt ihr euch für die Fraktionsvoten anmelden. Als ersten 
sehe ich Alexander Feuz für die SVP-Fraktion.

Alexander Feuz (SVP) für die Fraktion: Zuerst dankt die SVP-Fraktion der Polizei für 
diesen Einsatz. Sie haben gewusst, was in der Stadt Bern alles bei Demonstrationen 
passiert. Das Restaurant Della Casa, das beinahe niederbrannte, der Angriff an einem 
Samstag auf die Synagoge Bern... ihr habt es gesehen, Polizisten mit Glassplittern im 
Auge. Es gibt auch bei den Männern "Furien". Aber es gibt auch bei den Frauen "Fu-
rien", die gefährlich sind. Es muss auch gesagt werden, wenn die Polizei einen Fehler 
macht. Dann ist der Feuz der erste, der sagt: Ihr habt das Recht, die Polizei anzuzeigen. 
Man kann ein Strafverfahren einleiten und ein Beschwerdeverfahren machen, wegen 
Amtspflichtverletzung, Amtsanmassung oder was auch immer – man kann die Polizisten 
wegen übertriebener Gewalt in die Pflicht nehmen. Meines Erachtens, ich kenne sicher 
nicht alle Akten des Kantons, aber bislang habe ich noch nie gehört, dass es zu einer 
Verurteilung gekommen wäre.
Ich weise auf den Vorfall bei der Heiliggeistkirche hin, auf die Vorverurteilungen in den 
Berner Medien, Tamedia, – was war dann? Von diesen zwei oder drei Polizisten sind 
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zwei bereits von der Erstinstanz freigesprochen worden, den dritten (oder verbleiben-
den) hat dann das Obergericht freigesprochen. Ich weiss nicht, ob das Urteil bereits 
rechtskräftig ist oder nicht, aber man muss immer sehen, man hat die Möglichkeit, Po-
lizeieinsätze und gewalttätige Handlungen der Polizei juristisch prüfen zu lassen.
Allerdings, wenn man jetzt die Sache ansieht: Was kann alles passieren? Wenn man in 
der Reithalle Steine anschleppt, um nachher die Polizei in einen Hinterhalt zu locken, 
wenn man Busse blockiert, wenn all das passiert, wenn ihr die Sache im Della Casa 
gesehen habt... Ich sage immer: Wenn jemand mit Hammer, Vermummungsmaterial, 
Brandkörpern und Pyros an eine Demonstration geht, geht der nicht an einen Kinder-
geburtstag. Ihr seid alle mit grossem Mehr für ein Feuerwerkskörperverbot gewesen, 
dass man am 1.  August keine Feuerwerke mehr zünden darf. Ihr wisst es, ich habe es 
immer kritisiert, dass wenn eine Demo ist und Pyros geworfen werden – da beziehe ich 
auch die Hooligans im Fussball und die paar wenigen Eishockey-Hooligans mit ein –, 
da höre ich von euch kein Wort.
Und darum sage ich, wenn ihr euch die Sache anschaut, diese Situation, die Polizei 
muss verhältnismässig reagieren. Aber wenn man alle diese Vorfälle bereits kennt – 
wie oft sassen wir hier bereits zusammen? Die Schande von Bern, das war, glaube ich, 
2006 mit dem "Milchkessel" der SVP, Dann hatten wir die "Tanz dich frei"-Demo, dann 
hatten wir das Della Casa. Wir hatten die Vorfälle mit den besetzten Liegenschaften im 
City West – immer wird Besserung gelobt. Es heisst immer, da muss man wissen: Was 
kann mir passieren? – und da muss die Polizei die nötigen Massnahmen treffen.
Und man weiss, der schwarze Block... die Zusammenarbeit, bei der man den Anruf 
manchmal bewusst nicht entgegennimmt. – Da geht es um den Selbstschutz, es geht 
aber auch um den Schutz der Leute, die in der Stadt Bern sind, um die Leute, die den 
ÖV nehmen. Und da darf man sich nicht von "Furien" terrorisieren lassen. Darum ab-
schliessend noch einmal: Ich danke der Polizei für ihren Einsatz. Sie haben es richtig 
gemacht.

Präsidentin: Alexander, bei aller Liebe, ich wäre froh, wenn wir uns nicht gegenseitig 
als Furien bezeichnen würden. Wütende Frauen sind wirklich keine Furien. – Als nächs-
tes David Böhner von der AL/PdA/TIF-Fraktion.

David Böhner (AL) für die Fraktion: Am 14. Juni vor einem Jahr, also am Tag des 
Feministischen Streiks, wurde auf dem Vorplatz der Reitschule ein Fest gefeiert. Wie 
wir wissen, wurde dieses Fest zum feministischen Streiktag von der Polizei unschön 
beendet – mit einem unverhältnismässigen und fahrlässigen Polizeieinsatz, der meh-
rere Verletzte forderte. Nach diesem Einsatz war niemandem mehr nach Feiern.
Der Ablauf ist in der Interpellation beschrieben. Offenbar wollten die Zivilpolizisten 
einen flüchtigen Mann festnehmen, der zur Fahndung ausgeschrieben war und sich 
unter die Menge der Feiernden gemischt hatte. Wir fragen uns, warum die vielen Zivil-
polizisten, die vor Ort waren, nicht abwarten konnten, bis der Mann sich wegbewegte 
von der Menge, um ihn dann bestimmt und ruhig festzunehmen. Das ist unsere Defini-
tion von verhältnismässig; nicht ein Einsatz mit Dutzenden Beamten und Gummischrott 
aus nächster Nähe in die Menge, darunter viele Unbeteiligte, die den feministischen 
Streik feierten.
Als Laie würde mich dünken, dass zu einem verhältnismässigen Einsatz ein bisschen 
Geduld gehört. Dafür müssen nicht hunderte Menschen gefährdet und das schlechte 
Image der Polizei als rücksichtsloser Schlägertrupp gefestigt werden. Wir fragen uns, 
was eigentlich an der Polizeischule gelehrt wird, wenn es darum geht, verhältnismäs-
sige Einsatzszenarien zu überlegen. Und wir fragen uns auch, warum der Gemeinderat 
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immer ausweicht, wenn es darum geht, die Verhältnismässigkeit eines Polizeieinsatzes 
zu bewerten. Auch in diesem Fall zitiert der Gemeinderat einfach die Polizeiaussage in 
seiner Antwort und fügt dann noch einen eigenen Textbaustein ein, der keine Stellung 
zum konkreten Vorfall nimmt.
Gerne zitiere ich den nichtssagenden Textbaustein nochmals. "Der Gemeinderat hat 
mehrfach festgehalten, dass Polizeieinsätze das Gebot der Verhältnismässigkeit wah-
ren müssen und dies durch die Justiz im Einzelfall auch überprüft werden kann. Der 
Gemeinderat hat keine Kenntnis davon, ob allfällig verletzte Personen Anzeige gegen 
die Polizei erstattet haben."
Da kann ich dem Gemeinderat weiterhelfen. Selbstverständlich hat niemand von den 
Verletzten Anzeige gegen die Polizei erstattet. Aus dem einfachen Grund, da solche 
Anzeigen mit einem sehr grossen Aufwand, hohen Kosten und minimsten Erfolgsaus-
sichten einhergehen, wie die Erfahrung zeigt. Die Reitschule hat sich übrigens nach 
diesem Einsatz bei der städtischen Ombudsstelle beschwert und gefordert, dass die 
Ombudsfrau den Einsatz untersucht. Sie hat jedoch darauf bestanden, dass es einen 
Dialog zwischen der Kantonspolizei und der Reitschule geben soll, anstatt konkret zu 
untersuchen, ob der besagte Einsatz verhältnismässig war.
Auch Frage 6 wird vom Gemeinderat nicht beantwortet. Die Medienstelle der Kapo be-
richtete ja von schwerwiegend verletzten Polizist*innen. Die Frage zielte darauf ab, wie 
lange die Einsatzkräfte aufgrund ihrer Verletzungen arbeitsunfähig waren und folglich 
krankgeschrieben werden mussten. Die Nichtbeantwortung der Frage lege ich so aus, 
dass glücklicherweise keine der involvierten Polizist*innen so stark verletzt wurden, 
dass sie nicht mehr arbeiten konnte, sonst wäre die Frage wohl beantwortet worden.
Zusammengefasst: Das Problem bleibt bestehen, der Gemeinderat ist nicht gewillt, der 
Kapo auf die Finger zu schauen, und es gibt keine Institution, die bereit ist, Beschwer-
den betreffend polizeiliches Fehlverhalten entgegenzunehmen und dieses ernsthaft zu 
prüfen – ausser es wird eine Anzeige gemacht, die de facto chancenlos ist.
Wenn sich Medienschaffende einschalten und über problematisches Verhalten einzel-
ner Polizisten berichten, müssen auch diese ein dickes Fell haben und mit der Einmi-
schung des Regierungsrats rechnen. Es liegt also einiges schief im Staate Bern und 
seiner Polizei. Das zeigt auch die Antwort des Gemeinderats. Das Mindeste, was es 
braucht, ist eine niederschwellige Ombudsstelle, an die sich Betroffene von Polizeige-
walt wenden können, und die befugt ist, einen Einsatz zu untersuchen und zu bewerten. 
Da in diesem Kanton das offenbar nicht möglich ist, müssen wir eine Wiedereinführung 
der Stadtpolizei in Betracht ziehen oder gleich einen neuen Kanton gründen.

Präsidentin: Danke. Als nächstes Fabian Rüfenacht von der GLP/EVP-Fraktion.

Fabian Rüfenacht (GLP) für die Fraktion: Heute besprechen wir einen Polizeieinsatz 
im Perimeter Schützenmatte im Nachgang zum Feministischen Streik vom 14. Juni 
2025. Der Polizeieinsatz hatte entgegen dem Titel der Interpellation nichts mit dem 
Feministischen Streik zu tun. Für das Protokoll möchte ich einleitend dennoch kurz 
festhalten, dass die GLP/EVP-Fraktion die Anliegen der feministischen Bewegung wich-
tig findet. Gerade mit Blick auf die inakzeptablen, hohen Fallzahlen bei Femiziden und 
ähnlichen Delikten ist klar, dass im Bereich Schutz vor Gewalt und Gleichberechtigung 
der Geschlechter weiterhin Handlungsbedarf besteht.
Nun möchte ich auf die Interpellation und den untersuchten Polizeieinsatz eingehen. 
Beim Polizeieinsatz ging es gemäss Kantonspolizei Bern um einen besonders gewalt-
bereiten Straftäter, der aus einer Haftanstalt entflohen war, und von Polizistinnen und 
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Polizisten im Perimeter der Reitschule verhaftet werden konnte. Dies erachten wir als 
Erfolg beim wichtigen Schutz aller Menschen vor Gewalt.
In der Antwort des Gemeinderats wird weiter festgehalten, dass die Gewalt von diver-
sen Personen gegen die Polizistinnen und Polizisten in Zivil erst begonnen habe, nach-
dem sich diese als Polizei zu erkennen gegeben hätten. Ein solches Verhalten erachten 
wir als nicht akzeptabel. Die GLP-EVP-Fraktion verurteilt, wie der Gemeinderat, solche 
Angriffe gegen Polizistinnen und Polizisten aufs Schärfste. Wir sind der Ansicht, dass 
es im Interesse aller ist, gefährliche Gewalttäter zu verhaften und Gewalt möglichst 
überall zu verhindern.
Noch an David Böhner gerichtet: Despektierliche Bemerkungen gegen Polizistinnen 
und Polizisten, welche sich für unsere Sicherheit einsetzen, sind hier fehl am Platz und 
wir müssen sicher auch keinen neuen Kanton gründen.
Deshalb erwarten wir auch von den Betreibenden der Reitschule und deren Sicherheits-
dienst, dass bei brenzligen Situationen, wie der hier diskutierten, mit den Polizeikräften 
kooperiert wird, damit solche Situationen eben nicht eskalieren. Polizeikräfte, demge-
genüber, müssen sich bei ihrem Handeln an das Gebot der Verhältnismässigkeit halten. 
Wenn jemand das Gefühl hat, dieses sei verletzt worden, steht dieser Person in unse-
rem Rechtsstaat bekanntlich der Rechtsweg offen. Das ist gut so und das begrüssen 
wir. Was uns bei diesem Thema jedoch nicht weiterhilft, sind einseitige Schuldzuwei-
sungen und ideologisches Schwarz-Weiss-Denken. Der Schlüssel zum friedlichen Mit-
einander liegt aus unserer Sicht vielmehr in der gegenseitigen Rücksichtnahme und 
Kooperation. Besten Dank für die Aufmerksamkeit.

Präsidentin: Vielen Dank. Als nächstes Nadine Aebischer für die SP/JUSO-Fraktion. 
Gibt es keine weiteren Fraktionsvoten? Dann könnt ihr euch jetzt für die Einzelvoten 
anmelden.

Nadine Aebischer (SP) für die Fraktion: In der Nacht vom 14. auf den 15. Juni 2025 
feierten rund 1'000 Menschen auf dem Vorplatz der Reitschule im Nachgang des femi-
nistischen Streiks einen fröhlichen politischen Abend, bis er es nicht mehr war. Was 
dann geschah, war im Kern ein vermeidbares Missverständnis, das sich in eine Kon-
frontation verwandelt hat, bei der Menschen verletzt wurden. Ein Dutzend Zivilpoli-
zist*innen tauchte mitten in der Nacht in einer feiernden Menge auf, ohne sich zu er-
kennen zu geben, ohne das Kontakttelefon zu nutzen, ohne das Sicherheitspersonal 
der Reitschule [in die Operation] mit einzubeziehen.
In einer Situation, in der 1'000 Menschen noch nicht wissen konnten, wer da plötzlich 
grob in ihrer Mitte auftritt, überrascht die Eskalation nicht. Die Antwort der Kantonspo-
lizei: Sie weist alles zurück. Das Kontakttelefon sei aufgrund der Dynamik [der Situa-
tion] nicht nutzbar gewesen. Man habe sich rechtzeitig zu erkennen gegeben – kurz: 
alles war richtig, alles war verhältnismässig. Das ist eine Haltung, die wir aus Polizei-
antworten kennen und die uns nicht befriedigt.
Nun zur Frage der Gewalt. Wir sagen es klar: Flaschenwürfe sind inakzeptabel. Gewalt 
gegen Menschen, ob Polizist*innen oder Feiernde, ist nie eine Lösung. Daran gibt es 
nichts [zu rütteln] und wir verurteilen sie ausdrücklich. Aber genau deshalb müssen wir 
auch über die andere Seite sprechen. Die Polizei handelt im Auftrag des Staates, mit 
staatlicher Autorität, mit staatlichen Mitteln. Dieses Mandat verpflichtet zur Verhältnis-
mässigkeit, zur Bereitschaft, den eigenen Einsatz kritisch zu reflektieren und dazu, alles 
zu tun, um Eskalation zu verhindern, bevor sie entsteht.
Diese Reflexion vermissen wir in der Antwort. Der Gemeinderat, der vom Gespräch und 
Dialog berichtet, benennt das Versäumnis nicht klar genug, er hält den Ball flach. Das 
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reicht uns nicht. Die Frage ist nicht nur, ob die Massnahmen formal korrekt waren, die 
Frage ist, ob alles getan wurde, um die Eskalation zu verhindern. Ein Austausch mit 
dem Sicherheitspersonal der Reitschule, das die Menge, kennt, hätte helfen können. 
Ein frühzeitiges, klares, Sich-zu-Erkennen-Geben der Polizei, hätte Panik verhindern 
können. Diese Möglichkeiten wurden nicht genutzt.
Was wir uns wünschen, ist, dass aus dieser Nacht konkrete Lehren gezogen werden. 
Für zukünftige Einsätze in sensiblen Umgebungen braucht es klare Protokolle. Wann 
wird das Kontakttelefon genutzt? Wann wird mit dem Sicherheitspersonal vor Ort zu-
sammengearbeitet? Wie wird Erkennbarkeit sichergestellt? Nicht, um die Polizeiarbeit 
zu behindern, sondern damit sich ein vermeidbares Missverständnis nicht wiederholt.

Präsidentin: Vielen Dank. Als nächstes Einzelvotum, Szabolcs Mihàlyi, SP.

Szabolcs Mihàlyi (SP), Einzelvotum: Ich wollte gerade jetzt zum Feministischen Streik 
nicht allzu viel sagen, die Bühne soll anderen gehören – heute Abend sowieso. Aber 
mit der Besprechung dieses Traktandums, mit dem Bericht zu diesem Traktandum, fällt 
hoffentlich nicht nur mir auf, dass allein letztes Jahr an drei Demonstrationen oder Vor-
fällen die Polizei sich in einer Situation wiederfand, dass sie Gummischrot einsetzte, 
und dass sie sich nach kurzer Zeit in einer Situation wiederfand, in der sie sich in einer 
Notwehrsituation wähnte, in der sie dachte, sie dürfe jetzt auf Kopfhöhe schiessen. Es 
ist furchtbar, dass Gummischrot verwendet werden darf in unserem Land, das können 
wir hier nicht ändern. Aber es ist ziemlich offensichtlich, dass diese Strategie nicht 
funktioniert. – Zumindest nicht so, wie sie funktionieren sollte, selbst wenn man Gum-
mischrot für richtig hält, sie funktioniert nicht so, wie die Polizei möchte.

Präsidentin: Als nächstes gerne Thomas Glauser, SVP.

Thomas Glauser (SVP), Einzelvotum: Die Interpellation macht leider einmal mehr den 
Eindruck, dass nicht die Verantwortung von gewalttätigen Demonstranten im Mittel-
punkt steht, sondern vor allem die Polizei. Das ist fragwürdig. Die Berner Bevölkerung 
erwartet, dass die Polizei ihre Aufgabe macht, wenn Gesetze missachtet werden, Sach-
schaden entsteht, Personenschäden entstehen und die öffentliche Ordnung gestört 
wird. Schliesslich sind wir ja in einem Rechtsstaat.
Wer friedlich demonstriert, hat kein Problem. Wer jedoch nach einer Kundgebung ran-
daliert, Sachen beschädigt, soll zur Rechenschaft gezogen werden. Dafür gibt es Ge-
setze, dafür gibt es ja die Polizei. Besonders stossend ist, dass immer wieder links-
grüne Gruppen Verständnis für Störakte haben, und vor allem für Leute, die gegen 
Regeln verstossen, während die Polizei immer wieder unter Verdacht gestellt wird. Das 
schwächt unser Vertrauen in unsere Sicherheitskräfte – und hilft schlussendlich nie-
mandem. Vor allem hilft es jenen, die sich nicht an die Spielregeln halten. Deshalb 
braucht es eine starke Polizei, die handelt, wenn es nötig ist, und Politiker, die ihren 
Sicherheitskräften den Rücken stärken. Ich danke der Kantonspolizei für ihre Einsätze 
und für ihre geleistete Arbeit. Besten Dank.

Präsidentin: Vielen Dank. Als nächstes Georg Häsler, FDP.

Georg Häsler (FDP), Einzelvotum: Die Reihen haben sich gelichtet. Das hat vielleicht 
damit zu tun, dass wir uns eigentlich seit den 80er-Jahren in dieser Stadt im Kreise 
drehen. Es ist zu einem "Great-Gesellschafts-Game" geworden in dieser Stadt, dass 
sich gewisse Gruppierungen an der Polizei reiben, und dass man dann immer wieder 
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die gleichen Beschwerden hört. Ich bin ein bisschen älter und habe die 80er-Jahre er-
lebt. Ich habe die Polizei erlebt, als sie beim Zafaraya "eingefahren" ist – der Begriff 
einfahren, das ist so ein stehender Begriff im bernischen Vokabular, wenn es um die 
Polizei geht. Aber wir drehen uns im Kreis, wir haben sogar die Begriffe verloren, die 
wir früher für solche Anlässe verwendet haben.
Manchmal frage ich mich: Was soll denn eigentlich die Polizei machen? Wie soll denn 
die Polizei das Recht durchsetzen in der Stadt Bern? Soll denn das Recht selektiv gel-
ten? Wie ist denn das, wenn wir irgendwelche Herren haben, die sexualisierte Gewalt 
ausüben, die wir verurteilen, – ja, soll denn die Polizei dort anders [vorgehen] als bei 
Gewalttätern aus dem links-grünen Milieu? Da frage ich mich manchmal: Haben wir 
denn keine Rechtsgleichheit mehr? Und manchmal würde ich mir wünschen, bei all 
diesen Interpellationen, die sich auch im Kreise drehen seit den 80er-Jahren, ob man 
vielleicht auch mal eine Interpellation Richtung dieser anderen Gruppe richten könnte, 
die immer diese Fragen stellt. – Ja, wie stellt ihr euch denn die Polizeiarbeit vor?
Natürlich sind die Polizistinnen und Polizisten in Zivil, denn Täuschung gehört zum Ge-
schäft. – Übrigens, der Taktik; das ist nicht Strategie, sondern es ist simple Taktik, dass 
man nicht erkannt wird, damit Straftäterinnen und potenzielle Straftäter einen nicht er-
kennen. Manchmal würde ich mir wünschen, wir könnten mal, von der Seite der Polizei 
eine Interpellation Richtung Reitschule schicken und dann die Antworten der Reitschule 
hören, wie sie sich vorstellen, wie der Rechtsstaat durchgesetzt werden soll. Vielen 
herzlichen Dank.

Präsidentin: Vielen Dank. Wir haben doch noch ein Einzelvotum von David Böhner, 
AL.

David Böhner (AL), Einzelvotum: Ich muss jetzt doch nochmal [ans Rednerpult] kom-
men, ich versuche mich kurz zu halten. Es wurde gesagt, ich würde die Polizei diffa-
mieren – das habe ich nicht. Ich habe gesagt, das Image der Polizei als Schlägertrupp, 
das wurde gefestigt an dem Abend, weil die Leute, es waren etwa 1'000 Leute dort auf 
dem Platz, die haben das mitbekommen. Und wenn ihr die fragt: Wie habt ihr das mit-
bekommen? Da haben die eben mitbekommen: Es kommt ein Schlägertrupp. Es wurden 
ganz viele Leute verletzt, die überhaupt nichts damit zu tun hatten.
Die Antwort, wie sich die Polizei hätte verhalten sollen, habe ich in meinem Votum 
versucht darzulegen: Es war ein unverhältnismässiger Einsatz, weil die Polizei, in Zivil, 
mit eben diesem Dutzend [Zivilbeamten] als Schlägertrupp da reingegangen ist, sich 
auf eine Person gestürzt hat – Den sollen sie verhaften, der war [zur Fahndung] aus-
geschrieben. Damit habe ich kein Problem, aber nicht in dieser Situation. Die Leute vor 
Ort haben das so festgestellt: Es kommt ein Schlägertrupp und die greifen jemanden 
an. Und sie haben dann eingegriffen. Das ist kein gescheiter Einsatz.
Wenn sie genug Zivilpolizisten haben: Wieso waren sie nicht einfach dort, beobachten, 
den Mann, den können sie beobachten, der bewegt sich weg und dann können sie ihn 
schnappen? So hätte es nicht so viele Verletze gegeben. Das Image der Polizei ist in 
der Reitschule schlecht, und das hat einen Grund.

Präsidentin: Als Reaktion, Georg Häsler, FDP.

Georg Häsler (FDP), Einzelvotum: Einfach eine kurze Reaktion darauf. Fair enough 
und ich schätze diese Offenheit auch im Umgang mit diesen Themen. Aber ich finde es 
schon speziell, wenn man die Polizei als Schlägertrupp darstellt, wenn sie zivil, im 
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rechtlichen Rahmen, ihren Einsatz macht. Das gehört zu unserem Rechtsstaat und die-
ser Rechtsstaat dient dazu, dass am Ende des Tages alle die gleichen Rechte haben 
und dass nicht Leute, die schwächer sind, irgendwie "drunter" kommen. Das ist das 
Wesen des Rechtsstaates.
Die Polizei als Schlägertrupp zu bezeichnen, finde ich [fragwürdig] und es gibt einfach... 
und ich wiederhole das immer wieder – und ich glaube, ich komme jetzt auch in diesen 
Repetitionsmodus rein: Je weniger Polizistinnen und Polizisten vorhanden sind, desto 
mehr Gewaltmittel müssen eingesetzt werden, um dem Recht Nachdruck zu verleihen. 
Wenn die Polizei viele Leute hat, dann hat sie eine Übermacht, und wenn sie wenig 
Leute hat, dann braucht es Zwangsmittel. Das ist relativ simpel. Wenn die Gruppe rund-
herum die Polizei ihre Arbeit machen lässt, dann braucht es am Ende auch keine Ge-
walt. Ich glaube, das ist ein bisschen das Verhältnis.
Aber ich schätze die Auseinandersetzung, weil sie wenigstens auf einer ehrlichen 
Ebene stattfindet. Merci vielmals, David.

Präsidentin: Als nächstes nochmals Thomas Glauser, SVP.

Thomas Glauser (SVP), Einzelvotum: Vielleicht sollte man einmal eine Demonstration 
ohne Polizeieinsatz durchführen – einfach die Polizei zuhause lassen, das würde auch 
den Steuerzahler nichts kosten, und schauen, was passiert... und das vielleicht zwei, 
drei Mal hintereinander. Danach würden wir unsere Sicherheitskräfte wieder wertschät-
zen.

Präsidentin: Danke. Es scheint keine weiteren Einzelvoten mehr zu geben. Somit über-
gebe ich das Wort dem Gemeinderat Alec von Graffenried.

Alec von Graffenried, Direktor SUE: Die Meinungen sind gemacht, auch seitens des 
Gemeinderats. Der Gemeinderat hält an seinen Antworten fest. Ich möchte nur zum 
Kontext sagen: Es handelte sich um einen Polizeieinsatz morgens um 1 Uhr, da liegen 
die Nerven teilweise schon blank, respektive der Alkoholpegel ist etwas höher.
Ich möchte dazu einfach noch sagen: Wir hatten damals eine schwierige Zeit hinter 
uns, oder wir hatten schwierige Zeiten auf der Schützenmatte. Wir haben sehr viel dafür 
eingesetzt, dass wir die Verhältnisse auf der Schützenmatte verbessern konnten. Ein 
Teil, der zur Verbesserung beigetragen hat, dass wir tatsächlich die Kriminalität runter-
bringen mussten, war, dass wir auch die Kriminalität an diesem Standort bekämpfen 
mussten. Für uns ist dieses Ereignis auch in diesem Kontext zu sehen, dass wir die 
Schützenmatte auch "befrieden" wollten, unter anderem eben, damit solche Straftaten 
auf der Schützenmatte nicht mehr stattfinden. Ich bitte Sie, auch diesen Kontext zu 
beachten.
Wir können diese Diskussion weiterführen. Ich weiss nicht, ob das hier der richtige 
Rahmen ist – aber sehr gerne im Rahmen von Kommissionen oder von runden Tischen. 
Da können wir das Thema weiterentwickeln, wie wir besser aufeinander zugehen kön-
nen, anstatt uns bekannte Standpunkte entgegenzustellen. Merci.

Präsidentin: Vielen Dank. Fürs Protokoll: Die Einreichenden sind nicht zufrieden mit 
der Antwort. Somit ist das Geschäft verabschiedet – oder beendet.
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2024.PRD.0018

11 Volksschule Wankdorf und Sprachheilschule / Besondere Volksschulklas-
sen Bern: Raumanpassungen; Projektierungskredit

Präsidentin: Wir kommen zum Traktandum 11 "Volksschule Wankdorf und Sprachheil-
schule". Ich erteile der Kommission das Wort, für die PVS (Kommission für Planung, 
Verkehr und Stadtgrün) Nora Joos.

Nora Joos (JA) für die Kommission: Die PVS nahm den Projektierungskredit zum 
Schulstandort Wankdorf mit 5 zu 3 und einer Enthaltung an. Das vorliegende Projekt 
ist aus der Not entstanden. Sowohl die Volksschule wie auch die Sprachheilschule und 
die besondere Volksschule brauchen dringend mehr Platz. Mittels Nutzungsrochaden 
und kleinen baulichen Massnahmen sollen nun neue Räume geschaffen werden. 
Gleichzeitig ist am Standort eine Gesamtsanierung notwendig, die Gebäudehülle ist zu 
erneuern und der Aussenraum soll hitzeverträglich gestaltet werden.
Die Gesamtsanierung wurde vor ein paar Jahren aufgrund von Sparargumenten in der 
Investitionsplanung nach hinten verschoben. Die Kommissionsmitglieder haben sich 
gefragt, ob dieses Verschieben, respektive diese Depriorisierung der Gesamtsanie-
rung, tatsächlich eine Sparmassnahme war, oder ob wir schlussendlich aufgrund der 
notwendigen Sofortmassnahmen insgesamt mehr Geld ausgeben. Eine Mehrheit der 
Kommission hätte es begrüsst, wenn der Schulstandort jetzt bereits ganzheitlich ver-
dichtet und erneuert worden wäre, anstelle der nun vorgesehenen "Pflästerlipolitik".
Wir beschliessen heute die Umsetzung der Raumanpassungen. Gleichzeitig läuft par-
allel eine Studie zur Weiterentwicklung des Areals. Zudem ist ein Ersatz- oder Ergän-
zungsbau ein Thema, und es wird geprüft, ob ein Modulbau aus dem Kleefeld ins Wank-
dorf gebracht werden kann, sobald die Tagesbetreuung im Breitfeld ausgebaut wird. 
Wir werden uns in den nächsten Jahren also weiterhin mit dem Schulstandort befassen. 
Die Schüler*innen-Zahlen im Schulkreis werden weiter steigen und die Gesamtsanie-
rung wird früher oder später notwendig werden.
Die Frage zur kontraproduktiven Sparmassnahme oder "Pflästerlipolitik" hin oder her, 
die Kommission empfiehlt euch den Projektierungskredit trotzdem zur Annahme. Die 
Schüler*innen und Lehrpersonen brauchen jetzt mehr Platz. Die Raumrochaden sind 
notwendig, damit der Schulstandort ein guter Bildungsstandort bleibt, und damit die 
Schüler*innen und Lehrpersonen unter guten Bedingungen weiterarbeiten können.

Präsidentin: Vielen Dank, ihr könnt euch jetzt für die Fraktionsvoten anmelden. Besteht 
überhaupt Diskussionsbedarf? – Es besteht Diskussionsbedarf, somit folgt das Frakti-
onsvotum, als erstes Tanja Miljanović für die GFL-Fraktion.

Tanja Miljanović (GFL) für die Fraktion: Ich mache es ganz kurz. Nora hat das Ge-
schäft ja bereits umrissen. Eigentlich sind wir da sehr zwiegespalten, wir haben zu-
nächst eine Ablehnung überlegt und dann eigentlich auch fast beschlossen, und dann 
sind wir den Schüler*innen zuliebe doch von unserer Ablehnung wieder abgewichen.
Das Problem ist nicht das Projekt an sich. Ich denke, das Geld ist, so wie es jetzt 
eingeplant ist, durchaus vernünftig geplant. Was uns wahnsinnig stört, ist die irrsinnige 
Intransparenz, die sich bei vielen Projekten ergibt, bei denen man die Priorisierung 
verschoben hat. Es ist ja erst ein paar wenige Jahre her, da wurde die Gesamtsanierung 
dieses Schulhauses auf einen mittelfristigen bis langfristigen Planungshorizont ver-
schoben, also 2035 oder noch später, und es hiess damals ganz eindeutig, dass man 
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dort keine Gesamtsanierung braucht. Das sei nicht notwendig. Wir hatten damals be-
reits grosse Bedenken wegen des Schulraums, aber auch zum Beispiel wegen der Aus-
senmassnahmen, weil dort einfach alles versiegelt ist, und man den Aussenplatz kaum 
gebrauchen kann. Wir wurden dann immer wieder vertröstet und es hiess "nein, nein, 
nein, wir wissen, dass wir planen, mittelfristig, das genügt, dieses Schulhaus hat keine 
Dringlichkeit."
Dann geht es ein kleines Weilchen und dann kommt ein Sachgeschäft von ein paar 
"Milliönchen", bei dem wir die Kanalisierung ändern müssen, einen Rollpark hinpflanzen 
müssen, weil der tatsächlich gebraucht wird. Wir zweifeln nicht an der Notwendigkeit, 
sondern einfach daran, dass man alles herausgeschoben hat. Und dann auf einmal, 
ganz kurz darauf, heisst es: Eigentlich haben wir ja viel zu viele Schüler*innen für die-
sen Standort, es braucht dringend diese zwei Klassenzimmer. Ja, die braucht es, aber 
wir verstehen nicht ganz, ob wir nicht am Ende durch diese Salamitaktik viel mehr Geld 
ausgeben. Mir ist schon klar, wie die Buchhaltung und die Budgetierung funktionieren, 
und ich verstehe auch, dass wenn wir es nicht heute, sondern erst in zehn Jahren sa-
nieren, dass wir dieses Jahr natürlich eine schwarze Null haben, weil wir ja dieses Jahr 
nichts saniert haben. Aber es kann nicht zielführend sein, wenn dann eine Gesamtsa-
nierung schlussendlich aufgrund dieser "Pflästerli" einfach 5, 6, 7 Mio. Franken mehr 
kostet, als wenn man die Sanierung wie geplant durchgeführt hätte.
Das ist keine Kritik an der Direktion für Bildung, Soziales und Sport (BSS). Vielmehr 
glaube ich, das ist einfach ein Problem, das das ganze Finanzierungs- und Investiti-
onsprogramm (FIT) umfasst und die gesamtstädtische finanzielle Priorisierung. Es gibt 
Geschäfte, die sind gar nicht so dringend, die werden aber trotzdem dringend gemacht 
– vielleicht auch, weil sie ein bisschen Prestige haben –, und dann werden andere 
Geschäfte nach hinten geschoben und dann doch irgendwie "gepflästerlet". Dieser 
ganze Prozess ist sehr, sehr intransparent. Und eben: Bei uns hat dies beinahe zu einer 
Ablehnung geführt. Wir haben uns jetzt noch einmal dagegen entschieden, aber wir 
wünschen uns da tatsächlich deutlich mehr Transparenz im Budget, in der Priorisie-
rung, auch in der Liste hinsichtlich, was jeweils in einer Budgetierung gestrichen wird, 
und welche Folgekosten die jeweiligen Sparmassnahmen haben. Sind es de facto Spar-
massnahmen oder nicht?

Präsidentin: Vielen Dank. Als nächstes Franziska Geiser für die GB/JA!-Fraktion.

Franziska Geiser (GB) für die Fraktion: Die Fraktion GB/JA! stimmt dem Projektie-
rungskredit natürlich zu. Dass die Volksschule Wankdorf wie auch die Sprachheilschule 
besondere Volksschulklassen Stadt Bern mehr Raum brauchen, ist wegen der steigen-
den Schüler*innenzahlen klar. Auch klar ist, dass es nicht mehr reicht, Klassenzimmer, 
wie sie die meisten von uns kannten, bereitzustellen. Für selbstständiges Arbeiten, für 
Atelierunterricht, für Projektunterricht oder für individualisierte Förderung braucht es 
flexibel nutzbare Räume, in denen Spezialunterricht oder Gruppenarbeiten stattfinden 
können.
Dass diese Ziele innerhalb der bestehenden Gebäude erreicht werden können, ist na-
türlich nachhaltig, denn die Lehrpersonen und die Schüler*innen brauchen die Räume 
ab sofort. Dass das Projekt eine Sofort-Massnahme ist, sehen wir ihm an. Die Mass-
nahmen wirken ein bisschen wie "Tetris": Zwei zusätzliche Unterrichtsräume, sechs 
zusätzliche Gruppenräume, acht Lernwelten, ein Logopädie-Raum, ein Raum für indi-
viduelle Förderung entstehen vor allem dank der Nutzung von bisher ungenutzten Kor-
ridoren und Raumrochaden.
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In der Sprachheilschule besonderer Volksschulklassen Bern wird immerhin durch den 
Auszug aus den Ausstellungsräumen von Hochbau Stadt Bern Raum frei, der umge-
nutzt werden kann. Aber auch hier geht es vor allem um eine Innenverdichtung. Schön 
ist, dass ein Ruheraum für Lehrpersonen eingeplant ist.
Die schnelle Umsetzung der Raumanpassungen ist wichtig für die Lehrpersonen und 
die Schüler*innen; noch wichtiger wird längerfristig die Sanierung des Aussenraums. 
Wir freuen uns auf ein gutes Gesamtsanierungsprojekt und hoffen, dass beim nächsten 
Geschäft zum Schulstandort, trotz Gartendenkmalpflege, ein attraktiver, vielfältiger 
Aussenraum für die Schüler*innen entsteht.

Präsidentin: Vielen Dank. Als nächstes Laura Brechbühler für die SP/JUSO-Fraktion.

Laura Brechbühler (SP) für die Fraktion: In den beiden Gebäuden der Volksschule 
Wankdorf und der Sprachheilschule ist der Schulraum heute zu knapp, das haben 
meine Vorredner*innen schon betont. Die Schüler*innen-Zahl ist stetig gestiegen, was 
eine Raumanpassung nötig macht. Der Umzug der Ausstellungsräume von Hochbau 
Stadt Bern führt zu freiwerdenden Zimmern im Gebäude der Sprachheilschule, die künf-
tig als Schulraum und für Lehrpersonen genutzt werden können. Das begrüssen wir.
Gleichzeitig sollen nur wenige bauliche Massnahmen, dies trifft vor allem auf die Volks-
schule Wankdorf zu, umgesetzt werden. Beispielsweise werden die Korridornischen 
mittels Sichtschutzelementen und Besprechungsboxen nutzbar gemacht. Dies ist dank 
den grosszügigen Korridoren im Gebäude auch wirklich möglich. Der vorliegende Pro-
jektierungskredit ermöglicht also eine grössere Innenverdichtung ohne anspruchsvolle 
Zusatzbauten. Gleichzeitig wird mehr qualitativer Schulraum geschaffen, und die Stadt 
kann den höheren Schüler*innenzahlen in diesem Quartier begegnen. Das finden wir 
sinnvoll und nachhaltig. Deswegen wird die SP/JUSO-Fraktion dem vorliegenden Pro-
jektierungskredit zustimmen.

Präsidentin: Vielen Dank. Als nächstes Ursula Stöckli für die FDP-Fraktion. Wenn es 
keine weiteren Fraktionsvoten gibt, könnt ihr euch jetzt für die Einzelvoten anmelden.

Ursula Stöckli (FDP) für die Fraktion: Die FDP-Fraktion wird diesem Geschäft zustim-
men. Wir haben allerdings auch ähnliche Einwände, oder Ergänzungen, die bereits an-
gemerkt worden sind. Wir möchten das Areal zukunftsorientiert planen. Und wenn ge-
wisse Dinge "geschoben" werden müssen, dann gilt es sie mit Blick auf die Zukunft zu 
planen.
Auf dem Areal an der Morgartenstrasse, wo das ehemalige Abend-Tech war und wo 
auch ausgebaute Schulräume waren, sind heute Verwaltungsstellen untergebracht. Wir 
finden, das ist definitiv unangebracht, und man sollte [das Gebäude] wieder als Schul-
raum nutzen, gerade auch in Hinblick auf die ganze Entwicklung. Also wir werden dort 
massiv mehr Leute haben, in diesem Perimeter Wankdorf, im Entwicklungsschwerpunkt 
Wankdorf. Es wird mehr Leute geben in der "gestapelten Stadt", es wird auch mehr 
Leute geben in der Überbauung, die zwischen Stauffacherstrasse und Wankdorf City 
an der Wankdorffeldstrasse entsteht. Auch dort werden wieder Leute hinziehen, die 
vermutlich schulpflichtige Kinder haben, und auch die brauchen wieder Schulraum.
Das Areal, das riesengrosse Areal, des ehemaligen Abend-Techs ist als Schulstandort 
prädestiniert, gerade in Hinblick auf die grosse Entwicklung, die dort stattfindet. Wir 
wären froh, wenn das berücksichtigt wurde, und zu diesem Geschäft hier sagen wir 
"Ja".
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Präsidentin: Vielen Dank. Ich sehe keine weiteren Einzelvoten. Ist das korrekt? Gut, 
dann übergebe ich den Gemeinderät*innen und der Stadtpräsidentin das Wort. Marieke 
Kruit beginnt.

Marieke Kruit, Stadtpräsidentin: Der Gemeinderat beantragt einen Projektierungskre-
dit von 470'000 Franken für Raumanpassungen bei der Volksschule Wankdorf sowie 
bei der Sprachheilschule und den besonderen Volksschulklassen. Auf die Entwicklung 
der Schüler*innen-Zahlen und den konkreten Raumbedarf wird meine Gemeinderats-
kollegin gleich näher eingehen. Ich möchte deshalb vor allem die baulichen Punkte 
nochmals hervorheben. Dieses Geschäft steht für eine pragmatische und verantwor-
tungsvolle Schulraumplanung.
Bevor wir über Neubauten sprechen, nutzen wir die vorhandenen Gebäude besser. Wir 
schaffen zusätzlichen Schulraum dort, wo er am effizientesten und kostengünstigsten 
realisiert werden kann: innerhalb der bestehenden Infrastruktur. Im Schulhaus Wank-
dorf entstehen zusätzliche Unterrichtsgruppen- und Förderräume sowie zwei weitere 
Klassenkapazitäten. Gleichzeitig werden heute ungenutzte Flächen für die Schule pas-
send gemacht. Dafür müssen wir aber die Brandschutzmassnahmen anpassen. Bei der 
Sprachheilschule und den besonderen Volksschulklassen schaffen wir dringend benö-
tigte Räume für Unterricht, Betreuung und Lehrpersonen und stärken damit jene Ange-
bote, die für Chancengerechtigkeit und individuelle Förderung besonders wichtig sind. 
Die vorgeschlagenen Massnahmen sind verhältnismässig, nachhaltig und können spä-
ter in eine Gesamtsanierung integriert werden. Es handelt sich nicht um Luxus, sondern 
um notwendige Investitionen in gute Lernbedingungen für unsere Kinder und Jugendli-
chen.
Wichtig ist aber auch der Blick nach vorne. Für das Areal der Volksschule Wankdorf 
läuft derzeit eine umfassende Potenzialanalyse. Sie wird die Grundlage für die spätere 
Gesamtsanierung und die langfristige Entwicklung des Standortes bilden. Die heute 
beantragten Massnahmen stehen dazu nicht in Konkurrenz – im Gegenteil, sie sind 
aufwärtskompatibel, können weiter genutzt werden und verursachen mit Blick auf die 
spätere Gesamtsanierung keine zusätzlichen Kosten. Wir handeln also dort, wo der 
Handlungsdruck heute besteht, ohne die langfristige Planung zu verbauen.

Präsidentin: Vielen Dank. Den zweiten Teil des Votums übernimmt Ursina Anderegg.

Ursina Anderegg, Direktorin BSS: Mit dem vorliegenden Projektierungskredit schaffen 
wir nun die Grundlage, um die zwei Schulstandorte Volksschule Wankdorf und die be-
sonderen Volksschulklassen an die heutigen und künftigen Bedürfnisse anzupassen. 
Die Ausgangslage für das vorliegende Geschäft ist wie folgt – das wurde auch schon 
erwähnt: Wir sind hier mit steigenden Schüler*innenzahlen konfrontiert und die sorgen 
für Kapazitätsengpässe in beiden bestehenden Schulgebäuden.
Im Schulkreis Breitfeld sind Wohnbauareale geplant, dies wird die Raumbedarfssitua-
tion an der Volksschule Wankdorf kurz- bis mittelfristig weiter verschärfen. Mit diesem 
Projekt, wie auch mit der Eröffnung des Erweiterungsbaus Breitfeld 2030-2031 können 
wir darauf reagieren. Wir gehen gemäss der aktuellen Schulraumprognose davon aus, 
dass ein Bedarf von 27 bis 30 Klassen innerhalb der nächsten zehn Jahre prognostiziert 
wird.
Auch die Anforderungen an guten Unterricht haben sich in den letzten Jahren verändert. 
Der Lehrplan 21 verlangt nicht nur Klassenzimmer, sondern auch Gruppenräume, 
Räume für individuelle Förderung, Logopädie und flexible Lernsettings. Gerade diese 
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Räume fehlen heute an der Volksschule Wankdorf weitgehend – und [diesen Anforde-
rungen] kommen wir jetzt entgegen mit diesem Projekt. Durch diese geplanten Raum-
anpassungen, durch diese Innenverdichtung, gewinnen wir bei der Volksschule Wank-
dorf zwei zusätzliche Unterrichtsräume: von 17 auf 19 Klassen können wir erweitern, 
mehrere Gruppen- und Förderräume, neue Lernorte in den heute ungenutzten Korridor-
bereichen sowie zusätzliche Räume für Logopädie und die individuelle Förderung ein-
richten, also gemäss dem Lehrplan 21. Damit können wir nicht nur auf steigende 
Schüler*innen-Zahlen reagieren, sondern auch den pädagogischen Anforderungen ei-
ner zeitgemässen Volksschule besser gerecht werden.
Bei den besonderen Volksschulklassen ist ebenso wichtig, dass dort die Anpassungen 
bei der Sprachheilschule und der besonderen Volksschulklassen durchgeführt werden, 
da dort der Bedarf in den vergangenen Jahren deutlich gewachsen ist. Die freiwerden-
den Flächen im Untergeschoss, also der Umzug Hochbau, ermöglichen zusätzlichen 
Raum für Betreuung, Aufenthalt und Zusammenarbeit. Wir wollen auch einen weiteren 
Unterrichtsraum, Gruppenräume sowie dringend benötigte Arbeitsplätze für die Lehr-
personen schaffen.
Besonders wichtig ist uns auch, dass wir den zusätzlichen Raumbedarf ohne Neubau-
ten und ohne Eingriffe in die Gebäudestruktur decken können. Wir nutzen also die be-
stehenden Flächen besser, wir erhöhen die Gebäudeeffizienz und gehen sorgfältig mit 
den vorhandenen Ressourcen um. Mit diesem beantragten Projektierungskredit schaf-
fen wir nun die Voraussetzungen, um die konkrete Planung voranzutreiben und dem 
Stadtrat anschliessend ein ausgereiftes Bauprojekt vorzulegen. Ich bitte euch deshalb, 
den Projektierungskredit zu genehmigen und das Geschäft in die Pipeline zu bringen. 
Die Lehrpersonen und die Schüler*innen werden euch dankbar sein, wenn diese Anfor-
derungen bald erfüllt sind und sie genug Raum haben werden. Vielen Dank.

Präsidentin: Vielen Dank, wir kommen bereits zur Abstimmung. Wenn ihr dem Antrag 
des Gemeinderats so zustimmen möchtet, könnt ihr jetzt mit Grün "Ja" stimmen, mit 
Rot "Nein".

Abstimmung Nr. 018
2024.PRD.0018

Annahme 
Ja 58
Nein 0
Enthalten 0

Präsidentin: Ihr habt dem vorliegenden Antrag zugestimmt. Wir kommen jetzt zu Trak-
tandum 12, Motion "Leistungsvertrag mit dem Verein Museumsquartier".

2025.SR.0237

12 Motion: SP/JUSO: Leistungsvertrag mit dem Verein Museumsquartier; An-
nahme als Richtlinie
Präsidentin: Ist diese Motion bestritten? – Ja? Ja, die Motion ist bestritten. Ich erteile 
somit den Einreichenden das Wort. Für die Einreichenden Barbara Keller.
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Barbara Keller (SP) für die Einreichenden: Das Museumsquartier ist in den letzten 
Jahren zu einem der spannendsten kulturellen Orte der Stadt Bern gewachsen. 11 be-
deutende Institutionen im Kirchenfeld – vom Historischen Museum über das Naturhis-
torische bis hin zur Nationalbibliothek – ziehen gemeinsam jedes Jahr über eine halbe 
Million Besucher*innen an. Was hier entsteht, ist mehr als die Summe einzelner Häuser. 
Es ist ein lebendiges Kulturquartier, das Zusammenarbeit nicht nur predigt, sondern 
konkret lebt.
Wir hatten die Möglichkeit, uns in einer Stadtratspause selber ein Bild dieser Institution 
zu machen. Es war erfreulich, wie viele von uns vor Ort waren. Seit 2025 befindet sich 
das Projekt in der Realisationsphase. Mit der Dachmarke, dem Museumsquartierpass 
und der neuen Webseite wurden wichtige Schritte gemacht, um dieses Potenzial auch 
gegen aussen sichtbar zu machen. Gleichzeitig zeigt sich: Damit diese Dynamik nicht 
ins Stocken gerät, braucht es eine verlässliche Koordination und eine stabile Ge-
schäftsstelle, auch wenn diese bewusst schlank gehalten wird. Sie ist klein, aber sie ist 
unverzichtbar.
Besonders hervorheben möchte ich noch den Museumsgarten. Er ist weit mehr als eine 
schöne Grünfläche zwischen Museen. Er ist ein offener, zugänglicher Ort der Begeg-
nung, mitten in einem Quartier, das sonst nur wenige solcher Räume kennt. Hier wird 
Kultur buchstäblich in den Stadtraum hinausgetragen. Und genau das macht das Mu-
seumsquartier so wertvoll – Kultur für alle statt für wenige, sichtbar und erlebbar im 
öffentlichen Raum.
Auch die Finanzierung zeigt, wie gut dieses Projekt abgestützt ist. Die Burgergemeinde 
und der Kanton haben ihre Beiträge zugesichert – 150'000 bzw. 75'000 Franken unter 
der Bedingung, dass diese auch die Stadt Bern bewilligt. Ich bitte euch, diese Motion 
zu unterstützen, damit wir die Finanzierung auch langfristig sichern können. Denn, wie 
wir bereits gehört haben: Das Museumsquartier hat sich etabliert, es ist in den letzten 
Jahren gewachsen, und jetzt gilt es, diese Beiträge auch längerfristig zu sichern.
Wir haben hier bereits mehrmals über diese kleinen Beiträge gesprochen. Was wir nun 
möchten, ist, dass es einen Leistungsvertrag mit dem Museumsquartier gibt, der über 
längere Zeit bestehen kann, damit wir nicht jedes Jahr wieder hier stehen und über 
75'000 Franken debattieren, was vergleichsweise ein kleiner Betrag ist. Um die Finan-
zierung langfristig zu sichern und den Aufbau zu gewährleisten, bitte ich euch, dieser 
[Motion] zuzustimmen und so einen Leistungsvertrag zu ermöglichen, der das Muse-
umsquartier langfristig sichern kann. Danke, dass ihr unsere Motion unterstützt.

Präsidentin: Vielen Dank. Die Liste wäre offen für die Fraktionsvoten. Als erstes Alex-
ander Feuz von der SVP-Fraktion.

Alexander Feuz (SVP) für die Fraktion: Wie ihr wisst, wohne ich ganz in der Nähe des 
Museumsquartiers, das ist etwas Tolles, ich war auch an diesem Anlass, ich habe den 
sehr gut gefunden. Wir sind dem Museumsquartier gegenüber durchaus positiv ge-
stimmt, aber – ich habe das bereits damals gesagt, ihr kennt mich, ich kämpfe immer 
mit offenem Visier – ich habe immer gesagt: Für uns im Quartier ist ganz entscheidend, 
dass am Abend – ich sage nicht, dass man keine Party machen kann und mal ein Fest 
– der Museumsgarten grundsätzlich abzuschliessen ist. Wenn der nämlich offenbleibt, 
dann hat man das Problem der Sicherheit.
Ich habe das bereits bei anderen Vorlagen gesagt. Ich war früher viel in Südfrankreich, 
in der Gegend um Arles, wo man im Bereich Theater, Antikes Theater, Touristen ge-
warnt hat reinzugehen. Später hat man es geschlossen, weil einfach immer eine ge-
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wisse Gefahr besteht. Ich sage euch ganz ehrlich, denn ein bisschen etwas von Krimi-
nalität verstehe ich: Wenn man einen Raubüberfall plant, ist das [Museumsquartier] ein 
ideales Gebiet. Man hat den Garten als Rückzugsmöglichkeit. Man kann agieren, an-
greifen – militärisch gesehen – Richtung Bernastrasse, man kann angreifen Richtung 
Thunstrasse und man kann angreifen Richtung Museumsstrasse. Und wenn es dann 
"heiss" wird, hat man die Möglichkeit, entweder den Elfenau-Bus Richtung Elfenau zu 
nehmen, den Tierpark-Bus Richtung Stadt oder eine der Tramlinien. Aus dieser Sicht 
handelt es sich um ein hervorragendes Gebiet, um sich wiederum dezentral zu ver-
schieben – und das ist ein Risiko.
Ihr kennt mich, ich bin weiss Gott kein Kind der Traurigkeit, aber ich bin einfach der 
Meinung, dass man aufpassen muss, wenn dann immer eine Party oder ein Fest vor-
geschoben wird, um den [Museumsgarten] geöffnet zu halten, dann hat man ein Pro-
blem. Wenn ich ein "Feschtli" mache mit meinen Leuten zu Hause, dann riskiere ich 
eine Busse, wenn ich nach 10 oder 11 noch etwas zu laut bin – ich war diesbezüglich 
auch schon einmal ein bisschen grenzwertig unterwegs. Aber dort [im Museumsgarten] 
kann man es dann machen, im selben Quartier – an einem Ort kann man es, am ande-
ren kann man es nicht.
Die Sicherheit des Quartiers und der Bewohner und das Ruhebedürfnis, das muss man 
entsprechend hoch gewichten. Für uns ist daher entscheidend, bei all diesen ganzen 
Diskussionen: haben wir Garantien? Ich glaube, bei der Burgergemeinde habe ich das 
auch eingebracht. Haben wir Garantien, dass das Museum grundsätzlich am Abend...? 
Und ich sage nicht, dass das Restaurant Steinhalle um 21:30 Uhr geschlossen werden 
muss, aber ich verlange, dass in der Nachtzeit – und die Überfälle passieren ja meis-
tens dann, wenn der Bus nicht mehr fährt – das [Areal] geschlossen bleibt. Und wenn 
das nicht geschlossen bleibt, dann muss man davon ausgehen, dass diverse Anwohner 
mit juristischen Mitteln ihr Ruhebedürfnis [durchsetzen] und ihre Freiheit und ihr Sicher-
heitsbedürfnis behalten wollen.
Aber wenn man es klar kommuniziert. Ich sage jetzt mal, das muss nicht um 22:15 sein, 
ihr kennt mich. Manchmal gehe ich auch erst um 21 Uhr essen. Aber [es ist wichtig], 
dass die Sicherheit gewährleistet ist. Ist sie es nicht, dann wird dieses Museumsquartier 
zu einem Unruheherd, zu einem Unsicherheitsherd, und wird das das Ruhebedürfnis 
stören. Wenn man eine Begegnungszone realisiert, verkehren Nachbarn, die zuvor gut 
miteinander auskamen, nur noch via Anwalt und eingeschriebenen Briefen. Für mich 
ist entscheidend hier – an die Adresse der Gemeindebehörden, an die Initianten: Wenn 
man die entsprechenden Zusicherungen geben kann, dann sehen wir das positiv. Falls 
nicht, dann will ich hier vorsorglich ein "Nein" einlegen, so dass man sieht, es gibt 
Widerstand: Es wollen nicht alle Leute eine Party-Zone rund um die Uhr. Das Ruhebe-
dürfnis und die Sicherheit sind höher zu gewichten, als das Bedürfnis der Leute aus 
anderen Quartieren, Party machen zu können. Ich habe immer gesagt, es ist schön, im 
Nachbarsgarten eine Party zu feiern, wenn meine Kinder ruhig schlafen können. Genau 
dort liegt das Problem und daran werden wir euch messen. Merci.

Präsidentin: Als nächstes gerne Chantal Perriard für die FDP.

Chantal Perriard (FDP) für die Fraktion: Das Museumsquartier hat sich in den vergan-
genen Jahren Schritt für Schritt zu einem bedeutenden kulturellen Ort unserer Stadt 
entwickelt. Heute arbeiten dort elf Institutionen eng zusammen, schaffen gemeinsame 
Angebote und stärken Bern als Kulturstadt. Die FDP-Fraktion anerkennt diese Entwick-
lung ausdrücklich. Das Museumsquartier schafft Mehrwert – kulturell, gesellschaftlich 
und auch für die Attraktivität unserer Stadt. Mit über einer halben Million Besucherinnen 
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und Besuchern jährlich gehört das Museumsquartier Bern heute zu den bedeutenden 
Kulturarealen der Schweiz.
Durch gemeinsame Projekte, institutionsübergreifende Kooperationen und eine ge-
meinsame Dachmarke konnte seine Ausstrahlung zusätzlich gestärkt werden. Gerade 
eine solche Zusammenarbeit braucht jedoch verlässliche Rahmenbedingungen. Wer 
gemeinsame Projekte entwickelt und langfristig zusammenarbeitet, braucht Planungs-
sicherheit. Es ist deshalb richtig, dass die Stadt Bern gemeinsam mit Kanton und Bur-
gergemeinde Verantwortung übernimmt und das Museumsquartier partnerschaftlich be-
gleitet. Wichtig ist aus Sicht der FDP-Fraktion gleichzeitig, dass die Finanzierung lang-
fristig tragfähig bleibt und die eingesetzten Mittel transparent verwendet werden. Ein 
Leistungsvertrag schafft dafür die notwendige Grundlage. Die Fraktion unterstützt des-
halb die Motion.

Präsidentin: Vielen Dank. Als nächstes Michael Ruefer für die GFL-Fraktion.

Michael Ruefer (GFL) für die Fraktion: Auch die GFL unterstützt diese Motion für einen 
tragfähigen Leistungsvertrag mit dem Verein Museumsquartier. In den vergangenen 
drei bis vier Jahren haben sich die bereits erwähnten elf Institutionen richtig kennenge-
lernt und zusammengefunden. Jetzt ist man daran, in die Umsetzungsphase zu gehen, 
den gemeinsamen Auftritt weiter zu vertiefen, die gemeinsame Signaletik, gemeinsa-
mes Ticketing und gemeinsame Projekte [zu entwickeln], hat dazu auch zum Beispiel 
eine Projektbörse veranstaltet und ganz namhaft dieses Jahr eine städtebauliche Stu-
die in Auftrag gegeben. Die Burgergemeinde hat sich inzwischen bereiterklärt, die Um-
setzung dieser Studienergebnisse massgeblich mitzufinanzieren.
Der Verein Museumsquartier ist gut gestartet, aber immer unter dem Vorbehalt dieser 
provisorischen Finanzierung, dieses provisorischen Kostenteilers, zu der die Stadt und 
der Kanton bisher pro Jahr 75'000 Franken beitragen, die Burgergemeinde 150'000 
Franken. Der Verein Museumsquartier sucht derzeit nach einer langfristig tragfähigen 
Lösung. Vor 2028 wird diese aber, laut Auskunft des Vereins, sicher nicht in Kraft treten 
können. Der Verein ist deshalb auch auf Gedeih und Verderb darauf angewiesen, dass 
die Stadt ihren Beitrag auch im kommenden Jahr nochmals leistet.
Die Finanzierungslösung, die braucht Zeit, und deshalb unterstützt die GFL auch dieses 
Bemühen, so dass ein Leistungsvertrag ausgearbeitet werden und das Museumsquar-
tier langfristig gestärkt werden kann. Herzlichen Dank.

Präsidentin: Vielen Dank. Als nächstes Andreas Egli von der Mitte-Fraktion.

Andreas Egli (Mitte) für die Fraktion: Ich bin jetzt gerade etwas verwirrt. Ich glaube, 
wir sind jetzt da in der Minderheit, erstaunlicherweise. Die Mitte wird die Motion ableh-
nen, und zwar nicht, weil wir das Museumsquartier schlecht finden. Wir stehen hinter 
dem Museumsquartier und wir freuen uns, wenn es zu einem lebendigen neuen Treff-
punkt für Menschen mit verschiedenen Interessen aus verschiedenen Generationen 
wird. Ich denke, wir sind wahrscheinlich die Fraktion, die im Schnitt am nächsten an 
diesem Quartier wohnt, und wir sehen ein, dass es Sinn macht, diese Umsetzung mit-
tels eines dafür dedizierten Gremiums zu koordinieren.
Aber, wie der Gemeinderat in seiner Antwort bereits ausführt: Der Verein produziert 
selbst keine Kultur, ist noch jung, hat keinen Leistungsausweis und erfüllt damit schlicht 
und einfach die Bedingungen für einen Leistungsauftrag nicht. Sollte sich dies ändern, 
können wir gerne wieder darüber diskutieren. Bis es so weit ist, muss sich der Verein 
wohl oder übel selbst finanzieren. Bei einem Jahresbudget der beteiligten Institutionen 
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von insgesamt fast 75 Mio. Franken sollte es möglich sein, die 300'000 Franken pro 
Jahr für den Verein aufzubringen. Und wenn das nicht möglich ist, dann ist der Verein 
wahrscheinlich auch gar nicht so wichtig. Merci.

Präsidentin: Als nächstes Roger Nyffenegger von der GLP/EVP-Fraktion.

Roger Nyffenegger (GLP) für die Fraktion: Das Museumsquartier ist für Bern ohne 
Zweifel ein wichtiger Ort. Die beteiligten Institutionen leisten wertvolle kulturelle Arbeit, 
deshalb stimmen wir auch für die Museumssanierung beim Berner Historischen Mu-
seum – Kultur in dieser Stadt ist wichtig. Aber gerade darum werden ja diese Institutio-
nen bereits heute umfangreich von der öffentlichen Hand, der Stadt, von Regionalge-
meinden, dem Kanton und dem Bund unterstützt. Die im Verein Museumsquartier zu-
sammengeschlossenen Institutionen, und ich bin froh, dass du das vorhin noch gesagt 
hast, verfügen insgesamt schon über eine wirklich erhebliche Finanzkraft.
Allein die vier grossen Museen des Museumsquartiers Alpines Museum der Schweiz 
(ALPS), das Bernische Historische Museum, das Museum für Kommunikation und das 
Naturhistorische Museum Bern weisen gemäss Gemeinderat zusammen ein Jahres-
budget von 36 Mio. Franken auf, während die Schweizerische Nationalbibliothek zu-
sätzlich über ein Budget von 37,8 Mio. Franken verfügt. Die GLP/EVP-Fraktion sieht 
deshalb nicht ein, weshalb zusätzlich nochmals ein mehrjähriger Leistungsvertrag über 
weitere 75'000 Franken abgeschlossen werden soll – für einen Verein, dessen Mitglied-
institutionen insgesamt über sehr grosse Budgets und erhebliche Finanzkraft verfügen.
Sämtliche Mitgliederorganisationen verfügen ja ebenfalls über beträchtliche eigene 
Ressourcen in Bereichen wie Marketing und Kommunikation, Finanzen, Logistik und 
Personal. Eine etwas knappere finanzielle Ausstattung könnte zudem den Anreiz erhö-
hen, diese vorhandenen Ressourcen stärker gemeinsam zu nutzen und effizienter ein-
zusetzen, statt primär auf zusätzliche Mittel der öffentlichen Hand zu setzen. Uns ist 
klar, dass der Betrag nicht riesig ist, aber als GLP/EVP-Fraktion sind wir der Auswei-
tung von Subventionen über immer neue Gefässe und Töpfe gegenüber zunehmend 
kritisch eingestellt. Diese "Subventionitis" führt zu Intransparenz, zusätzlichen Verwal-
tungsaufwänden und ineffizienten Parallelstrukturen. Statt dass bestehende Mittel ge-
zielt eingesetzt werden, schaffen wir neue Geschäftsstellen, neue Koordinationsstruk-
turen und neue, wahrscheinlich dann dauerhafte, Ansprüche an die öffentliche Hand. 
Dass die FDP hier zustimmen will, ist mir mehr als nur schleierhaft. Wo habt ihr denn 
euren finanzpolitischen Kompass begraben?
Dann möchte ich noch auf einen weiteren Punkt eingehen: Der Gemeinderat weist zu 
Recht darauf hin, dass der Verein erst seit 2025 in der Realisationsphase ist und wich-
tige Grundlagen für einen langfristigen Leistungsvertrag noch fehlen. Von einer akuten 
Gefährdung gehen wir da nicht aus. Die von der öffentlichen Hand zur Verfügung ge-
stellten Steuermittel sollten ausreichen, um den Verein Museumsquartier mit den be-
stehenden Finanzierungsquellen aufrecht zu erhalten. Die GLP/EVP-Fraktion lehnt eine 
weitere Subventionierung und darum diese Motion grossmehrheitlich ab.

Präsidentin: Als nächstes Jacqueline Brügger für die SP/JUSO-Fraktion.

Jacqueline Brügger (SP) für die Fraktion: Die SP/JUSO-Fraktion unterstützt die Mo-
tion. Wir haben heute die Chance, eine spannende kulturelle stadtplanerische Entwick-
lung von Bern nachhaltig abzusichern – das Museumsquartier Bern. Seit 2021 leisten 
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elf renommierte Institutionen vom Bernischen Historischen Museum über das Naturhis-
torische Museum bis hin zur Nationalbibliothek Pionierarbeit. Gemeinsam ziehen sie 
jährlich über 520'000 Besucher*innen an.
Seit 2025 befindet sich das Projekt in der Realisationsphase. Mit der Einführung der 
Dachmarke, dem Museumsquartierpass und der neuen Webseite wurden bereits ent-
scheidende Schritte unternommen, um dieses Potenzial sichtbar zu machen. Doch für 
eine professionelle Koordination dieser Institutionen, für ein gemeinsames Marketing 
und den Betrieb der Geschäftsstelle braucht es Planungssicherheit. Für uns als 
SP/JUSO ist zentral: Das Museumsquartier schafft niederschwellige und günstige Zu-
gänge zur Kultur.
Mit einem Museumsquartierpass für 30 Franken kann beispielsweise eine erwachsene 
Person mit zwei Kindern während eines Zeitraums von fünf Monaten je einmal das 
ALPS, das Berner Historische Museum, das Museum für Kommunikation, das Naturhis-
torische Museum oder die Kunsthalle besuchen. Das heisst, jedes dieser sechs Museen 
kann für nur fünf Franken besucht werden. Es geht aber nicht nur um das, was hinter 
den Mauern des Museums passiert. Besonders der Museumsgarten hat sich als leben-
diger öffentlicher Raum etabliert, der die Aufenthaltsqualität im Quartier für die gesamte 
Berner Bevölkerung steigert. Das Museumsquartier verbindet Institutionen und öffnet 
sie zum Stadtraum hin.
Ein Blick auf die Zahlen zeigt, das Engagement der Stadt Bern ist effizient. Die Burger-
gemeinde Bern hat 150'000 Franken und der Kanton 75'000 Franken in Aussicht ge-
stellt, unter der Bedingung, dass sich auch die Stadt mit einem Betrag von 75'000 Fran-
ken beteiligt. Mit einem verhältnismässig kleinen städtischen Beitrag lösen wir substan-
zielle Drittmittel aus, die direkt in die Attraktivität unseres Kulturstandorts fliessen. Der 
Gemeinderat anerkennt die Bedeutung und das Potenzial des Quartiers ausdrücklich. 
Er beantragt uns heute, die Motion als Richtlinie erheblich zu erklären. Auch wenn der 
Gemeinderat darauf hinweist, dass ein definitiver Leistungsvertrag aufgrund kantonaler 
Vorgaben erst für die Periode 2031 realistisch ist, setzen wir heute das nötige politische 
Signal: Wir wollen, dass der Gemeinderat schon jetzt die Grundlagen schafft und den 
Dialog mit den Partner*innen weiterführt. Der Stadtrat hat bereits im September 2025 
den Globalkredit erhöht, um den Beitrag für 2026 zu sichern.
Mit der Annahme dieser Motion als Richtlinie stellen wir sicher, dass dieser Weg kon-
sequent weiterverfolgt wird und das Museumsquartier nicht im Provisorium stecken 
bleibt. Nun, am 26. Februar 2026 wurde die Interpellation "Familienorientierte Leucht-
turmangebote als Bestandteil der Standortstrategie der Stadt Bern" durch Vertreter*in-
nen der SP/JUSO- und der GLP/EVP-Fraktion eingereicht. Darin wurde unter anderem 
gefragt, wie sich die Stadt Bern strategisch im Bereich familienfreundlicher Freizeit- 
und Bildungsangebote mit überregionaler Ausstrahlungskraft, insbesondere im Ver-
gleich zu Städten mit klaren Leuchtturmangeboten – wie dem Verkehrshaus Schweiz, 
dem Technorama oder dem Papiliorama – positioniert, oder, ob der Gemeinderat einen 
strategischen Mehrwert darin sieht, auch familienfreundliche Angebote mit themati-
scher, pädagogischer oder erlebnisorientierter Ausstrahlungskraft zu fördern oder wei-
terzuentwickeln.
Ich würde sagen, mit dem Museumsquartier wurde ein solches Angebot geschaffen. 
Das Museumsquartier Bern ist ein Leuchtturmprojekt für die Kulturstadt Bern – und ja, 
GLP, Leuchtturmprojekte kosten auch etwas. Es fördert die Zusammenarbeit, stärkt den 
öffentlichen Raum und ist finanziell durch die Beteiligung von Kanton und Burgerge-
meinde breit abgestützt. Ermöglichen wir dem Museumsquartier also auch künftig die 
verdiente Sicherheit. Vielen Dank.
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Präsidentin: Vielen Dank. Wenn es keine Einzelvoten gibt – doch es gibt ein Einzelvo-
tum, Alexander Feuz, SVP.

Alexander Feuz (SVP), Einzelvotum: Die Ausführungen von Jacqueline Brügger sind 
interessant. Ich habe gesagt, ich hätte nichts gegen das Museumsquartier. Bis jetzt 
sind wir mit den Sicherheitsbedenken offenbar die einzige Fraktion, die hier Bedenken 
hat. Bislang habe ich nichts dazu gehört, um diese Bedenken zu zerstreuen. Die wei-
teren finanziellen Argumente, die von der Mitte und der GLP vorgebracht wurden, teilen 
wir natürlich auch. Aber ich weiss, wenn ich es sage, dann besteht sowieso die Gefahr, 
dass dann alle dieser Angelegenheit zustimmen. Darum habe ich mich dazu bewusst 
nicht geäussert und mich auf Aspekte der Sicherheit beschränkt. Ich bin gespannt, was 
wir jetzt für Ausführungen dahingehend hören, dass hier nicht ein Quartier entsteht, 
das einfach offen ist, und ein Unsicherheitsfaktor geschaffen wird. Dann wird im Quar-
tier, welches das Museum und die vielen Museen immer mitgetragen hat – und den 
Museumspass finde ich etwas Gutes – die Freude und das Entgegenkommen nicht 
mehr so gross sein, denn dann sind die Nachteile, die die Stadt, Quartier 4 und die 
Anwohner haben, viel grösser als die Vorteile. Die Leute im Quartier haben Gärten, die 
müssen nicht dort in den Garten "festen" gehen, und dann noch riskieren, auf dem 
Heimweg zusammengeschlagen und ausgeraubt zu werden.

Präsidentin: Merci, keine weiteren Einzelvoten. Dann übergebe ich der Gemeinderätin 
Marieke Kruit das Wort.

Marieke Kruit, Stadtpräsidentin: Das Museumsquartier im Kirchenfeld hat grosses Po-
tenzial. Seit 2021 wurde in enger Zusammenarbeit zwischen dem Verein und den elf 
beteiligten Kultur- und Bildungsinstitutionen, darunter das Bernische Historische Mu-
seum, das Naturhistorische Museum, das Museum für Kommunikation sowie das ALPS, 
eine beachtliche Aufbauarbeit geleistet. Diese Entwicklung ist für die Stadt Bern kultur-
politisch wie auch städtebaulich von hoher Bedeutung. Die jährlichen Beiträge von 
Stadt, Kanton und Burgergemeinde in der Höhe von insgesamt 300'000 Franken sind 
ein wichtiges Fundament dieser Entwicklung. Der Anteil der Stadt Bern beträgt derzeit 
75'000 Franken und ist für das Jahr 2026 ja gesichert, wie ihr auch schon erwähnt habt.
Gleichzeitig ist aus Sicht des Gemeinderates der Zeitpunkt für einen mehrjährigen, ver-
bindlichen Leistungsvertrag verfrüht. Der Verein Museumsquartier befindet sich erst 
seit 2025 in einer neu strukturierten Umsetzungsphase mit einem überarbeiteten und 
verschlankten Geschäftsmodell. Diese Phase der Konsolidierung braucht Zeit, damit 
sich Strukturen, Rollen und Zusammenarbeit nachhaltig festigen können.
Wir erachten es deshalb als sinnvoll, dem Verein diesen Entwicklungsspielraum zu ge-
währen, bevor er mit verbindlich definierten Leistungszielen und einer mehrjährigen 
Verpflichtung belastet wird. Eine zusätzliche, neue Institution mit eigenen Programmen 
wäre dabei nicht zielführend. Stattdessen sehen wir den Mehrwert in einer schrittweisen 
Vertiefung der Zusammenarbeit, insbesondere in der inhaltlichen Kooperation der In-
stitutionen, einem gemeinsamen öffentlichen Auftritt sowie in der Weiterentwicklung 
eines gemeinsamen Ticketings. Auch der geplante Museumsgarten bietet grosses Po-
tenzial als identitätsstiftender Ort und als Begegnungsraum für das Quartier.
Zentral ist zudem die Erarbeitung einer klaren Roadmap, die aufzeigt, wie die einzelnen 
Institutionen organisatorisch, kommunikativ und inhaltlich zu einem Museumsquartier 
zusammenwachsen können. Dabei gilt es, bestehende Synergien konsequent zu nut-
zen – auch im Bereich der Kommunikation. Die beteiligten Institutionen verfügen ins-
gesamt über eine sehr solide finanzielle Basis. Umso wichtiger ist es, die öffentlichen 
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Mittel gezielt als Katalysator für Vernetzung und Sichtbarkeit einzusetzen. In diesem 
Sinne bitten wir euch, die Motion als Richtlinie erheblich zu erklären.

Präsidentin: Vielen Dank. Die Motion wurde nicht gewandelt, das heisst, dass wir jetzt 
darüber abstimmen, ob ihr die Motion als Richtlinie erheblich erklären wollt. Wenn ihr 
das möchtet, könnt ihr jetzt mit Grün "Ja" stimmen.

Abstimmung Nr. 019
2025.SR.0237

Annahme 
Ja 46
Nein 16
Enthalten 4

Präsidentin: Ihr habt die Motion erheblich erklärt. Vielen Dank. Traktandum 13 bein-
haltet eine Abschreibung. Punkt 1. Wie realistisch ist es, dass wir fertig werden? Viele 
Fraktionsvoten? Feierabend? Gut, wunderbar, dann machen wir noch Feierabend. 
Schönen Feierabend zusammen, bis in zwei Wochen.

Verschoben und eingereicht

Verschobene Traktanden

Folgende Geschäfte wurden nicht behandelt. Sie werden auf eine spätere Sitzung ver-
schoben.
Traktandum 13: Motion Fraktion GLP/JGLP (Corina Liebi, JGLP/Michael Ruefer, 
GLP): Erwerbsanreiz statt Ruhestandsrente – Anpassung der Gemeinderatsren-
ten GFL; Abschreibung Punkt 1 Corina Liebi, JGLP | Michael Ruefer, GFL
2021.SR.000041
Traktandum 14: Motion: Änderung der GO: Im Sinne einer wirksamen Stadtteil-
partizipation müssen die offiziellen Stadtteilvertretungen über die betreffenden 
Vorlagen vor der Behandlung in den Kommissionen und im Stadtrat orientiert wer-
den!; Ablehnung/Annahme Postulat Alexander Feuz, SVP | Thomas Glauser, SVP
2025.SR.0122
Traktandum 15: Motion: Fraktion GB/JA!: Pride statt Patriotismus; Ablehnung 
Anna Jegher, JA | Mirjam Läderach, GB
2025.SR.0192
Traktandum 16: Motion: SP/JUSO, GFL, GB/JA!, AL/PdA/TIF: Schutz vor Diskrimi-
nierung und Förderung der Teilhabe; Ablehnung / Annahme als Postulat Barbara 
Keller, SP | Chandru Somasundaram, SP | Sofia Fisch, JUSO | Mirjam Roder, GFL 
| Anna Leissing, GB | Raffael Joggi, AL | Anna Jegher, JA
2025.SR.0271
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Vorstösse

Anlässlich der heutigen Sitzung wurden folgende Vorstösse eingereicht:

https://stadtrat.bern.ch/de/aktuelles/meldungen/3081034799.php
2026.SR.0204 | Postulat | Eingereicht
Postulat: Sichtbarmachung der Berner Mühle-Tradition auf dem Bärenplatz
Chantal Perriard, FDP
2026.SR.0201 | Motion als Richtlinie | Eingereicht
Motion: 14. Juni, feministischer Streiktag, als freier Tag
Lea Bill, GB | Ronja Rennenkampff, JA
2026.SR.0203 | Motion als Richtlinie | Eingereicht
Motion: Einen Antifaschismusplatz für die Stadt Bern und die Demokratie – der 
Rathausplatz soll neu Antifaschismusplatz heissen
Matteo Micieli, PdA | David Böhner, AL | Raffael Joggi, AL | Tobias Sennhauser, TIF
2026.SR.0207 | Motion als Richtlinie | Eingereicht
Motion: Mahnmal gegen Femizide
Dominique Hodel, SP | Barbara Keller, SP | Tanja Miljanović, GFL | Chantal Perriard, 
FDP | Lea Schweri, GB
2026.SR.0200 | Kleine Anfrage | Eingereicht
Kleine Anfrage: Sind die Erwartungen in den Kauf der Liegenschaften am Wild-
hainweg erfüllt worden – auch in finanzieller Hinsicht?
Thomas Hofstetter, FDP | Nik Eugster, FDP | Simone Richner, FDP
2026.SR.0205 | Kleine Anfrage | Eingereicht
Kleine Anfrage: Verkehrssicherheit bei der Kurve Kalcheggweg / Veloverbindung 
Richtung Thunplatz
Chantal Perriard, FDP
2026.SR.0208 | Kleine Anfrage | Eingereicht
Kleine Anfrage: Restaurant Tierpark: wieso ist bei schönstem Sommerwetter im 
Juni das Restaurant ab 18.00 Uhr geschlossen?
Alexander Feuz, SVP | Janosch Weyermann, SVP | Ueli Jaisli, SVP
2026.SR.0202 | Interpellation | Eingereicht
Interpellation: Neuer Leitfaden für eine diversitätsorientierte Kulturförderung: 
Was kostet dies den Steuerzahler? Wer zahlt? Was bringt dies der Kunst? Was 
dem Zuschauer?
Alexander Feuz, SVP | Bernhard Hess, SVP | Thomas Glauser, SVP
2026.SR.0206 | Interpellation | Eingereicht
Interpellation: Brandgefahr durch Unkrautbrenner: Welche Alternativen gibt es?
Tobias Sennhauser, TIF

Schluss der Sitzung: 22.25 Uhr.

Namens des Stadtrats 

Die Präsidentin für das Protokoll
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